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H. Ausgewählte Rechtsprobleme des Weblogging 

Das letzte Kapitel befasst sich mit ausgewählten Rechtsproblemen, die im Zu-

sammenhang mit Weblogs zu Tage treten können. Aufgrund des vorgegebenen 

Rahmens kann dabei nicht auf alle denkbaren juristischen Konstellationen ein-

gegangen werden. Berücksichtigt werden im Folgenden: die Kollision bei der 

Wahl der Internetadresse (I.); Rechtsprobleme innerhalb der Berichterstattung 

(II.); die Haftung für fremde Kommentare (III.) und der Gegendarstellungsan-

spruch in Weblogs (IV.). 

I. Kollision bei der Wahl der Internetadresse
1115

 

Das Auffinden eines Weblogs hängt ebenso wie bei anderen Internetpräsenzen 

auch vom Kriterium der gewählten Internetadresse ab.  

Soweit ein Domain Name registriert wird, sind insbesondere Marken- und Na-

mensrechte Dritter zu beachten. Dabei ist es unbeachtlich, unter welcher Top-

Level-Domain (TLD) die Registrierung erfolgt. Schließlich ist deutsches Recht 

solange anwendbar, wie die betroffene Homepage einen „wirtschaftlich relevan-

ten Inlandsbezug“ aufweist.
1116

 

Hintergrund für die Kollisionen bei der Adresswahl ist die Judikatur, wonach 

Inhaber von Markenrechten
1117

 und Namensträger
1118

 regelmäßig einen An-

spruch auf die mit ihrer Marke oder ihrem Namen identische Internetadresse be-

sitzen. Ob für Weblogs in diesem Kontext Besonderheiten gelten, wird nachfol-

gend analysiert. In den Blick genommen werden dabei nur kostenlos und werbe-

                                                

1115 
Gebräuchlich sind auch die Begriffe „Domain Name“, „Domain“, „Domäne“ und „Webadresse“.  

1116 
BGH „hotelmaritime.dk“, Urt. v. 13.10.2004, Az. I ZR 163/02, MMR 2005, 239. 

1117 
OLG Hamm „veltins.com“, Urt. v. 19.6.2001, Az. 4 U 32/01, MMR 2001, 749; LG Mannheim 

„brockhaus.de“, Urt. v. 26.6.1998, Az. 7 O 529/97, http://www.netlaw.de/urteile/lgma_04.htm; 

OLG München „rolls-royce.de“, Urt. v. 12.8.1999, Az. 6 U 4484/98, http://www.jurpc.de/

rechtspr/20000113.htm.  
1118 

Grundlegend BGH „shell.de“, der in der gleichen Entscheidung ausdrücklich dem Namensträger 

ein grundsätzliches Recht an der mit seinem Namen identischen Internetadresse zusprach, die  

Adresse aber der Klägerin aufgrund ihrer überragenden Bekanntheit  zusprach, BGH „shell.de“, 
Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382 mit Anm. Hoeren. Das Namensrecht bestä-

tigend BGH „maxem.de“, Urt. v. 26.6.2003, Az. I ZR 296/00, MMR 2003, 726 = NJW 2003, 2978 

= EWiR 2003, 1225 mit Anm. Hoeren. Bestätigung des BGH-Urteils durch das BVerfG, Beschl. 

v. 21.8.2006, Az. 1 BvR 2047/03, www.heise.de/newsticker/meldung/78283. Die letzte Bestäti-

gung spricht die Entscheidung „kinski-klaus.de“ aus, BGH „kinski-klaus.de“, Urt. v. 5.10.2006, 

Az. I ZR 277/03, MMR 2007, 106 mit Anm. Stieper.   



 

 

- 306 - 

frei angebotene Meinungs-
1119

 und Watch-Weblogs
1120

, die in der Second-Level-

Domain geschützte Marken- oder Unternehmensnamen integriert haben. Zur 

Illustration seien „Bildblog.de“ und „MLPblog.de“ genannt. Das „MLPblog“ ist 

nicht mehr zu erreichen, da das Unternehmen MLP Finanzdienstleistungen AG 

die Domain durch Gerichtsurteil erstritten hat. Die Entscheidung wird später un-

ter dem Namen „unternehmenskennzeichen-blog.de“ behandelt. 

1. Markenrecht  

§ 14 Abs. 1 MarkenG
1121

 gewährt dem Inhaber einer Marke ein ausschließliches 

Recht. Die in § 14 Abs. 2 MarkenG normierten Untersagungsansprüche beinhal-

ten nach der Rspr. auch die Befugnis des Markeninhabers, einem Dritten die 

Benutzung der mit der Marke identischen Internetadresse im geschäftlichen 

Verkehr zu untersagen. Fraglich ist, ob dieses Untersagungsrecht auch bei Mei-

nungs- und Watch-Weblogs gilt.  

a. Voraussetzungen des Markenschutzes 

Das Untersagungsrecht aus § 14 Abs. 2 MarkenG setzt hinsichtlich des Weblog-

Inhabers ein Handeln im geschäftlichen Verkehr voraus. Der weit auszulegende 

Begriff umfasst „jede wirtschaftliche Betätigung, mit der in Wahrnehmung oder 

Förderung eigener oder fremder Geschäftsinteressen am Erwerbsleben teilge-

nommen wird“.
1122

 Gewinnerzielungsabsichten werden dafür nicht verlangt.
1123

 

Der BGH hat in seiner Entscheidung „shell.de“ hinzugefügt, dass auch keine 

„sonstige berufliche Tätigkeit“ vorliegen dürfe.
1124

 Für die weitere Begriffsbe-

                                                

1119 Wie bereits beschrieben, handelt es sich bei Meinungs-Weblogs um Angebote, bei denen insbe-
sondere politisch kontrovers diskutierte Themen behandelt werden und die eine größere Öffent-
lichkeit erreichen, vgl. statt vieler nur Röttger/Zielmann: Picot/Fischer, S. 33; Eck/Pleil: Picot/
Fischer, S. 86.  

1120 Auch hier sei kurz wiederholt, dass es sich bei Watch-Weblogs um Weblogs handelt, die unter 
anderem das Verhalten von Politikern, Medien und Unternehmen beobachten und dokumentieren, 
s. Möller: Die heimliche Medienrevolution, S. 131.  

1121 Gesetz über den Schutz von Marken und sonstigen Kennzeichen (Markengesetz - MarkenG) v. 
5.10.1994 (BGBl. I S. 3082), zuletzt geändert durch Artikel 4 Abs. 19 des Gesetzes vom 
17.12.2006 (BGBl. I S. 3171). 

1122 Statt vieler nur Hacker: Ströbele/Hacker, § 14, Rdnr. 27. 
1123 

Hacker: Ströbele/Hacker, § 14, Rdnr. 28. 
1124 BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 383 mit Anm. Hoeren. 



 

 

- 307 - 

stimmung des Handelns im geschäftlichen Verkehr ist der Rückgriff auf den 

gleichlautenden Terminus in § 1 UWG a. F. und auf den heutigen Begriff der 

Wettbewerbshandlung in § 2 Abs. 1, Nr. 1 UWG n. F. vorzunehmen.1125 

b. Unzulässige Domainreservierung und -benutzung aufgrund eines Han-

delns im geschäftlichen Verkehr 

Fraglich ist, ob die Reservierung und die Benutzung eines Markennamens in-

nerhalb der Second-Level-Domain durch den Inhaber eines Meinungs- oder 

Watch-Weblogs ein Handeln im geschäftlichen Verkehr iSd MarkenG darstellt.  

aa. Stand der Judikatur  

Das Kriterium des Handelns im geschäftlichen Verkehr bei der Reservierung 

und Benutzung von Internetadressen, die innerhalb der Second-Level-Domain 

eine geschützte Marke enthalten, wird von der Judikatur unterschiedlich beur-

teilt. Aufgrund des allgemein weit verstandenen Begriffsverständnisses kommt 

etwa das OLG Hamburg zu dem Schluss, dass ein Handeln im geschäftlichen 

Verkehr im Internet bereits deshalb vorliege, weil sich das Angebot an eine gro-

ße Öffentlichkeit richte.1126 In die gleiche Richtung geht die Entscheidung des 

LG Düsseldorf, das ein Handeln im geschäftlichen Verkehr mit dem Argument 

annimmt, der Domaininhaber sei ohne Begrenzung des Nutzerkreises im Inter-

net aufgetreten und habe dadurch im konkreten Fall den geschäftlichen Verkehr 

der Wettbewerber des Markeninhabers gefördert.1127 Konträr zum LG Düssel-

dorf verhält sich das Urteil des KG, das ein Handeln im geschäftlichen Verkehr 

ablehnt, wenn der Domaininhaber kritische Informationen über den Markenin-

haber zur Verfügung stellt. Sofern dies den Mitbewerbern des Markeninhabers 

zu Gute kommen könne, sei „dies nur eine beiläufige Folge der ideellen Tätig-

                                                

1125 
Hacker: Ströbele/Hacker, § 14, Rdnr. 28; Ingerl/Rohnke, § 14, Rdnr. 35. Bestätigt durch BGH 

„shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 383 mit Anm. Hoeren.  
1126 

OLG Hamburg „awd-aussteiger.de“, Urt. v. 18.12.2003, Az. 3 U 117/03, MMR 2004, 415. 

Gleichwohl hat das OLG die Reservierung und Nutzung der genannten Domain zu Zwecken eines 

kritischen Forums über das Geschäftsverhalten des Markeninhabers für zulässig erklärt, da es in-

soweit an einer markenmäßigen Benutzung gefehlt habe.  
1127 

LG Düsseldorf „scheiss-t-online.de“, Urt. v. 30.1.2002, Az. 2a O 245/01, http://www.netlaw.de/

urteile/lgd_31.htm.  
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keit“.
1128

 Auch das OLG Hamburg hat jüngst ein Handeln im geschäftlichen 

Verkehr abgelehnt, wenn ersichtlich ist, dass auf der Homepage „Beiträge zur 

Meinungsbildung im gesellschaftlichen Raum“ publiziert werden („unterneh-

menskennzeichen-blog.de“).1129 

bb. Würdigung 

Anerkannt ist, dass markenrechtliche Untersagungsansprüche dann nicht beste-

hen, wenn die Benutzung der Marke ohne geschäftliche Interessen rein zu ideel-

len Zwecken erfolgt.1130 Die hier interessierenden Meinungs- und Watch-

Weblogs verfolgen ausschließlich den ideellen Zweck der eigenen und fremden 

Meinungsdarlegung und -kundgabe beziehungsweise der Information über das 

Verhalten von Politikern, Unternehmen und Medien. Aufgrund ihrer Kosten- 

und Werbefreiheit bestehen auch keine geschäftlichen Interessen. Demnach liegt 

kein Handeln im geschäftlichen Verkehr vor. Dem kann auch nicht entgegen-

gehalten werden, dass wegen der Besonderheit des Internet aufgrund seiner un-

begrenzten Öffentlichkeit das Merkmal des Handelns im geschäftlichen Verkehr 

großzügig auszulegen sei.1131 Es kann keinen Unterschied machen, in welcher 

Kommunikationsform der ideelle Zweck verfolgt wird. Wollte man dies anders 

sehen, käme es zu einer nicht gerechtfertigten Privilegierung von Markeninha-

bern gegenüber denjenigen, die ideelle Zwecke verfolgen. Schließlich profitie-

ren gerade auch Markeninhaber von den Vorzügen des Internet, so dass sie auch 

die für sie möglicherweise negativen Konsequenzen dieses Mediums akzeptie-

ren müssen. 

                                                

1128 
KG „oil-of-elf.de“, Urt. v. 23.10.2001, Az. 5 U 101/01, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20020130.htm, Abs. 8. Die Entscheidung ist zwar zu § 15 MarkenG ergangen. Dies ist jedoch un-

beachtlich, da auch dort ein Handeln im geschäftlichen Verkehr verlangt ist und dieses Merkmal 

inhaltlich identisch mit dem des § 14 Abs. 2 MarkenG ist. Zu dem gleichen Ergebnis wie das KG, 

allerdings ohne Begründung, kommt auch das LG Essen, Urt. v. 25.4.2002, Az. 11 O 96/02, 
http://www.jurpc.de/rechtspr/20020209.pdf.  

1129 
OLG Hamburg „unternehmenskennzeichen-blog.de“, Beschl. v. 31.5.2007, Az. 3 W 110/07, 

http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_2007_254.pdf, S. 2.  
1130 

OLG Hamburg „awd-aussteiger.de“, Urt. v. 18.12.2003, Az. 3 U 117/03, MMR 2004, 415, 416; 

Hoffmann: Backhaus/Hoeren, 338, 344. 
1131 

Vgl. bei Hoffmann: Backhaus/Hoeren, 338, 344. 
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cc. Ergebnis 

Da Meinungs- und Watch-Weblogs ausschließlich ideelle Ziele ohne geschäftli-

che Interessen verfolgen, liegt in der geschilderten Reservierung und Benutzung 

eines Markennamens kein Handeln im geschäftlichen Verkehr.  

c. „Markenmäßige“ Benutzung durch Domainreservierung und 

-benutzung 

Auch wenn bereits aufgrund des fehlenden Merkmals des Handelns im geschäft-

lichen Verkehr markenrechtliche Untersagungsansprüche ausscheiden, soll in 

gebotener Kürze analysiert werden, ob die Reservierung und Benutzung von 

Domains mit Markennamen eine „markenmäßige“ Benutzung darstellt. 

aa.  „Markenmäßige“ Benutzung als Voraussetzung für einen Untersa-

gungsanspruch 

Nach ständiger Judikatur des BGH
1132

 kommt ein Untersagungsanspruch gem. 

§ 14 Abs. 2 MarkenG nur dann in Betracht, wenn auch das ungeschriebene Tat-

bestandsmerkmal der „markenmäßigen“ Benutzung vorliegt,
1133

 welche syno-

nym auch als „zeichenmäßige“ oder „kennzeichenmäßige“
1134

 Benutzung be-

zeichnet wird.  

Die markenmäßige Benutzung setzt dabei voraus, dass die Marke zur Unter-

scheidung von Waren oder Dienstleistungen verwendet wird.
1135

  

bb. Würdigung und Ergebnis 

Die Reservierung und Benutzung einer geschützten Marke innerhalb der Se-

cond-Level-Domain durch Inhaber von Meinungs- und Watch-Weblogs dienen 

                                                

1132 
Zuletzt BGH „Verwendung einer bekannten Marke in humorvoller Weise“, Urt. v. 3.2.2005, Az. I 

ZR 159/02, GRUR 2005, 583. Ausdrücklich für das Domainrecht und die Verwendung von Mar-

ken in der Second-Level-Domain s. OLG Hamburg „awd-aussteiger.de“, Urt. v. 18.12.2003, Az. 3 
U 117/03, MMR 2004, 415, 416.  

1133 
Ein Teil der Literatur lehnt genanntes Kriterium ab. S. umfassend dazu bei Hoffmann: Back-

haus/Hoeren, 338, 350.  
1134 

BGH „Impuls“, Urt. v. 18.5.2005, Az. I ZR 183/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060137.htm. 
1135 

BGH „Impuls“, Urt. v. 18.5.2005, Az. I ZR 183/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060137.htm, 

Abs. 17. Vgl. für die Lit. nur Schaefer, MMR 2005, 807, 808.  
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der Bereitstellung von Informationen sowie von fremden und eigenen Meinun-

gen, so dass das Merkmal der Unterscheidung von Waren oder Dienstleistungen 

ersichtlich ausscheidet.  

d. Gesamtergebnis zu I., 1.  

Die Domainreservierung und ihre Benutzung in genannter Form durch Mei-

nungs- und Watch-Weblogs begründen keine markenrechtlichen Untersagungs-

ansprüche des Markeninhabers.  

Es fehlt bereits am Handeln im geschäftlichen Verkehr, da die Reservierung und 

Benutzung allein ideellen Zwecken und nicht geschäftlichen Interessen dient. 

Darüber hinaus mangelt es auch an dem ungeschriebenen Tatbestandsmerkmal 

der markenmäßigen Benutzung, da die Reservierung und Benutzung der Domain 

nicht zur Unterscheidung von Waren oder Dienstleistungen erfolgen.  

2. Namensrecht gem. § 12 BGB 

Die Unzulässigkeit der Reservierung und Benutzung insbesondere von Unter-

nehmensnamen in der Second-Level-Domain könnte sich aus dem Namensrecht 

gem. § 12 BGB ergeben. Hintergrund dafür ist, dass der Namensträger einen 

Anspruch auf die mit seinem Namen identische Domain besitzt.
1136

 Als Verlet-

zungshandlung reicht bereits die alleinige Registrierung der mit dem Namen  

identischen Internetadresse,
1137

 so dass eine aktive Nutzung der Internetadresse 

in Form der Hinterlegung von Inhalten nicht verlangt ist.  

a. Eröffnung des Anwendungsbereichs von § 12 BGB und seine Schutzob-

jekte 

In Bezug auf das Markenrecht ist zu konstatieren, dass dieses als spezielleres 

Gesetz dem § 12 BGB vorgeht. Ein Schutz durch § 12 BGB kommt aber dann in 

Betracht, wenn es am Kriterium des Handelns im geschäftlichen Verkehr 

                                                

1136 
Vgl. nur BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 384 mit Anm. 

Hoeren. 
1137 

BGH „mho.de“, Urt. v. 9.9.2004, Az. I ZR 65/02, http://www.jurpc.de/rechtspr/20050039.htm, 

Abs. 17.  
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fehlt.
1138

 Da dieses Merkmal vorliegend nicht erfüllt ist, ist der Anwendungsbe-

reich des § 12 BGB eröffnet. 

Aus der Stellung von § 12 BGB im ersten Teil des BGB, der Regelungen für 

natürliche Personen statuiert, könnte zunächst der Schluss gezogen werden, dass 

sich das Namensrecht nur auf natürliche Personen erstreckt. Diese Sichtweise ist 

jedoch zu eng, so dass Einigkeit darüber besteht, dass auch Namen von juristi-

schen Personen als Schutzobjekte des § 12 BGB gelten.
1139

 Ferner findet § 12 

BGB Anwendung auf „Unternehmensbezeichnungen aller Art einschließlich der 

Abkürzungen und Schlagworte“.
1140

  

b. Maßgebliche Voraussetzungen des Namensrechts 

Ein Verbotsrecht des Namensinhabers steht ihm bei einer „unbefugten Benut-

zung“ zu, die in einer Namensleugnung (§ 12, S. 1, 1. Alt. BGB) oder in einer 

Namensanmaßung (§ 12, S. 1, 2. Alt. BGB) liegen kann. 

Die Namensleugnung gem. § 12, S. 1, 1. Alt. BGB liegt vor, wenn dem Na-

mensträger sein Recht zum Gebrauch seines Namens bestritten wird.
1141

 Eine 

derartige Konstellation ist bei Domainreservierungen aber nicht gegeben.
1142

 

Bedeutung hat vorliegend lediglich die Namensanmaßung gem. § 12, S. 1, 2. 

Alt. BGB. Sie liegt vor, wenn ein anderer unbefugt den Namen des Namensträ-

gers gebraucht und dadurch dessen schutzwürdige Interessen verletzt.
1143

 Als 

weitere Voraussetzung muss eine Zuordnungsverwirrung eintreten.
1144

 Dafür 

reicht es bereits aus, dass ein Dritter glauben könnte, der Namensträger hätte 

einem anderen, der diesen Namen nicht trägt, die Verwendung seines Namens 

                                                

1138 
BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 384 mit Anm. Hoeren. 

1139 
Ständige Rspr. des BGH, vgl. zuletzt BGH „segnitz.de“, Urt. v. 3.9.2005, Az. I ZR 231/01, WRP 

2006, 90, 91.  
1140 

Heinrichs: Palandt, § 12, Rdnr. 4. So auch BGH „hufeland.de“, Urt. v. 23.6.2005, Az. I ZR 

288/02, MMR 2006, 159, 161.  
1141 

Heinrichs: Palandt, § 12, Rdnr. 18.  
1142 

BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 384 mit Anm. Hoeren. 
Vgl. auch BGH „solingen.info“, Urt. v. 21.9.2006, Az. I ZR 201/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20060143.htm.  
1143 

Heinrichs: Palandt, § 12, Rdnr. 19.  
1144 

Grundlegend BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 384 mit 

Anm. Hoeren. Bestätigt durch BGH „solingen.info“, Urt. v. 21.9.2006, Az. I ZR 201/03, 

http://www.jurpc.de/rechtspr/20060143.htm, Abs. 14.  
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gestattet.
1145

 Zu beachten ist in der vorliegenden Konstellation, dass der verwen-

dete Name und nicht der Zusatz „blog“ oder „weblog“ den prägenden Bestand-

teil der gesamten Second-Level-Domain bildet.
1146

 

c. Würdigung 

Aus Gesagtem könnte sich eine Verletzung von § 12 BGB ergeben, wenn der 

Inhaber eines Meinungs- oder Watch-Weblogs den Namen des Namensträgers 

innerhalb der Second-Level-Domain reserviert oder benutzt. 

aa. Das Merkmal der Zuordnungsverwirrung 

Wie bereits dargelegt, liegt eine Zuordnungsverwirrung unter anderem dann vor, 

wenn der Verkehr den Eindruck gewinnt, der Namensträger habe dem Domain-

inhaber die Benutzung seines Namens gestattet, was aber nicht der Realität ent-

spricht.
1147

 Ausreichend ist bereits die Gefahr einer Zuordnungsverwirrung.
1148

  

(1) Differenzierung zwischen Suchmaschineneingabe und direkter Na-

menseingabe mit dem Zusatz „blog“ beziehungsweise „weblog“ 

Hinsichtlich der Zuordnungsverwirrung ist zu differenzieren, ob sich der Leser 

einer Suchmaschine bedient oder direkt eine URL in den Browser eintippt, die 

aus dem jeweiligen Namen und dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ gebildet ist.  

 

Soweit Suchmaschinen bemüht werden und dort der jeweilige Name zusammen 

mit dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ eingegeben wird, erscheinen zu den an-

gegebenen Treffern weitere Erläuterungen über den Inhalt der Homepage. Aus 

diesen Angaben kann der Nutzer ersehen, ob es sich um ein Weblog des Na-

mensinhabers oder ein Meinungs- beziehungsweise ein Watch-Weblog handelt, 

das sich kritisch mit dem Namensträger befasst. Der Nutzer wird also bei letzte-

ren nicht glauben, der Namensträger habe dem Weblog-Betreiber die Benutzung 

                                                

1145 
BGH „Universitätsemblem“, Urt. v. 23.9.1992, Az. I ZR 251/90, GRUR 1993, 151, 153.  

1146 
OLG Hamburg „unternehmenskennzeichen-blog.de“, Beschl. v. 31.5.2007, Az. 3 W 110/07, 

http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_2007_254.pdf, S. 4.  
1147 

BGH „Universitätsemblem“, Urt. v. 23.9.1992, Az. I ZR 251/90, GRUR 1993, 151, 153.  
1148 

OLG Hamburg „awd-aussteiger.de“, Urt. v. 18.12.2003, Az. 3 U 117/03, MMR 2004, 415, 418. 
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seines Namens gestattet. Eine Zuordnungsverwirrung liegt folglich nicht vor. 

Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass der Nutzer im ersten Augenblick der 

Durchsicht der angezeigten Treffer der Assoziation unterliegen könnte, es hand-

le sich doch um ein Weblog des Namensträgers. Einerseits liegt dies in der Na-

tur von Suchmaschinen, die nur einen ersten Überblick liefern und andererseits 

fehlt es bei einer vorübergehenden Unklarheit über den Inhalt und/oder Inhaber 

bis zum tatsächlichen Aufruf der Homepage an einer Interessengefährdung, die 

für die Namensverletzung gleichfalls verlangt ist.1149 

 

Anders verhält sich die Rechtslage bei der direkten Eingabe des Namens in 

Kombination mit dem Zusatz „blog“ beziehungsweise „weblog“ in den Browser. 

Sobald die Eingabe erfolgt und die Homepage erschienen ist, liegt eine Zuord-

nungsverwirrung vor, wenn die Internetpräsenz nicht vom tatsächlichen Na-

mensträger, sondern von einem, von diesem unabhängigen Dritten, als Weblog 

unterhalten wird. Unbeachtlich ist dabei die Ausgestaltung des Angebots. Auch 

wenn unmissverständlich auf der Eingangsseite dargelegt wird, dass es sich um 

ein Meinungs- oder um ein Watch-Weblog handelt, ist die Zuordnungsverwir-

rung de facto eingetreten. Anders als bei möglichen Unklarheiten bei der Tref-

feranzeige in einer Suchmaschine liegt in dieser Konstellation jedenfalls eine 

anfängliche Zuordnungsverwirrung vor, die für die Erfüllung des Tatbestandes 

ausreicht.
1150

 Im Gegensatz zum Recht der Gleichnamigen, die um eine mit ih-

rem Namen identische Internetadresse in Streit stehen, kann die hervorgerufene 

Fehlvorstellung des Verkehrs nicht mehr rechtswirksam rückgängig gemacht 

werden, da es insoweit an einem eigenen Namensrecht des Domaininhabers 

mangelt.
1151

 Für eine Zuordnungsverwirrung spricht auch das Aufrufverhalten 

des Nutzers. Soweit er sich einer Suchmaschine bedient, ist davon auszugehen, 

dass er die innerhalb der Treffer erscheinenden Erläuterungen tatsächlich auch 

liest, da er ansonsten keine Suchmaschine in Anspruch nehmen würde. Bei der 
                                                

1149 
BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 383 mit Anm. Hoeren. So 

für den ähnlich gelagerten Sachverhalt vor der Entscheidung des BGH auch KG „oil-of-elf.de“, 
Urt. v. 23.10.2001, Az. 5 U 101/01, http://www.jurpc.de/rechtspr/20020130.htm, Abs. 30.  

1150 
So auch LG Berlin für einen ähnlichen Sachverhalt, bei dem eine kritische Informationshomepage 

unterhalten wurde, LG Berlin „oil-of-elf.de“, Urt. v. 6.2.2001, Az. 16 O 33/01, MMR 201, 630, 

631. 
1151 

Vgl. BGH „solingen.info“, Urt. v. 21.9.2006, Az. I ZR 201/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20060143.htm, Abs. 24.  
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direkten Eingabe kann die Motivation aber auch darin liegen, dass der Nutzer 

beispielsweise das Corporate-Weblog eines Unternehmens aufrufen will und 

deshalb den Unternehmensnamen mit dem Zusatz „blog“ beziehungsweise 

„weblog“ direkt in den Browser eingibt.
1152

 Dem ließe sich entgegenhalten, dass 

die „normalen, durchschnittlich verständigen und situationsadäquat aufmerksa-

men Referenzverbraucher“ heute mit dem Begriff „blog“ oder „weblog“ stets 

ein Meinungs- oder Watch-Weblog assoziieren. Dieser Meinung kann jedoch 

nicht gefolgt werden, da verschiedene Arten von Weblogs existieren. Neben den 

bereits genannten Corporate-Weblogs seien exemplarisch Wahl-Weblogs, Poli-

tiker-Weblogs und War-Weblogs angeführt. Es verhält sich deshalb gerade nicht 

zwingend so, dass der Internetbenutzer mit dem Angebot eines Weblogs stets 

ein Meinungs- oder ein Watch-Weblog assoziiert.  

(2) Zwischenergebnis 

Soweit der Nutzer eine Suchmaschine bemüht, liegt dann keine Zuordnungs-

verwirrung vor, wenn zu den jeweiligen Treffern Erläuterungen über den Inhalt 

der jeweiligen Internetpräsenz erscheinen, da der Nutzer in diesem Falle nicht 

über die Identität des Domaininhabers verwirrt werden kann. Ein Verbotsrecht 

aus § 12 BGB scheidet somit aus. 

 

Erfolgt hingegen eine direkte Eingabe des Namens mit dem Zusatz „blog“ oder 

„weblog“ in den Browser und erscheint sodann ein Meinungs- oder Watch-

Weblog, liegt eine ausreichende anfängliche Zuordnungsverwirrung vor.  

bb. Das Merkmal der Unbefugtheit  

Die Rechtswidrigkeit der anfänglichen Zuordnungsverwirrung bei der direkten, 

kombinierten Eingabe in den Browser könnte jedoch entfallen und die Verwen-

dung des Namens mit dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ somit zulässig sein, 

wenn es am Merkmal der Unbefugtheit fehlt. Dabei entspricht die Unbefugtheit 

                                                

1152 
So zu Recht OLG Hamburg „unternehmenskennzeichen-blog.de“, Beschl. v. 31.5.2007, Az. 3 W 

110/07, http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_2007_254.pdf, S. 4.  
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des § 12 BGB der Rechtswidrigkeit in § 823 Abs. 1 BGB.
1153

 Das Namensrecht 

ist ein absolutes Recht im Sinne eines sonstigen Rechts gem. § 823 Abs. 1 BGB 

innerhalb des allgemeinen Persönlichkeitsrechts.
1154

 Das allgemeine Persönlich-

keitsrecht stellt ein Rahmenrecht dar, so dass die Rechtswidrigkeit durch die 

Tatbestandsmäßigkeit nicht indiziert ist, sondern positiv festzustellen ist, was 

durch eine Güter- und Interessenabwägung zu erfolgen hat.
1155

 

Demnach stehen sich vorliegend das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Na-

mensträgers einerseits und die Meinungs- und Pressefreiheit des Weblog-

Inhabers andererseits gegenüber.
1156

 

(1) Abwägung 

Hinsichtlich der verfassungsrechtlich gebotenen Abwägung ist zwischen der 

Meinungs- und der Pressefreiheit zu differenzieren. 

(a) Abwägung zwischen Namensrecht und Meinungsfreiheit 

Hinsichtlich der grundgesetzlich gewährleisteten Meinungsfreiheit aus Art. 5 

Abs. 1, S. 1, Hs. 1 GG ist den Vorgaben des BVerfG und seiner Wechselwir-

kungslehre1157 Rechnung zu tragen. Demnach ist § 12 BGB seinerseits „im Lich-

te von Art. 5 Abs. 1 GG auszulegen“. Meinung im verfassungsrechtlichen Sinne 

umfasst jedes „Element der Stellungnahme, des Dafürhaltens, des Meinens im 

Rahmen einer geistigen Auseinandersetzung“.1158 Die Meinungsfreiheit wird 

gem. Art. 5 Abs. 2 GG durch die allgemeinen Gesetze beschränkt. Umfasst sind 

davon alle Normen, „die nicht eine Meinung als solche verbieten, die sich nicht 

gegen die Äußerung der Meinung als solche richten“, sondern die „dem Schutze 

eines schlechthin, ohne Rücksicht auf eine bestimmte Meinung zu schützenden 

                                                

1153 
Heinrichs: Palandt, § 12, Rdnr. 25.  

1154 
BGH „kinski-klaus.de“, Urt. v. 5.10.2006, Az. I ZR 277/03, MMR 2007, 106 mit Anm. Stieper.  

1155 
Thomas: Palandt, § 823, Rdnr. 184. Vgl. auch zuletzt BGH „kinski-klaus.de“, Urt. v. 5.10.2006, 

Az. I ZR 277/03, MMR 2006, 106, 107 mit Anm. Stieper.   
1156 

Vgl. KG „oil-of-elf.de“, Urt. v. 23.10.2001, Az. 5 U 101/01, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20020130.htm, Abs. 33. S. auch OLG Hamm „castor.de“, Urt. v. 18.2.2003, Az. 9 U 136/02, 

MMR 2003, 478, 479.  
1157 

BVerfG „Lüth“, Urt. v. 10.1.1958, Az. 1 BvR 400/51, BVerfGE 7, 198, GRUR 1958, 254, 256.  
1158 

BVerfG „Wahlkampf / CDU : NPD Europas“, Beschl. v. 22.6.1982, Az. 1 BvR 1376/79, BVerfGE 

61, 1, NJW 1983, 1415/1416.  
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Rechtsguts dienen“.
1159

 Dazu zählt auch § 12 BGB,
1160

 der unabhängig von einer 

bestimmten Meinung den Schutz des eigenen Namens gewährleistet. Soweit 

man bereits in der Domainwahl eine Meinungsäußerung erblicken will, ist zu 

konstatieren, dass durch ein aus § 12 BGB folgendes Reservierungsverbot die 

Meinungsfreiheit als solche nicht in Frage gestellt wird.
1161

 Schließlich kann 

auch eine andere, weniger einprägsame Internetadresse für die Meinungsäuße-

rung gewählt werden. Gleiches gilt für die spätere Benutzung der Domain als 

weitere Form der Meinungsäußerung. Da folglich kein unmittelbarer Eingriff in 

die Meinungsfreiheit vorliegt, kann ein aus § 12 BGB folgendes Reservierungs- 

und Benutzungsverbot nur einen mittelbaren Eingriff in die Meinungsfreiheit 

darstellen. Ein solcher liegt vor, wenn „die geschützte Freiheitsbetätigung nicht 

nur unwesentlich erschwert wird“, wobei selbiger zu verneinen ist, soweit „die 

Möglichkeit der Nutzung von alternativen, gleichwertigen Domainnamen“ be-

steht.
1162

 In derartigen Fällen ist den Interessen Dritter an der Verwendung eines 

fremden Namens ausreichend Rechnung getragen.
1163

 Auch wenn die Anzahl 

registrierter Internetadressen mit der Top-Level-Domain „.de“ bei mehr als elf 

Millionen liegt,
1164

 existieren weiterhin ausreichend viele Reservierungsoptio-

nen. Soll beispielsweise kritisch über das Geschäftsverhalten des Unternehmens 

„Müller-Meyer-Schulze“ berichtet werden, so bietet sich nicht nur die Reservie-

rung von „www.müller-meyer-schulze-blog.de“, sondern auch von 

„www.watchblog-zu-müller-meyer-schulze.de“ an. Ein anderes Beispiel kann 

der Rechtsprechung zu Homepages mit kritischem Inhalt entnommen werden, 

die in ihrer Second-Level-Domain bekannte Unternehmensnamen integriert ha-

ben. Die damals für zulässig erachtete Domain „www.stoppesso.de“
1165

 könnte 

heute mit der gleichen Wirkung und der gleichen Aussagekraft „www.das-anti-

esso-blog.de“ lauten. Letztens sei die Entscheidung des OLG Hamburg „awd-

                                                

1159 
BVerfG „Lüth“, Urt. v. 10.1.1958, Az. 1 BvR 400/51, BVerfGE 7, 198, GRUR 1958, 254, 256.  

1160 
So auch LG Berlin „oil-of-elf.de“, Urt. v. 6.3.2001, Az. 16 O 33/01, MMR 2001, 630, 631.  

1161 
Karl, MMR 2003, 478, 480; LG Berlin „oil-of-elf.de“, Urt. v. 6.3.2001, Az. 16 O 33/01, MMR 

2001, 630, 631.  
1162 

Karl, MMR 2003, 478, 480.  
1163 

So auch BGH „solingen.info“, Urt. v. 21.9.2006, Az. I ZR 201/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20060143.htm, Abs. 24.  
1164 

Angabe der Denic unter http://www.denic.de/de/denic/news/news_68.html mit Stand vom 

12.7.2007.  
1165 

LG Hamburg „stoppesso.de“, Beschl. v. 10.6.2002, Az. 312 O 280/02, MMR 2003, 53.  
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aussteiger.de“ angeführt.
1166

 Das sich kritisch mit den Geflogenheiten des dorti-

gen Unternehmens beschäftigende Angebot unter der genannten Domain ist ge-

rade deshalb zulässig, da beim Nutzer keine Verwirrung eintreten kann, weil aus 

der Wendung „Aussteiger“ bereits unmissverständlich deutlich wird, dass es 

sich bei dem Angebot nicht um ein Weblog des Unternehmens handelt, sondern 

um ein Weblog, das sich kritisch mit diesem Unternehmen auseinandersetzt.  

 

Im Ergebnis ist festzuhalten, dass die Meinungsfreiheit nicht die Reservierung 

und Benutzung von Domains in genannter Form rechtfertigt.  

(b) Abwägung zwischen Namensrecht und Pressefreiheit 

In Betracht kommt die Zulässigkeit der geschilderten Reservierung und der Be-

nutzung von Domains aufgrund der Pressefreiheit gem. Art. 5 Abs. 1, S. 2, 1. 

Alt. GG.  

Die Pressefreiheit schützt unter anderem die autonome Gründung von Presseun-

ternehmen sowie ihre Erzeugnisse,1167 was auch für die Namenswahl der jewei-

ligen Publikation gelten muss. Da auch Weblogs unter Einhaltung der dargeleg-

ten Definition der Pressefreiheit unterfallen, ist auch die Wahl der Internetadres-

se, unter der sich das Weblog präsentieren möchte, vom verfassungsrechtlich 

garantierten Schutzbereich der Pressefreiheit umfasst. Gleichwohl sind die in 

Art. 5 Abs. 2 GG genannten allgemeinen Gesetze zu beachten, deren Nieder-

schlag vorliegend § 12 BGB darstellt. Ebenso wie bei der Meinungsfreiheit 

muss auch in diesem Spannungsverhältnis die Wechselwirkungslehre des 

BVerfG beachtet werden. Das einschränkende Gesetz darf sich „nicht speziell 

gegen die Presse, insbesondere gegen die Beschaffung einer Information oder 

die Äußerung einer Meinung als solche richten“.1168 Das in § 12 BGB verankerte 

Namensrecht verstößt nicht gegen diese Vorgabe. Das Namensrecht richtet sich 

nicht speziell gegen die Presse, sondern schützt ausschließlich das Namensrecht, 

auf das sich neben natürlichen Personen auch juristische Personen berufen kön-

                                                

1166 
OLG Hamburg „awd-aussteiger.de“, Urt. v. 18.12.2003, Az. 3 U 117/03, MMR 2004, 415.  

1167 
BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230, NJW 1966, 1603, 1604.  
1168 

BVerfG „Südkurier“, Urt. v. 4.4.1967, Az. 1 BvR 414/64, BVerfGE 21, 271, NJW 1967, 976, 977.  
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nen.1169 § 12 BGB verbietet auch nicht die Beschaffung einer Information oder 

die Äußerung einer Meinung. Er will lediglich die Namensleugnung und die 

Namensanmaßung durch einen unbefugten Dritten verhindern. Es bleibt einem 

Domaininhaber trotz der Barrieren aus § 12 BGB weiterhin unbenommen, Kritik 

über eine andere natürliche oder juristische Person zu äußern.1170 Dabei darf er 

auch den vollen Namen jener Person nennen,1171 deren Handeln er für moralisch, 

ethisch oder juristisch unzulässig hält. Das verbürgt die Pressefreiheit.1172 Sie 

beinhaltet aber nicht das Recht, prägende Bestandteile eines Namens als Domain 

benutzen zu dürfen, um unter dieser Kritik zu äußern. Davon unberührt bleibt 

auch die Gestaltungsfreiheit der Presse, da selbige ausschließlich die inhaltliche 

Gestaltungsfreiheit gewährleistet,1173 nicht aber einen Eingriff in bestehende 

Namensrechte legitimiert. Die Abwägung fällt folglich zu Gunsten des Namens-

rechts aus.  

 

Als Gegenargument könnte noch die Institutsgarantie der freien Presse angeführt 

werden, wonach der Staat die Unabhängigkeit der Presseorgane von Eingriffen 

wirtschaftlicher Machtgruppen sicherzustellen hat.1174 Dem kann aber im vorlie-

genden Kontext nicht gefolgt werden. Einerseits tritt die Pflicht nur bei einem 

groben Ungleichgewicht der sich gegenüberstehenden Beteiligten ein, wobei die 

„Machtgruppe“ ein Missbrauchspotenzial in den Händen halten muss, mit der 

sie die ökonomische Grundlage des Presseorgans zerstören kann. Andererseits 

besteht vorliegend, unabhängig von den wirtschaftlichen Verhältnissen, stets 

eine Ausweichmöglichkeit, wonach ein Weblog-Inhaber eine andere Internet-

adresse wählen kann, die seinem Anliegen genauso viel Ausdruckskraft verlei-

hen kann, wie die Reservierung und Benutzung einer Domain, die den Namen 

eines anderen mit dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ enthält.  

                                                
1169 

Ständige Rspr. des BGH, vgl. zuletzt BGH „segnitz.de“, Urt. v. 3.9.2005, Az. I ZR 231/01, WRP 

2006, 90, 91.  
1170 

OLG Hamburg „unternehmenskennzeichen-blog.de“, Beschl. v. 31.5.2007, Az. 3 W 110/07, 

http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_2007_254.pdf, S. 5.  
1171 

BGH „Metall-Zeitung“, Urt. v. 23.3.1979, Az. I ZR 50/77, GRUR 1979, 564, 565.  
1172 

BVerfG „Boykottaufruf“, Beschl. v. 15.11.1982, Az. 1 BvR 108, 438/80 u. a., NJW 1983, 1181.  
1173 

BVerfG „Folgenbeseitigungsanspruch bei Verdachtsberichterstattung“, Beschl. v. 28.4.1997, Az. 1 

BvR 765/97, NJW 1997, 2589.  
1174 

BVerfG „Blinkfüer“, Beschl. v. 26.2.1969, Az. 1 BvR 619/63, BVerfGE 25, 256, NJW 1969, 

1161, 1162.  
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(2) Ergebnis 

Erfolgt die direkte Eingabe des Namens mit dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ 

in den Browser und erscheint dann ein Meinungs- oder Watch-Weblog, so liegt 

eine gem. § 12 BGB unzulässige anfängliche Zuordnungsverwirrung vor.  

Der Weblog-Inhaber kann sich in dieser Konstellation nicht auf die verfassungs-

rechtlich verbürgte Meinungsfreiheit berufen, da § 12 BGB nicht eine Meinung 

als solche oder eine Meinungsäußerung verbietet, sondern dem Schutz des je-

weiligen Namensträgers dient. Auch ein mittelbarer Eingriff in die Meinungs-

freiheit ändert daran nichts, da dem Weblog-Betreiber alternative Internetadres-

sen zur Verfügung stehen, die die gleiche Aussagewirkung haben können, wie 

die Integration eines fremden Namens in der Second-Level-Domain mit dem 

Zusatz „blog“ oder „weblog“. Eine Berufung auf die Pressefreiheit gem. Art. 5 

Abs. 1, S. 2, 1. Alt. GG scheidet auch aus, da sich insofern § 12 BGB nicht di-

rekt gegen die Presse im Allgemeinen und den Informationsbeschaffungsan-

spruch im Speziellen richtet, sondern natürliche und juristische Personen vor 

einer Namensleugnung und -anmaßung schützt. Letztens untersagt § 12 BGB 

auch nicht die Ausübung von Kritik gegenüber dem jeweiligen Namensträger. 

d. Gesamtergebnis zu I., 2. und dessen Würdigung 

aa. Gesamtergebnis zu I., 2.  

Die Analyse hat gezeigt, dass hinsichtlich der Verletzung des Namensrechts 

zwischen den zwei Wegen zu differenzieren ist, die der Nutzer zum Aufruf eines 

Meinungs- oder Watch-Weblogs wählt.  

Bedient er sich einer Suchmaschine, scheidet die Zuordnungsverwirrung im 

Rahmen der Namensanmaßung aus. Dies gilt solange, wie die Suchmaschine 

innerhalb der Trefferanzeige Erläuterungen zum Inhalt und/oder Inhaber der je-

weiligen Internetadresse liefert, da der Nutzer diese Beschreibungen gerade auf-

grund der Benutzung einer Suchmaschine lesen wird und somit keiner Zuord-

nungsverwirrung unterliegen kann. Ein Verbotsrecht gem. § 12 BGB scheidet 

somit aus.  
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Anders verhält sich die Rechtslage, wenn der Nutzer direkt den in Streit stehen-

den Namen mit dem Zusatz „blog“ oder „weblog“ in den Browser eintippt und 

sodann zu einem Meinungs- oder Watch-Weblog gelangt. In dieser Konstellati-

on liegt die ausreichende Gefahr einer anfänglichen Zuordnungsverwirrung vor, 

da der Nutzer unter der Domain auch das Corporate-Weblog des Namensträgers 

erwarten könnte, in dieser Erwartung aber getäuscht wird. Die Rechtslage ändert 

sich auch nicht, wenn auf der Eingangsseite des Meinungs- oder des Watch-

Weblogs unmissverständlich deutlich wird, dass es sich nicht um eine Internet-

präsenz des Namensträgers handelt, da sich bereits die ausreichende Gefahr der 

Zuordnungsverwirrung realisiert haben kann. Auf die Meinungs- und/oder Pres-

sefreiheit kann sich der Weblog-Inhaber nicht berufen, da sich § 12 BGB nicht 

gegen die Äußerung und Verbreitung einer Meinung beziehungsweise gegen die 

Presse im Generellen oder den Informationsbeschaffungsanspruch im Speziellen 

richtet. 

bb. Würdigung des eigenen Ergebnisses 

Auf den ersten Blick mag das Ergebnis befremden, da bei dem einen Weg die 

Reservierung und Benutzung der Domain zulässig ist und bei dem anderen Weg 

nicht. Gleichwohl muss das Ergebnis Bestand haben, da es den faktischen Ge-

gebenheiten im Internet Rechnung trägt. Soweit eine Suchmaschine klare Erläu-

terungen über den Inhalt und/oder Inhaber einer angezeigten Internetpräsenz lie-

fert, die vom Nutzer gelesen werden, scheidet eine Zuordnungsverwirrung aus.  

 

Folge des Ergebnisses ist, dass faktisch ein Dritter - namentlich der Nutzer -  

über das Vorliegen einer kennzeichenrechtlichen Verletzungshandlung entschei-

den würde. Dies ist dem deutschen Recht jedoch fremd. Solange nicht geklärt 

ist, ob die Internetbenutzer über Suchmaschinen zur in Streit stehenden Home-

page oder auf dem Wege der direkten, kombinierten Eingabe dorthin gelangen, 

muss davon ausgegangen werden, dass beide Wege benutzt werden. Bis zu dem 

Zeitpunkt der gerichtlichen Feststellung, dass Internetnutzer die Webpräsenz 

ausschließlich über Suchmaschinen aufrufen, besteht daher das Risiko, dass der 

Internetnutzer die Homepage über die direkte, kombinierte Eingabe aufsucht 
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und daher einer Zuordnungsverwirrung unterliegen kann. Dies würde eine Na-

mensrechtsverletzung gem. § 12 BGB bedeuten. 

 

In forensischer Hinsicht birgt das gefundene Ergebnis freilich die Gefahr, dass 

sich der Inhaber eines Meinungs- oder Watch-Weblogs darauf berufen wird, 

dass der Nutzer über den Weg der Suchmaschinen zu seinem Weblog gelangt 

und demgemäß die Reservierung und Benutzung der Domain namensrechtlich 

und somit insgesamt zulässig sei. Die Problematik ändert jedoch nichts an der 

materiell-rechtlichen Lage. Sie kann aber auch prozessual hingenommen wer-

den, da der Gegenpartei ausreichend Mittel zur Verfügung stehen, die Behaup-

tung des Weblog-Inhabers zu erschüttern. Dies folgt aus dem Grundsatz der 

freien Beweiswürdigung des Gerichts gem. § 286 ZPO, wonach dieses nach 

freier Überzeugung entscheidet, ob eine Behauptung wahr ist oder nicht.1175 

3. Exkurs: Inhalt des Beseitigungsanspruchs 

Soweit dem Namensträger ein Beseitigungsanspruch gem. § 12, S. 1 BGB zu-

steht, stellt sich die Frage nach dessen konkretem Inhalt.  

a. Faktische Problematik 

Nicht selten stellt der Namensträger im Prozess den Antrag auf Übertragung der 

in Streit stehenden Domain auf ihn selbst (im Folgenden Umschreibungsan-

spruch).  

b. Auffassung des BGH 

Entgegen Stimmen in der Literatur gewährt der BGH dem obsiegenden Kläger 

keinen Umschreibungsanspruch, sondern spricht ihm nur einen Verzichtsan-

spruch zu, wonach der Beklagte den Verzicht hinsichtlich der Domain gegen-

über der Denic als Vergabestelle der „.de-Adressen“ zu erklären hat.1176 

                                                
1175 

Hartmann: Baumbach/Lauterbach/Albers/Hartmann, § 286, Rdnr. 4.  
1176 

BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 386 mit Anm. Hoeren. 
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aa. Argumentation des BGH  

Der BGH stützt seine Argumentation auf die fehlende Rechtsgrundlage für einen 

Umschreibungsanspruch. 

Seiner Auffassung nach kann weder § 8, S. 2 PatG
1177

 noch § 894 BGB analog 

herangezogen werden, da kein „absolutes, gegenüber jedermann durchsetzbares 

Recht auf Registrierung eines bestimmten Domainnamens“ existiere.
1178

 Da an 

einer Domain neben dem Kläger auch anderen Dritten Rechte zustehen können, 

sei der Domaineintrag einer einzelnen Person nicht wie ein absolutes Recht zu-

gewiesen. Somit komme als Rechtsgrundlage für einen Umschreibungsanspruch 

auch nicht ein Anspruch wegen angemaßter Eigengeschäftsführung gem. §§ 687 

Abs. 2, §§ 681, 667 BGB oder ein Kondiktionsanspruch aus § 812 Abs. 1, S. 1, 

2. Alt. BGB in Betracht.
1179

 

bb. Würdigung und Ergebnis 

Der Auffassung des BGH ist im Ergebnis zuzustimmen.
1180

 Aufgrund techni-

scher Vorgaben kann eine Internetadresse in ihrem konkreten Wortlaut in der 

Second-Level-Domain nur einmal vergeben werden. Diese Einmaligkeit hat zur 

Konsequenz, dass an ein und derselben Domain Rechte mehrerer Personen be-

stehen können, wenn diese den mit der Webadresse identischen Namen tragen. 

Würde dem obsiegenden Kläger ein Umschreibungsanspruch zugestanden, blie-

ben möglicherweise bestehende Namensrechte Dritter ohne Berücksichti-

gung.
1181

 

c. Konsequenz der Judikatur des BGH und Sicherungsmittel des obsiegen-

den Klägers 

Fraglich ist, welche Konsequenz sich aus der Rechtsprechung des BGH ergibt 

und welches Sicherungsmittel der Kläger ergreifen kann. 

                                                

1177 
Patentgesetz in der Fassung der Bekanntmachung vom 16. Dezember 1980 (BGBl. 1981 I S.1), 

zuletzt geändert durch Artikel 1 des Gesetzes vom 21. Juni 2006 (BGBl. I S. 1318, 2737). 
1178 

BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 386 mit Anm. Hoeren.  
1179 

BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 386 mit Anm. Hoeren.  
1180 

Zur berechtigten Kritik bei berühmten Kennzeichen s. aber Hoeren, MMR 2002, 382, 387.  
1181 

BGH „shell.de“, Urt. v. 22.11.2001, Az. I ZR 138/99, MMR 2002, 382, 386 mit Anm. Hoeren.  
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aa. Konsequenz 

Sobald der Beklagte die Verzichtserklärung abgibt, erlischt sein Vertragsver-

hältnis mit der Denic und es erfolgt eine Dekonnektierung der in Streit stehen-

den Domain. Aufgrund von III. der Denic-Domainrichtlinien wird die wieder 

freigewordene Internetadresse nach dem Prinzip „first come, first served“ ohne 

weitere rechtliche Prüfung
1182

 vergeben.
1183

 Dies kann zur Konsequenz haben, 

dass ein Dritter als Domaininhaber eingetragen wird. Soweit der nunmehr als 

Domaininhaber eingetragene Dritte einer Verzichtserklärung nicht zustimmt, 

müsste der obsiegende Kläger abermals gerichtlich sein Recht an der Domain 

durchsetzen.  

bb. Sicherungsmittel des obsiegenden Klägers  

Das soeben skizzierte Szenarium kann der Kläger durch einen so genannten 

Dispute-Eintrag bei der Denic verhindern. Erforderlich dafür ist ein Antrag an 

die Denic, in welchem der Kläger glaubhaft macht, dass ihm Rechte an einer für 

einen Dritten reservierten Domain zustehen. Erfolgt der Dispute-Eintrag, kann 

der Domaininhaber zwar die Domain weiterhin nutzen, er kann sie aber gem. § 2 

Abs. 3, S. 3 der Denic-Domainbedingungen nicht auf einen Dritten übertra-

gen.
1184

 Dieses Sicherungsmittel wird dadurch flankiert, dass der Inhaber des 

Dispute-Eintrages automatisch Inhaber der Domain wird, sobald deren Freigabe 

erfolgt.
1185

 

4. Gesamtergebnis zu I.  

Die Reservierung und die Benutzung fremder Marken mit dem Zusatz „blog“ 

oder „weblog“ als Domain für Meinungs- oder Watch-Weblogs begründen keine 

markenrechtlichen Untersagungsansprüche des Markeninhabers. Es fehlt sowohl 

am Merkmal des Handelns im geschäftlichen Verkehr als auch an dem einer 

markenmäßigen Benutzung. 

                                                

1182 
Dies folgt aus § 2 Abs. 2 der Denic-Domainbedingungen, http://www.denic.de/de/

bedingungen.html.   
1183 

http://www.denic.de/de/richtlinien.html.  
1184 

http://www.denic.de/de/bedingungen.html.  
1185 

http://www.denic.de/de/domains/recht/dispute-eintraege/index.html.  
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Die Reservierung und Benutzung fremder Namen in geschilderter Form zu ge-

nannten Zwecken stellen keinen Verstoß gegen das in § 12 BGB verankerte 

Namensrecht dar, wenn feststeht, dass der Nutzer über Suchmaschinen zu dem 

Meinungs- oder Watch-Weblog gelangt ist. Denn insoweit fehlt es wegen der in 

der Trefferanzeige enthaltenen Erläuterungen zum Inhalt und/oder Inhaber der 

Internetpräsenz an der erforderlichen Zuordnungsverwirrung. Die Reservierung 

und Benutzung der Domain ist in dieser Konstellation zulässig. Unzulässig ist 

die Reservierung und Benutzung aber dann, wenn feststeht, dass der Nutzer 

durch direkte Eingabe des fremden Namens mit dem Zusatz „blog“ beziehungs-

weise „weblog“ in die Adresszeile des Browsers das Weblog erreicht hat. In die-

sem Falle besteht die Gefahr einer Zuordnungsverwirrung, die für einen Verstoß 

gegen § 12 BGB ausreichend ist. Exemplarisch sei angeführt, dass der Nutzer 

das Corporate-Weblog des Namensträgers auffinden will, dabei aber ein fremdes 

Weblog vorfindet. Unbeachtlich ist dabei, wenn auf der Eingangsseite unmiss-

verständlich der Charakter des Meinungs- oder des Watch-Weblogs deutlich 

wird, da bereits eine Zuordnungsverwirrung eingetreten sein kann.  

 

Letztens ist festzuhalten, dass dem obsiegenden Kläger hinsichtlich der in Streit 

stehenden Domain mangels einer Rechtsgrundlage kein Umschreibungsanspruch 

gegenüber dem Beklagten zusteht, sondern nur ein Verzichtsanspruch. Demnach 

hat der Beklagte den Verzicht auf die Internetadresse gegenüber der Denic zu 

erklären.  

Zur Sicherung seines Rechts an der Domain insbesondere während der gerichtli-

chen Auseinandersetzung kann der Kläger/Namensträger bei der Denic einen 

Dispute-Eintrag beantragen. Dieser bewirkt, dass der Domaininhaber die Do-

main nicht auf einen Dritten übertragen kann und der Kläger im Falle einer Ver-

zichtserklärung automatisch Inhaber der streitigen Internetadresse wird.  

II. Rechtsprobleme innerhalb der Berichterstattung von Weblogs 

Soweit ein Weblog die Anforderungen der gefundenen Definition für ein journa-

listisch-redaktionell gestaltetes Angebot erfüllt und somit als elektronische Pres-

se einzuordnen ist, hat sein Inhaber die gleichen rechtlichen Vorgaben zu erfül-
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len wie die Vertreter der elektronischen beziehungsweise gedruckten Presse. Im 

Folgenden sollen derzeit typischerweise auftretende Rechtsprobleme innerhalb 

der Berichterstattung von Weblogs beleuchtet werden. Berücksichtigt werden 

dabei jedoch nur Weblogs, die kostenlos zugänglich sind, keine Werbung ent-

halten und keine geschäftlichen Interessen verfolgen. 

Letztens ist anzumerken, dass eine Vielzahl der juristischen Probleme auch auf 

andere Angebote der elektronischen Presse zutreffen kann.  

 

1. Artikeladressierung durch Permalinks  

Weblogs und zahlreiche Angebote der elektronischen Presse unterscheiden sich 

von denen der gedruckten Presse durch Permalinks. Sie dienen der Adressierung 

eines einzelnen Artikels und ermöglichen es dem Leser, den Artikel direkt auf-

rufen zu können. Dies erleichtert insbesondere das Auffinden eines einzelnen 

Artikels, wenn er einige Zeit nach seiner Veröffentlichung im Archiv bereit-

gehalten wird. Regelmäßig geben die Permalinks dabei die Überschrift des je-

weiligen Beitrages wieder. Darüber hinaus kann ein Permalink in die Book-

mark-Liste (Lesezeichenliste) aufgenommen werden, so dass der Nutzer den 

jeweiligen Artikel ohne intensive Suche zu einem späteren Zeitpunkt wieder 

aufrufen kann. 

Im Folgenden gilt es zu analysieren, ob die Artikeladressierung durch Perma-

links statthaft ist, wenn diese geschützte Marken oder Namen von Dritten ent-

halten. Berücksichtigt wird vorliegend nur das allgemein verbreitete technische 

Verfahren, in der der Permalink durch entsprechende Mausführung angezeigt 

wird.1186 Entweder findet sich am Ende des jeweiligen Beitrages der ausdrückli-

che Hinweis „Permalink“1187 oder aber es erfolgt die Einblendung „Permalink“ 

                                                
1186 

Demnach bedarf es keiner Auseinandersetzung mit der Rspr. des BGH zu der Frage, ob die un-

sichtbare Integration von Metatags im Quellcode eine kennzeichenmäßige Benutzung darstellt  
oder nicht. Bejahend BGH „Impuls“, Urt. v. 18.5.2005, Az. I ZR 183/03, http://www.jurpc.de/

rechtspr/20060137.htm; verneinend OLG Düsseldorf, Urt. v. 15.7.2003, Az. 20 U 21/03, MMR 

2004, 257.  
1187 

S. beispielsweise http://ra-melchior.blog.de/2007/07/12/rechtsanwaltskammer_frankfurt_main_

unerr~2620927 und http://www. kremer-legal.com/2007/07/12/lg-hamburg-usenet-provider-haftet-

als-storer-auch-ohne-werbung/. 
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in der Überschrift des jeweiligen Beitrages, wenn der Leser die Maus über die 

Überschrift führt.1188 

a. Suchmaschinenoptimierung durch Permalinks 

Neben der leichten Auffindbarkeit eines einzelnen Beitrages weisen Permalinks 

mit integrierten Marken und Namen zu Gunsten des Weblog-Inhabers eine 

Suchmaschinenoptimierung auf, da im Gegensatz zu numerisch codierten Per-

malinks „sprechende“ Verknüpfungen vorliegen, die ihrerseits von Suchmaschi-

nen besonders gut indiziert werden.
1189

 Dadurch erreicht das Weblog eine besse-

re Rangposition, sobald der Nutzer das mit der Marke oder dem Namen identi-

sche Suchwort in eine Suchmaschine eingibt.  

b. Zulässigkeit von Permalinks nach dem MarkenG im Hinblick auf Mar-

ken nach § 4 MarkenG 

Ebenso wie bei der Reservierung und Benutzung von Internetadressen, die in der 

Second-Level-Domain eine geschützte Marke beinhalten, muss auch bei der Ar-

tikeladressierung durch Permalinks insbesondere eine markenmäßige Benutzung 

vorliegen. 

aa. Markenmäßige Benutzung 

Voraussetzung für das Vorliegen des ungeschriebenen Tatbestandsmerkmals der 

markenmäßigen Benutzung ist, dass die Marke zur Unterscheidung von Waren 

oder Dienstleistungen verwendet wird.
1190

 Soweit eine redaktionelle Nennung 

von Marken innerhalb der Berichterstattung erfolgt, liegt darin keine marken-

mäßige Benutzung,
1191

 da die Verwendung zu einem anderen - namentlich der 

Berichterstattung dienenden - Zweck verwendet wird.
1192

 Für Permalinks kann 

                                                

1188 
Vgl. exemplarisch http://www.werbeblogger.de/ und http://www. lawblog.de/.  

1189 
Bahr, http://www.dr-bahr.com/news/news_det_20051231021012.html.  

1190 
BGH „Impuls“, Urt. v. 18.5.2005, Az. I ZR 183/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060137.htm, 

Abs. 17. Vgl. für die Lit. nur Schaefer, MMR 2005, 807, 808.  
1191 

Ingerl/Rohnke, § 14, Rdnr. 157; OLG Frankfurt a. M. „Abkürzung ACC“, Urt. v. 9.12.1999, Az. 6 

U 206/98, GRUR 2000, 1066, 1067. 
1192 

OLG Frankfurt a. M. „Abkürzung ACC“, Urt. v. 9.12.1999, Az. 6 U 206/98, GRUR 2000, 1066, 

1067.  
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nichts anderes gelten. Sie dienen lediglich der Adressierung eines ganz be-

stimmten Beitrages/Artikels und nicht der Unterscheidung von Waren oder 

Dienstleistungen.  

bb. Ergebnis 

Die Verwendung geschützter Marken innerhalb von Permalinks dient aus-

schließlich der Adressierung von Beiträgen/Artikeln und nicht der Unterschei-

dung von Waren oder Dienstleistungen und ist somit markenrechtlich zulässig. 

Darüber hinaus fehlt es auch am Merkmal des geschäftlichen Verkehrs, weil die 

Verwendung von Permalinks keinem Geschäftszweck dient.  

c. Zulässigkeit von Permalinks nach dem Namensrecht 

Neben der Integration von Markennamen enthalten Permalinks nicht selten auch 

Namen von natürlichen und juristischen Personen. Dies gilt insbesondere für 

Namen von Prominenten und Politikern. Fraglich ist, ob die Implementierung 

mit dem Namensrecht gem. § 12 BGB im Einklang steht.  

aa. Das Namensrecht aus § 12 BGB 

Für die grundsätzlichen Voraussetzungen eines Verstoßes gegen § 12 BGB kann 

auf die Ausführungen zur Kollision bei der Wahl der Internetadresse verwiesen 

werden. Ebenso wie dort, kommt auch hier nur eine Namensanmaßung gem. 

§ 12, S. 1, 2. Alt. BGB in Betracht. Voraussetzung hierfür ist, dass ein Dritter, 

„der kein Recht zur Namensführung hat, unbefugt den gleichen Namen wie der 

Namensträger gebraucht, dadurch eine Zuordnungsverwirrung eintritt und 

schutzwürdige Interessen des Berechtigten verletzt werden“.
1193

  

bb. Würdigung 

Bei der Integration des Namens in einem Permalink fehlt es bereits an dem Er-

fordernis des Gebrauchs eines fremden Namens. Voraussetzung des Gebrauchs 

                                                

1193 
BGH „solingen.info“, Urt. v. 21.9.2006, Az. I ZR 201/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20060143.htm, Abs. 14.  
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ist ein Benutzen des Namens zur Kennzeichnung einer juristischen oder natürli-

chen Person. Bereits aus der Differenzierung zwischen Namensleugnung und 

Namensanmaßung wird deutlich, dass sich ein Dritter in der hier nur in Betracht 

kommenden zweiten Variante den Namen eines anderen „anmaßen“ muss. Er 

muss sich des fremden Namens „erdreisten“,1194 was gleichzusetzen ist mit 

Vermessenheit.1195 Davon scharf zu trennen ist die zulässige, ledigliche Erwäh-

nung1196 beziehungsweise Nennung eines fremden Namens. Die Verwendung 

des Namens im Permalink stellt keine Vermessenheit des Weblog-Inhabers dar, 

sondern dient vornehmlich der besseren Auffindbarkeit archivierter Beiträge. 

Auch liegt nur eine zulässige Namensnennung vor, da die Integration des Na-

mens untrennbar mit dem Inhalt verbunden ist, dessen Gegenstand der Namens-

träger ist.  

Hinsichtlich der geforderten Zuordnungsverwirrung ist nochmals zu konstatie-

ren, dass die Gefahr bestehen muss, der Verkehr könnte glauben, der Namens-

träger habe dem Weblog-Inhaber die Benutzung seines Namens gestattet, was 

aber nicht der Realität entspricht.1197 Daran mangelt es aber bei einem Perma-

link. Er spiegelt nur den Inhalt des Beitrages wieder und ist zumeist identisch 

mit dessen Überschrift. Es sind keine tragfähigen Argumente ersichtlich, warum 

der Internetnutzer glauben könnte, der Namensträger habe dem Weblog-Inhaber 

die Namensverwendung gestattet. Ersichtlich wird dies auch aufgrund der Paral-

lelwertung bei der gedruckten Presse. Es liegt fern jeder Lebenserfahrung, dass 

beispielsweise ein Zeitungsleser glauben könnte, dass ein Prominenter oder ein 

Politiker der Zeitung gestattet habe, dessen Namen in einer Überschrift verwen-

den zu dürfen.  

 

Letztens fehlt es auch an der Unbefugtheit. Das Namensrecht in § 12 BGB ist 

Bestandteil des gem. § 823 Abs. 1 BGB als sonstiges Recht geschützten allge-

meinen Persönlichkeitsrechts, das als Rahmenrecht die Pressefreiheit zu beach-

                                                
1194 

Vgl. Duden, Die sinn- und sachverwandten Worte, S. 48 unter dem Stichwort „anmaßen“.  
1195 

S. Duden, Die sinn- und sachverwandten Worte, S. 218 unter dem Stichwort „erdreisten“.  
1196 

BGH „Catarina Valente“, Urt. v. 18.3.1959, Az. IV 182/58, GRUR 1959, 430, 431.  
1197 

BGH „Universitätsemblem“, Urt. v. 23.9.1992, Az. I ZR 251/90, GRUR 1993, 151, 153.  



 

 

- 329 - 

ten hat.
1198

 Da die hier interessierenden Weblogs unter die Pressefreiheit fallen, 

ist dies in Rechnung zu stellen. Der Presse darf in diesem Kontext nicht das 

Recht verwehrt werden, über Geschehnisse von gesellschaftlicher Relevanz 

auch unter Nennung von Namen berichten zu dürfen.
1199

 Die Presse als ein „We-

senselement des freiheitlichen Staates“
1200

 erfüllt die Aufgabe der umfassenden 

Bereitstellung von Informationen, damit sich der Bürger eine eigene Meinung 

bilden kann.
1201

 Wollte man generell die Nennung von Namen verbieten, wäre 

die Erfüllung dieser öffentlichen Aufgabe unmöglich.  

Als Argument für die Unzulässigkeit der Namensverwendung könnte angeführt 

werden, dass die numerische Artikeladressierung zu verwenden sei, da diese 

technisch gleichfalls möglich ist. Dem kann jedoch nicht gefolgt werden, da es 

der Namensträger dann in der Hand hätte, die öffentliche Meinungsbildung über 

ihn zu lenken,
1202

 was mit der Pflicht einer objektiven wahrheitsgemäßen Be-

richterstattung, der auch die elektronische Presse gem. § 54 Abs. 2, S. 2 RStV 

unterliegt, nicht in Einklang zu bringen ist. Darüber hinaus ist nochmals anzu-

führen, dass der Presse zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe auch das Recht 

zur Namensnennung zustehen muss.
1203

 Aus diesem Grund ist die bessere Posi-

tion in Suchmaschinen hinzunehmen, da sie lediglich eine beiläufige Folge dar-

stellt, die aber nicht die Dignität der öffentlichen Aufgabe der Presse in Form 

der Bereitstellung von Informationen verdrängen kann. 

cc. Ergebnis 

Die Verwendung von Namen in einem Permalink verstößt nicht gegen das in 

§ 12 BGB normierte Namensrecht. Es fehlt am „Gebrauch“ des Namens, da le-

                                                

1198 
Vgl. KG „oil-of-elf.de“, Urt. v. 23.10.2001, Az. 5 U 101/01, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20020130.htm, Abs. 33. S. auch OLG Hamm „castor.de“, Urt. v. 18.2.2003, Az. 9 U 136/02, 

MMR 2003, 478, 479.  
1199 

BGH „Metall-Zeitung“, Urt. v. 23.3.1979, Az. I ZR 50/77, GRUR 1979, 564, 566. 
1200 

BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230, NJW 1966, 1603, 1604.  
1201 

BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-
230, NJW 1966, 1603, 1604. 

1202 
Vgl. dazu BGH „kinski-klaus.de“, wonach es den Erben nicht überlassen werden darf, dass nicht 

kritisch über den Erblasser und dessen Lebenswerk unter einer einprägsamen Domain berichtet 

wird, BGH „kinski-klaus.de“, Urt. v. 5.10.2006, Az. I ZR 277/03, MMR 2007, 106 mit Anm. Stie-

per.  
1203 

BGH „Metall-Zeitung“, Urt. v. 23.3.1979, Az. I ZR 50/77, GRUR 1979, 564, 566. 
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diglich eine Namensnennung erfolgt. Des Weiteren liegt keine Zuordnungsver-

wirrung vor, da der Leser nicht davon ausgeht, der Namensträger habe die Ver-

wendung seines Namens in irgendeiner Form gestattet. Vielmehr wird mit der 

Namensverwendung in Permalinks nur der Inhalt des Beitrages wiedergegeben, 

wobei die Verwendung des Namens zumeist auch in der Überschrift erfolgt. 

Letztens mangelt es an der Unbefugtheit, weil die Namensverwendung von der 

Pressefreiheit gedeckt ist, da es der Presse, wozu die vorliegenden Weblogs ge-

hören, nicht verwehrt sein darf, über Geschehnisse von gesellschaftlicher Rele-

vanz unter der Nennung von Namen berichten zu dürfen. Eine gegenteilige Hal-

tung würde zu dem Ergebnis führen, dass der Namensträger die öffentliche Mei-

nungsbildung über seine Person lenken könnte, was einer objektiven und wahr-

heitsgemäßen Berichterstattung zuwiderlaufen würde. 

d. Gesamtergebnis zu II., 1.  

Die Integration von Marken und Namen in Permalinks ist zulässig. Ein Verstoß 

gegen das Markenrecht scheidet wegen einer fehlenden markenmäßigen Benut-

zung aus, da die Integration lediglich der Adressierung eines ganz bestimmten 

Beitrages/Artikels und nicht der Unterscheidung von Waren oder Dienstleistun-

gen dient. 

Die Verwendung von fremden Namen in Permalinks stellt ebenfalls keine Zu-

widerhandlung nach dem Namensrecht dar, da kein „Gebrauch“ des fremden 

Namens vorliegt, es an einer Zuordnungsverwirrung mangelt und auf Grund der 

Pressefreiheit auch keine unbefugte Verwendung vorliegt.  

2. Verwendung geschützter Logos in der Berichterstattung 

Je nach Themenschwerpunkt des Weblogs werden in der Berichterstattung auch 

Logos verwendet, die als Bild- oder Wort-Bild-Marke (auch bezeichnet als 

Kombinationsmarke) nach dem Markenrecht oder als Werk nach dem UrhG
1204

 

geschützt sind. Ob deren Verwendung innerhalb der Berichterstattung zulässig 

ist, soll nachfolgend untersucht werden. 

                                                

1204 
Gesetz über das Urheberrecht und verwandte Schutzrechte (Urheberrechtsgesetz) v. 9.9.1965 

(BGBl. I S. 1273), zuletzt geändert durch das Gesetz vom 10.11.2006 (BGBl. I S. 2587).  
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a. Markenrechtliche Zulässigkeit 

Den Ausgangspunkt der Behandlung bildet die Tatsache, dass das Logo als Bild- 

oder Wort-Bild-Marke gem. § 3 Abs. 1 MarkenG dem MarkenG unterfällt und 

somit die Untersagungsansprüche gem. § 14 Abs. 2 MarkenG bestehen könnten.  

aa. Markenmäßige Benutzung 

Voraussetzung für das Vorliegen des ungeschriebenen Tatbestandsmerkmals der 

markenmäßigen Benutzung ist, dass die Marke zur Unterscheidung von Waren 

oder Dienstleistungen verwendet wird.
1205

 Soweit eine redaktionelle Nennung 

von Marken innerhalb der Berichterstattung erfolgt, liegt darin keine marken-

mäßige Benutzung.
1206

 Es fehlt gerade an dem Zweck, Waren oder Dienstleis-

tungen voneinander zu unterscheiden, da der Gebrauch zu einem anderen - na-

mentlich der Berichterstattung dienenden - Zweck erfolgt.
1207

 Soweit die Nen-

nung der Marke innerhalb der Berichterstattung zulässig ist, beantwortet dies 

aber noch nicht die Rechtmäßigkeit der vollständigen Abbildung eines marken-

rechtlich geschützten Logos. Die Abbildung erfolgt auch hier nicht, um Waren 

oder Dienstleistungen voneinander zu unterscheiden, sondern zur visuellen Un-

terstützung des Beitrages/Artikels. Eine anschauliche Berichterstattung ist auch 

von der Pressefreiheit umfasst, was aus der verfassungsrechtlich verbürgten 

Gestaltungsfreiheit von Pressepublikationen folgt.
1208

 Demnach ist auch die bild-

liche Darstellung des Logos innerhalb eines Berichts/Artikels zulässig.
1209

 

bb. Ergebnis 

Da die bildliche Darstellung markenrechtlich geschützter Logos nur der visuel-

len Unterstützung von Beiträgen/Artikeln dient und nicht der Unterscheidung 

                                                

1205 
BGH „Impuls“, Urt. v. 18.5.2005, Az. I ZR 183/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060137.htm, 

Abs. 17. Vgl. für die Lit. nur Schaefer, MMR 2005, 807, 808.  
1206 

Ingerl/Rohnke, § 14, Rdnr. 157; OLG Frankfurt a. M. „Abkürzung ACC“, Urt. v. 9.12.1999, Az. 6 

U 206/98, GRUR 2000, 1066, 1067. 
1207 

OLG Frankfurt a. M. „Abkürzung ACC“, Urt. v. 9.12.1999, Az. 6 U 206/98, GRUR 2000, 1066, 

1067.  
1208 

BVerfG „Folgenbeseitigungsanspruch bei Verdachtsberichterstattung“, Beschl. v. 28.4.1997, Az. 1 

BvR 765/97, NJW 1997, 2589.  
1209 

So auch Soehring, der dogmatisch auf die fehlende Herkunftstäuschung abstellt, Soehring, 

Rdnr. 22.50.  
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von Waren oder Dienstleistungen, ist ihre Verwendung markenrechtlich zuläs-

sig.  

b. Urheberrechtliche Zulässigkeit 

Aufgrund unterschiedlicher Schutzrichtungen
1210

 kann neben dem MarkenG 

auch das UrhG zur Anwendung kommen. Fraglich ist, ob die Verwendung von 

Logos innerhalb der Berichterstattung gegen das UrhG verstößt. 

aa. Voraussetzungen des Urheberrechtsschutzes 

Logos können gem. § 2 Abs. 1 Nr. 4, Abs. 2 UrhG als Werk der bildenden 

Kunst geschützt sein.
1211

 Dazu gehört jeder Gegenstand, „der einen das ästheti-

sche Empfinden ansprechenden Gehalt durch die Gestaltung von Flächen, Kör-

pern und Räumen ausdrückt“.
1212

 Ebenso wie bei allen anderen Werken muss 

das Logo nach § 2 Abs. 2 UrhG eine persönliche geistige Schöpfung darstellen 

und somit eine gewisse Gestaltungshöhe
1213

 aufweisen.
1214

 Das Kriterium der 

Gestaltungshöhe dient dabei der Abgrenzung zu Alltagserzeugnissen
1215

 und 

Banalitäten,
1216

 die nicht dem Schutz des Urheberrechtsgesetzes zugänglich sind. 

Die Grenze der Schutzfähigkeit bildet dabei die so genannte „Kleine Münze“, 

wonach Gestaltungen „bei einem Minimum an Gestaltungshöhe gerade noch 

urheberrechtsschutzfähig sind“.
1217

  

Soweit also die verlangte Gestaltungshöhe erreicht ist, genießen auch Logos den 

Schutz des Urheberrechtsgesetzes.  

                                                

1210 
Ingerl/Rohnke, § 2, Rdnr. 12; Hacker: Ströbele/Hacker, § 2, Rdnr. 3; Bullinger: Wandt-

ke/Bullinger, § 2, Rdnr. 107.  
1211 

So weit ersichtlich liegt dazu nur die Entscheidung des OLG Hamburg „Handy-Logos I“ vor, OLG 

Hamburg „Handy-Logos I“, Urt. v. 25.2.2004, Az. 5 U 137/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20040239.htm, Abs. 7.  
1212 

OLG Hamburg „Handy-Logos I“, Urt. v. 25.2.2004, Az. 5 U 137/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20040239.htm, Abs. 7. 
1213 

Synonym wird auch der Terminus „Schöpfungshöhe“ verwendet, s. Bullinger: Wandtke/Bullinger, 

§ 2, Rdnr. 5. 
1214 

Bullinger: Wandtke/Bullinger, § 2, Rdnr. 23.  
1215 

Bullinger: Wandtke/Bullinger, § 2, Rdnr. 23.  
1216 

Loewenheim: Schricker, § 2, Rdnr. 26.  
1217 

Loewenheim: Schricker, § 2, Rdnr. 38.  
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bb. Rechte des Urhebers 

Gem. § 15 Abs. 1 UrhG stehen dem Urheber die Ausschließlichkeitsrechte an 

seinem Werk zu. In der Praxis verhält es sich regelmäßig so, dass der Urheber 

die Nutzungsrechte an das ihn beauftragende Unternehmen überträgt.  

cc. § 50 UrhG als Schranke? 

Neben den Ausschließlichkeitsrechten normiert das UrhG insbesondere zum 

Gemeinwohl auch Schranken, wonach die Verwendung geschützter Werke auch 

ohne Zustimmung des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers zulässig 

ist. In Betracht kommt vorliegend § 50 UrhG. Soweit seine Voraussetzungen 

vorliegen, ist die Verwendung der Logos auch an keine Vergütungspflicht ge-

bunden.
1218

 

 

Nach § 50 UrhG dürfen Werke, die im Verlauf von Vorgängen, über die berich-

tet wird, wahrnehmbar werden, in einem durch den Zweck gebotenen Umfang 

unter anderem zur Bildberichterstattung über Tagesereignisse in - im Wesentli-

chen Tagesinteressen Rechnung tragenden - Zeitschriften vervielfältigt und ver-

breitet werden. Unbeachtlich ist dabei, um welche Werkkategorie es sich han-

delt,
1219

 so dass die Schranke des § 50 UrhG auch auf Logos Anwendung findet. 

Da der Urheber „tunlichst“ an den Früchten seines Schaffens zu beteiligen ist, 

muss die Schrankenbestimmung des § 50 UrhG allerdings eng ausgelegt wer-

den.
1220

 

(1) Eröffnung des Anwendungsbereichs von § 50 UrhG und seine Tatbe-

standsmerkmale  

Hinsichtlich der Medien, die von der Schrankenprivilegierung erfasst sind, nennt 

§ 50 UrhG neben dem Funk unter anderem Zeitungen und Zeitschriften. Da 

                                                

1218 
BGH „Presseberichterstattung und Kunstwerkwiedergabe“, Urt. v. 1.7.1982, Az. I ZR 118/80, 
NJW 1983, 1196, 1197.  

1219 
Vgl. BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, wonach § 50 UrhG selbst für Lichtbilder iSv § 72 

UrhG Anwendung findet, BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2001, Az. I ZR 

285/99, GRUR 2002, 1050, 1051.  
1220 

BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2001, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1050, 

1051/1052. 
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nach dem erarbeiteten Ergebnis zwischen elektronischer und gedruckter Presse 

kein Unterschied besteht und Weblogs Teil der elektronischen Presse sind, ist 

der Anwendungsbereich von § 50 UrhG eröffnet.1221  

 

§ 50 UrhG verlangt das Vorliegen einer Berichterstattung. Sie liegt bei einer 

„wirklichkeitsgetreuen, sachlichen Schilderung einer tatsächlichen Gegebenheit“ 

vor.1222 Der Terminus „Berichterstattung“ ist jedoch nicht im engsten Sinne ei-

ner „nackten Agenturnotiz“ zu verstehen; er umfasst auch Reportagen und Hin-

tergrundberichte, „solange die Information über die tatsächlichen Vorgänge 

noch im Vordergrund steht“.1223 Gegenstand der Berichterstattung muss ein Ta-

gesereignis sein. Abzustellen ist dabei auf das Informationsinteresse der Öffent-

lichkeit, wobei Gegenstand des Interesses neben Politik, Wirtschaft, Sport und 

Kultur auch banale Vorgänge des Boulevards sein können, wenn das Ereignis 

nur aktuell ist.1224 Hinsichtlich der Aktualität ist nicht auf die subjektive Sicht-

weise des Urhebers/Berichterstatters abzustellen, sondern auf die Meinung der 

Öffentlichkeit, wonach Aktualität solange vorliegt, wie die Öffentlichkeit die 

Darstellung noch als Gegenwartsberichterstattung empfindet.1225 Das Kriterium 

der Aktualität bestimmt sich in zweierlei Hinsicht: Zum einen ist das Medium, 

in dem das Werk verwendet wird, maßgeblich und zum anderen muss eine zeit-

nahe Berichterstattung vorliegen.1226 Beide Merkmale dürfen jedoch nicht iso-

liert betrachtet werden. Sie sind vielmehr in Relation zueinander zu setzen. Je 

nach Erscheinungszyklus des Mediums kann sich eine andere Zeitspanne für die 

„zeitnahe“ Berichterstattung ergeben.1227 

Als weiteres Kriterium muss das geschützte Werk im Verlauf der Ereignisse, 

über die berichtet wird, akustisch oder visuell wahrnehmbar geworden sein. Da-

für reicht es aber nicht aus, wenn lediglich zwischen der Berichterstattung und 

                                                
1221 

So für die Berichterstattung im Internet ausdrücklich Vogel: Schricker, § 50, Rdnr. 15.  
1222 

Lüft: Wandtke/Bullinger, § 50, Rdnr. 2.  
1223 

BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1150, 

1151. 
1224 

BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1150, 
1151. 

1225 
BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1150, 

1151. 
1226 

Lüft: Wandtke/Bullinger, § 50, Rdnr. 4; Vogel: Schricker, § 50, Rdnr. 13 für die zeitnahe Bericht-

erstattung. 
1227 

In diese Richtung auch Vogel: Schricker, § 50, Rdnr. 13.  



 

 

- 335 - 

dem Werk ein sachlicher Zusammenhang besteht.
1228

 Verlangt ist, dass das 

Werk bei dem Ereignis, über das berichtet wird, auch tatsächlich in Erscheinung 

getreten ist.
1229

 

Letztens ist die Zweckbindung zu beachten, die sich im Merkmal des gebotenen 

Umfangs widerspiegelt. Demnach darf das Werk nicht der alleinige Gegenstand 

der Berichterstattung sein.
1230

 Maßgeblich für die die Zulässigkeit der Anzahl 

und des Umfangs der verwendeten Werke ist der Zweck der Berichterstat-

tung.
1231

 Als Richtschnur für die Presse kann ein Beispiel aus der Judikatur die-

nen, wonach anlässlich einer Berichterstattung über eine Vernissage der Ab-

druck von vier gezeigten Werken für zulässig erachtet wurde.
1232

 

(2) Transformation auf Weblogs 

Da Weblogs Teil der elektronischen Presse sind, kann die Verwendung der Lo-

gos zu Zwecken der Berichterstattung unterstellt werden. Auch kann davon aus-

gegangen werden, dass das Logo bei dem Sachverhalt, über den der Weblog-

Inhaber berichtet, tatsächlich auch in Erscheinung getreten ist.  

Schwieriger gestaltet sich jedoch das Vorliegen des eigenständigen Kriteriums 

der Berichterstattung über ein Tagesereignis zu bestimmen. Für das Tagesereig-

nis sind der Wortlaut von § 50 UrhG und der Sinn der Schrankenregelungen zu 

beachten. Demnach gehören zu den privilegierten Medien nur solche, deren pu-

blizistische Zielsetzung sich im Wesentlichen in der Berichterstattung gerade 

über Tagesereignisse manifestiert.
1233

 Dies folgt einerseits aus dem eindeutigen 

Wortlaut von § 50 UrhG, der nur die Berichterstattung über Tagesereignisse der 

Schranke unterwirft. Hätte der Gesetzgeber alle Medien einbeziehen wollen, so 

hätte er keine Beschränkung auf jene Medien vorgenommen, die über Tageser-

eignisse berichten. Andererseits begründet sich die Beschränkung des Privile-

                                                

1228 
Vogel: Schricker, § 50, Rdnr. 16.  

1229 
BGH „Presseberichterstattung und Kunstwerkwiedergabe“, Urt. v. 1.7.1982, Az. I ZR 118/80, 

NJW 1983, 1196, 1197.  
1230 

BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1050, 

1051.   
1231 

Lüft: Wandtke/Bullinger, § 50, Rdnr. 7.  
1232 

BGH „Presseberichterstattung und Kunstwerkwiedergabe“, Urt. v. 1.7.1982, Az. I ZR 118/80, 

NJW 1983, 1196.  
1233 

Vogel: Schricker, § 50, Rdnr. 14.  
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giertenkreises aus dem Wesen des Urheberrechts selbst, wonach die gesetzlichen 

Schranken eng auszulegen sind.
1234

 Für Weblogs folgt daraus, dass ihre Intention 

und ihre inhaltliche Ausgestaltung dem Informationsinteresse der Öffentlichkeit 

dienen müssen. Daran bestehen für die hier behandelten Weblogs keine Zweifel, 

da sie die gefundene Definition eines journalistisch-redaktionell gestalteten An-

gebots erfüllen, welche auch das Kriterium des Informationsinteresses der Öf-

fentlichkeit aufgrund des Merkmals des meinungsbildenden Charakters enthält. 

Allerdings ist das Kriterium des Tagesereignisses gekoppelt an dem Erfordernis 

der Aktualität.1235 Die Aktualität ist dabei einerseits an das Medium geknüpft 

und andererseits an die Bedingung einer zeitnahen Berichterstattung.1236 

Weblogs als Teil der elektronischen Presse unterscheiden sich aufgrund ihrer 

Unkörperlichkeit signifikant von der gedruckten Presse, da sie wesentlich 

schneller auf Tagesereignisse reagieren können. Während eine Tageszeitung 

zumeist nur bis 20 Uhr Geschehnisse für die nächste Ausgabe berücksichtigen 

kann, entfällt dieses technisch bedingt enge Zeitfenster bei Weblogs vollständig. 

Weblog-Inhaber können sofort reagieren und Berichte über ein Ereignis publi-

zieren. Auch wöchentlich oder monatlich erscheinende Zeitungen und Zeit-

schriften unterliegen aufgrund des vorzunehmenden Offset- oder Tiefdrucks und 

der anschließenden Distribution Abgabeterminen und können auf Tagesereignis-

se erst viel später reagieren als Weblogs. Daraus ergibt sich, dass Weblogs zur 

Erfüllung des Kriteriums der Aktualität viel schneller reagieren müssen als die 

gedruckte Presse, damit eine Logoverwendung zulässig ist. Um das Erfordernis 

der Aktualität aber nicht zu überspannen, kann ein Zeitfenster von drei Tagen 

als Richtschnur dienen. Sobald das Ereignis eingetreten ist, bleiben dem Web-

log-Inhaber somit drei Tage Zeit, um darüber unter Verwendung des Logos 

berichten zu dürfen. Ein derartiges Zeitfenster ist insbesondere deshalb als an-

gemessen anzusehen, weil die hier behandelten Weblogs aus ideellen Gründen 

werbefrei und kostenlos zur Verfügung stehen, so dass jenen Fällen Rechnung 

zu tragen ist, in denen der Weblog-Inhaber aus unterschiedlichsten Gründen an 

einer Berichterstattung gehindert ist.  
                                                

1234 
BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1150, 

1151/1152.  
1235 

BGH „Zeitungsbericht als Tagesereignis“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 285/99, GRUR 2002, 1150, 

1151.  
1236 

Lüft: Wandtke/Bullinger, § 50, Rdnr. 4.  
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Hinsichtlich der Zweckbindung in Bezug auf die Anzahl und den Umfang der 

verwendeten Logos ist wie bei der gedruckten Presse auch hier der Einzelfall 

entscheidend. Eine abstrakte Größe kann folglich hier nicht genannt werden.  

(3) Ergebnis 

Soweit die vier Merkmale - Berichterstattung; Berichterstattung über Tageser-

eignisse; Präsentation des Logos gegenüber der Öffentlichkeit (Wahrnehmbar-

keit) und Verwendung im gebotenen Umfang - vorliegen, greift die Schranke 

des § 50 UrhG und das Logo darf ohne Einwilligung des Urhebers und ohne 

Vergütungspflicht benutzt werden.  

Hinsichtlich des Kriteriums der Berichterstattung über Tagesereignisse muss 

eine aktuelle Berichterstattung erfolgen. Da Weblogs im Vergleich zur gedruck-

ten Presse Berichte über Tagesereignisse wesentlich schneller publizieren kön-

nen, muss rasch über das Geschehen berichtet werden. Da die hier behandelten 

Weblogs aus ideellen Gründen werbefrei und kostenlos zur Verfügung gestellt 

werden, bietet sich ein Zeitfenster von drei Tagen ab dem jeweiligen Ereignis 

an. 

c. Gesamtergebnis zu II., 2.  

Die Verwendung von Logos innerhalb der Berichterstattung von Weblogs ver-

stößt nicht gegen das Markenrecht, weil mangels des Zweckes, Waren oder 

Dienstleistungen zu unterscheiden, keine markenmäßige Benutzung vorliegt. 

 

Die Verwendung ist auch urheberrechtlich zulässig, da zu Gunsten des Weblog-

Inhabers die Schranke des § 50 UrhG greift. Aufgrund der fehlenden techni-

schen Zwänge in Form des Druckes und der Distribution, die hingegen bei der 

gedruckten Presse bestehen, muss jedoch eine zeitnahe Berichterstattung erfol-

gen. Als Richtschur wird dafür ein Zeitfenster von drei Tagen ab dem jeweiligen 

Ereignis vorgeschlagen.  
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3. Namensidentifizierende Berichterstattung 

Nicht selten erfolgt die Berichterstattung in Weblogs unter der vollen Namens-

nennung von Personen. Wie eine derartig identifizierende Berichterstattung ju-

ristisch zu bewerten ist, soll im Folgenden dargelegt werden. Bei dem Begriff 

„identifizierende Berichterstattung“ handelt es sich um „einen durch die Recht-

sprechung des BVerfG und des BGH geprägten allgemeinen Rechtsbegriff“.1237 

Dies gewinnt Bedeutung beim Klageantrag, da die Begriffsverwendung „identi-

fizierende Berichterstattung“ somit nicht zu unbestimmt ist.1238 

 

Ebenso wie zuvor, werden bei der Untersuchung nur Weblogs berücksichtigt, 

die der Definition des journalistisch-redaktionell gestalteten Angebots unterfal-

len und die kostenlos und werbefrei angeboten werden.  

Innerhalb der Berichterstattung wird vorliegend zwischen der wahrheitsgemäßen 

Berichterstattung einerseits und der Verdachtsberichterstattung in Strafsachen 

andererseits unterschieden. In einem ersten Schritt wird die verfassungsrechtli-

che Bedeutung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des von einer Berichter-

stattung Betroffenen im Spannungsverhältnis zu der Meinungs- und Pressefrei-

heit beleuchtet. Daran schließt sich die Darlegung der Judikatur für die beiden 

genannten Formen der Berichterstattung an, die anschließend in Bezug auf die 

Berichterstattung in Weblogs gewürdigt wird.  

a. Verfassungsrechtliche Bedeutung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts 

Das aus Art. 2 Abs. 1 iVm Art. 1 Abs. 1 GG abgeleitete „unbenannte“ Grund-

recht des allgemeinen Persönlichkeitsrechts schützt die Privat-, Geheim- und 

Intimsphäre.1239 Hinsichtlich der Darstellung der eigenen Person gewährleistet 

es, dass jedermann selbst darüber entscheiden darf, „wie er sich gegenüber Drit-

ten oder der Öffentlichkeit darstellen“ will.1240 Der Schutzbereich umfasst dabei 

auch den „Schutz vor Äußerungen, die geeignet sind, sich abträglich auf das 

                                                
1237 

BGH, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/05, GRUR 2007, 350, 351.  
1238 

So ausdrücklich BGH, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/05, GRUR 2007, 350, 351. 
1239 

BVerfG „Eppler“, Beschl. v. 3.6.1980, Az. 1 BvR 185/77, NJW 1980, 2070.  
1240 

BVerfG „Frist für Gegendarstellung im Rundfunk“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, NJW 

1983, 1179, 1180.  
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Bild [des Betroffenen] in der Öffentlichkeit auszuwirken“1241 sowie das Recht 

auf Anonymität.1242 Das allgemeine Persönlichkeitsrecht wird jedoch nicht vor-

behaltlos gewährleistet. Es ist unter anderem durch die Meinungsfreiheit aus 

Art. 5 Abs. 1, S. 1, Hs. 1 GG beschränkt. Daraus folgt, dass der Einzelne den 

Anspruch darauf besitzt, in der Öffentlichkeit so beschrieben und eingeschätzt 

zu werden, wie er sich selbst sieht oder von anderen gesehen werden möchte.1243 

Im Spannungsverhältnis zur Meinungsfreiheit ist zwischen Werturteilen einer-

seits und Tatsachenbehauptungen andererseits zu unterscheiden. Soweit sich das 

Werturteil nicht als Angriff auf die Menschenwürde, als Schmähkritik oder als 

Formalbeleidigung erweist, gebührt der Meinungsfreiheit der Vorrang vor dem 

allgemeinen Persönlichkeitsrecht.1244 Stehen wahre Tatsachenbehauptungen zur 

Diskussion, so müssen diese vom Betroffenen prinzipiell hingenommen werden 

und das allgemeine Persönlichkeitsrecht hat hinter der Meinungsfreiheit zurück-

zutreten.1245 Gleichwohl ist auch bei wahren Tatsachenbehauptungen die im all-

gemeinen Persönlichkeitsrecht enthaltene Menschenwürde als „oberstes Konsti-

tutionsprinzip“1246 zu beachten. Demnach ist eine Berichterstattung auch in die-

ser Konstellation dann unzulässig, „wenn sie einen Persönlichkeitsschaden an-

zurichten droht, der außer Verhältnis zu dem Interesse an der Verbreitung der 

Wahrheit steht“.1247  

Auch die Pressefreiheit kann dem allgemeinen Persönlichkeitsrecht Schranken 

setzen und erlaubt bei bestimmten Sachverhalten eine namensidentifizierende 

Berichterstattung.1248 Hinsichtlich des bereits angesprochenen Schutzbereiches 

des allgemeinen Persönlichkeitsrechts ist zu konstatieren, dass hierzu nicht die 

reine Sozialsphäre zählt,1249 so dass der Presse eine Berichterstattung aus dieser 

Sphäre nicht verwehrt werden darf.1250 Bei Berichterstattungen im Allgemeinen 

                                                
1241 

BVerfG, Beschl. v. 10.11.1998, Az. 1 BvR 1531/96, NJW 1999, 1322, 1323.  
1242 

KG, Urt. v. 5.11.2004, Az. 9 U 162/04, NJW-RR 2005, 350, 351. 
1243 

BVerfG, Beschl. v. 10.11.1998, Az. 1 BvR 1531/96, NJW 1999, 1322, 1323.  
1244 

BVerfG, Beschl. v. 10.11.1998, Az. 1 BvR 1531/96, NJW 1999, 1322, 1324.  
1245 

BVerfG, Beschl. v. 24.3.1998, Az. 1 BvR 131/96, NJW 1998, 2889, 2891; BVerfG, Beschl. v. 

10.11.1998, Az. 1 BvR 1531/96, NJW 1999, 1322, 1324.  
1246 

BVerfG, Beschl. v. 3.6.1980, Az. 1 BvR 185/77, NJW 1980, 2070. 
1247 

BVerfG, Beschl v. 10.11.1998, Az. 1 BvR 1531/96, NJW 1999, 1322, 1324.  
1248 

KG, Urt. v. 5.11.2004, Az. 9 U 162/04, NJW-RR 2005, 350, 351.  
1249 

BVerfG „Lebenspartnerin von Bernd Tewaag“, Beschl v. 21.8.2006, Az. 1 BvR 2606/04 u. a., 

GRUR 2006, 1051, 1054.  
1250 

BVerfG „Caroline von Monaco“, Urt. v. 15.12.1999, Az. 1 BvR 635/96, GRUR 2000, 446, 449.  
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ist für die Beurteilung der Zulässigkeit der vollen Namensnennung auch die öf-

fentliche Aufgabe der Presse in den Blick zu nehmen. Sie liegt einerseits in der 

Verbindung zwischen dem Volk und den Staatsorganen sowie in deren Kontrol-

le.1251 Andererseits stellt die Presse die für die öffentliche Meinungsbildung 

notwendigen Informationen zur Verfügung und befriedigt somit das Informati-

onsinteresse der Öffentlichkeit. Zu berücksichtigen ist dabei auch, dass die Nen-

nung von Namen dem Beitrag in den Medien mehr Authentizität und Glaubwür-

digkeit verleiht als eine anonymisierte Berichterstattung.1252 

Neben der Berichterstattung über wahre Gegebenheiten besteht auch ein Infor-

mationsinteresse der Öffentlichkeit an Straftaten.1253 Je nach Schwere der Tat, 

ihrer Motivation und der Art ihrer Ausführung kann auch ein legitimes Interesse 

der Öffentlichkeit an der Nennung des vollständigen Namens des Täters beste-

hen.1254  

 

Die Zulässigkeit einer Berichterstattung unter voller Namensnennung kann aber 

nicht von vorneherein auf das staatliche Interesse an der Aufklärung von Strafta-

ten oder auf ein allgemeines Informationsinteresse der Öffentlichkeit gestützt 

werden.1255 Verlangt ist vielmehr eine umfassende Güterabwägung im Einzel-

fall, „ob das verfolgte Interesse generell und nach der Gestaltung des Einzelfalls 

den Vorrang verdient, ob der beabsichtigte Eingriff in die Privatsphäre nach Art 

und Reichweite durch dieses Interesse gefordert wird und im angemessenen 

Verhältnis zur Bedeutung der Sache steht“.1256 

b. Stand der Judikatur 

Insbesondere der BGH differenziert zwischen der wahrheitsgemäßen Berichter-

stattung und der Verdachtsberichterstattung. 

                                                

1251 
BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1228.  

1252 
BVerfG, Beschl. v. 22.3.2007, Az. 1 BvR 2007/02, http://www.kanzlei-prof-schweizer.de/

bibliothek/urteile/index.html?id=13698.  
1253 

BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1230.  
1254 

BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1230.  
1255 

BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1228. 
1256 

BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1228.  
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aa. Wahrheitsgemäße Berichterstattung 

Maßgeblich für die Zulässigkeit der Berichterstattung unter voller Namensnen-

nung ist die Abgrenzung zwischen der Privat-, Geheim- und Intimsphäre1257 ei-

nerseits und der Sozialsphäre andererseits. In letztere darf nur dann nicht einge-

griffen werden, wenn schwerwiegende Nachteile für den Betroffenen drohen. 

Diese liegen vor, „wenn eine Stigmatisierung, soziale Ausgrenzung oder Pran-

gerwirkung zu besorgen“ ist.1258 Soweit dies nicht der Fall ist, steht der vollen 

Namensnennung nicht das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen 

entgegen. Zur Sozialsphäre zählt unter anderem die berufliche Sphäre in Form 

des Wirtschaftslebens.1259 Personen, die in gehobener Position am Wirtschafts-

leben teilnehmen, müssen von vornherein damit rechnen, dass ihr Verhalten von 

der Öffentlichkeit beobachtet wird.1260 Kommt es zur Kritik am geschäftlichen 

Handeln solcher Personen, hat die Öffentlichkeit „ein legitimes Interesse daran, 

zu erfahren, um wen es geht“.1261 Damit verbunden ist es Aufgabe der Presse, 

dieses Informationsbedürfnis zu bedienen, die sie bei einer generellen Pflicht zur 

anonymisierten Berichterstattung nicht erfüllen kann.1262 Gleiches gilt für Perso-

nen, die öffentliche Ämter in gehobener Funktion bekleiden und durch Ereignis-

se in ihrer Vergangenheit in das Blickfeld des öffentlichen Interesses geraten. 

Dies ist beispielsweise der Fall bei Angehörigen der DDR-Grenztruppen, die 

nunmehr der Bundespolizei angehören1263 oder bei einem Ministerialrat, der in 

einem Ministerium eines Bundeslandes angestellt ist und zu einem äußerst güns-

tigen Kaufpreis ein Grundstück erworben hat.1264 Auch hier besteht ein berech-

tigtes, von der Presse zu bedienendes öffentliches Informationsinteresse, zu wis-

sen, um welche Person es sich genau handelt, was nur durch eine namensidenti-

fizierende Berichterstattung befriedigt werden kann.  

                                                

1257 
BVerfG „Eppler“, Beschl. v. 3.6.1980, Az. 1 BvR 185/77, NJW 1980, 2070.  

1258 
BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 351. So 

vorher auch KG, Urt. v. 5.11.2004, Az. 9 U 162/04, NJW-RR 2005, 350, 351.  
1259 

BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 351.  
1260 

BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 351.  
1261 

BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 352.  
1262 

BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 352. 
1263 

KG, Urt. v. 19.3.2007, Az. 10 U 49/06, AfP 2007, 243.  
1264 

KG, Urt. v. 5.11.2004, Az. 9 U 162/04, NJW-RR 2005, 350, 352.  
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bb. Verdachtsberichterstattung 

Wesentlich strengere Maßstäbe als bei der wahrheitsgemäßen Berichterstattung 

sind bei der Verdachtsberichterstattung anzulegen. Hintergrund dafür ist, dass 

weite Teile der Bevölkerung etwa bei der Einleitung eines Ermittlungsverfah-

rens trotz der gesetzlich geltenden Unschuldsvermutung diesen Vorgang bereits 

mit dem Nachweis der Schuld gleichsetzen und der Betroffene selbst bei erwie-

sener Unschuld oder einer späteren Verfahrenseinstellung mit negativen Aus-

wirkungen zu rechnen hat.1265 Erforderlich für die zulässige Verdachtsberichter-

stattung ist zunächst, dass ein derartiges Maß an Tatsachenbeweisen vorliegt, 

das der Berichterstattung überhaupt ein öffentliches Interesse verleiht.1266 Des 

Weiteren darf die inhaltliche Ausgestaltung der Berichterstattung nicht suggerie-

ren, dass der Betroffene bereits der ihm vorgeworfenen Straftat überführt ist. 

Ferner sind die von der beschuldigten Person ihrerseits vorgebrachten Tatsachen 

und Argumente in der Berichterstattung zu berücksichtigen.1267 Soweit möglich 

ist eine individuelle Stellungnahme des Betroffenen einzuholen.1268 Letztens 

muss die dem Betroffenen vorgeworfene Straftat ein derartiges Gewicht aufwei-

sen, dass die Berichterstattung „durch ein Informationsbedürfnis der Allgemein-

heit gerechtfertigt ist“.1269 

In Bezug auf die volle Namensnennung bei einer Verdachtsberichterstattung  

orientiert sich die Judikatur an den Vorgaben des BVerfG aus der Entscheidung 

„Lebach“1270 und differenziert unter anderem nach der Schwere der im Raum 

stehenden Straftat. Demnach ist eine namensidentifizierende Berichterstattung 

nur in Fällen der Schwerstkriminalität zulässig.1271 Soweit es sich um eine Straf-

tat aus dem Bereich der mittleren Kriminalität handelt, ist eine volle Namens-

nennung nur dann zulässig, wenn die beschuldigte Person ein Amtsträger ist, da 

insoweit ein erhöhtes Informationsinteresse der Öffentlichkeit besteht.1272 Eine 

                                                

1265 
BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036.  

1266 
BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036. 

1267 
BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036, 1037. So 

zuvor bereits BGH, Urt. v. 26.10.1999, Az. VI ZR 322/98, NJW 2000, 656, 657. 
1268 

BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036, 1037. 
1269 

BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036, 1037.  
1270 

BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1230.  
1271 

BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036, 1038. Bestä-

tigt durch BGH, Urt. v. 15.11.2005, Az. VI ZR 286/04, K&R 2007, 79, 80.  
1272 

BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 1036, 1038.  
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namensidentifizierende Berichterstattung ist jedoch in Fällen der Kleinkriminali-

tät und in Jugendstrafsachen unzulässig,1273 so dass dort seitens der Presse die 

Pflicht zur anonymisierten Berichterstattung besteht.1274 Für die Kleinkriminali-

tät gilt dies jedoch nicht uneingeschränkt. Insoweit sind auch die Art der Tat und 

die Person des Beschuldigten zu berücksichtigen.1275 Soweit es sich um ein un-

verantwortliches Verhalten handelt und der Beschuldigte aufgrund seines vorhe-

rigen Verhaltens massiv das Interesse der Öffentlichkeit auf sich gezogen hat, ist 

auch im Bereich der Kleinkriminalität und unter Umständen auch beim Vorlie-

gen von Ordnungswidrigkeiten die  Namensnennung des Beschuldigten statt-

haft.1276 

Die zuvor bereits angesprochene Anonymisierungspflicht tritt letztens auch dann 

ein, wenn die Tatsachengrundlage und die Recherchemöglichkeiten „dürftig“ 

sind.1277 

cc. Zwischenergebnis 

Die wahrheitsgemäße Berichterstattung unter vollständiger Namensnennung ist 

zulässig, soweit nur die Sozialsphäre der betroffenen Person tangiert ist und kei-

ne schwerwiegenden Nachteile für sie in Form von Stigmatisierung, sozialer 

Ausgrenzung oder Prangerwirkung einzutreten drohen.
1278

 

Die Statthaftigkeit der Verdachtsberichterstattung ist demgegenüber an strengere 

Voraussetzungen gebunden. Erforderlich ist ein hohes Maß an Tatsachenbewei-

sen, die ein öffentliches Interesse begründen müssen. Die Berichterstattung darf 

ferner keine Vorverurteilung enthalten und muss auch Stellungnahmen des Be-

troffenen berücksichtigten. Letztens ist das Vorliegen einer Straftat von derarti-

                                                

1273 
BGH, Urt. v. 15.11.2005, Az. VI ZR 286/04, K&R 2007, 79, 80.  

1274 
BVerfG „Lebach“, Urt. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 1231. 

Vgl. für die Lit. Soehring, Rdnr. 19.26 u. 19.27;  
1275 

BGH, Urt. v. 15.11.2005, Az. VI ZR 286/04, K&R 2007, 79, 81. 
1276 

So ausdrücklich der BGH hinsichtlich der Berichterstattung unter voller Namensnennung von 
Prinz Ernst August von Hannover hinsichtlich dessen bewiesener massiver Geschwindigkeitsüber-

schreitung auf einer französischen Autobahn, BGH, Urt. v. 15.11.2005, Az. VI ZR 286/04, K&R 

2007, 79, 81.  
1277 

So ausdrücklich BGH „Sticheleien von Horaz“, Urt. v. 7.12.1999, Az. VI ZR 51/99, NJW 2000, 

1038.  
1278 

BGH „Klinik-Geschäftsführer“, Urt. v. 21.11.2006, Az. VI ZR 259/06, GRUR 2007, 350, 352.  
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gem Gewicht erforderlich, so dass die Berichterstattung durch ein Informations-

bedürfnis der Allgemeinheit gerechtfertigt ist. 

c. Rechtliche Würdigung der Judikatur in Bezug auf Weblogs 

Die dargestellten Voraussetzungen für die wahrheitsgemäße Berichterstattung 

und die Verdachtsberichterstattung sind von der Judikatur ausnahmslos für die 

gedruckte Presse aufgestellt worden. Da zwischen gedruckter und elektronischer 

Presse, zu denen auch Weblogs gehören, soweit sie die aufgezeigte Definition 

eines journalistisch-redaktionellen Angebots erfüllen, kaum Unterschiede beste-

hen, könnten die Voraussetzungen auch für die elektronische Presse und somit 

auch für Weblogs gelten. Gleichwohl ist zu beachten, dass jedes Medium Spezi-

fika aufweist. So unterscheidet sich beispielsweise das Fernsehen signifikant 

von der Presse durch seine “Kraft der bewegten Bilder“.
1279

 Auch das World 

Wide Web weist Besonderheiten auf, was gleichfalls für Weblogs als neue 

Kommunikationsform gilt. Demgemäß stellt sich die Frage, ob die Spezifika von 

Weblogs für beide Formen der Berichterstattung Konsequenzen nach sich zie-

hen. Dies erfordert zunächst die Darlegung der diesbezüglich signifikanten 

Merkmale von Weblogs.  

aa. Signifikante Merkmale von Weblogs  

Hinsichtlich der Informationsverbreitung in Weblogs konnte festgestellt werden, 

dass eine in einem einzigen Weblog publizierte Nachricht mit einer hohen Rele-

vanz für die Allgemeinheit einen Schneeballeffekt auslösen kann.
1280

 Aufgrund 

von Blogroll, den Funktionen von Trackback und Ping sowie der starken Ver-

knüpfung gerade von themenverwandten Weblogs kann eine Information binnen 

kürzester Zeit ein Millionenpublikum erreichen. Dabei ist es möglich, dass die 

Nachricht auch in Funk und Fernsehen veröffentlicht wird.
1281

 

Die nächste Besonderheit von Weblogs stellen ihre Archive dar, die unentgelt-

lich jedermann zur Verfügung stehen und einen kostenlosen Langzeitzugriff er-

                                                

1279 
3. Strukturpapier der DLM, http://www.alm.de/fileadmin/user_upload/3Strukturpapier.pdf, S. 10.  

1280 
S. ausführlich unter B., III., 3. „Eigendynamik der Informationsverbreitung“.  

1281 
Vgl. dafür nochmals B., III., 3. „Eigendynamik der Informationsverbreitung“.  
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lauben.
1282

 Als weiteres signifikantes Merkmal in Abgrenzung zu anderen 

Kommunikationsformen sind die in Weblogs häufig verwendeten Permalinks in 

den Blick zu nehmen, in denen Namen von natürlichen oder juristischen Perso-

nen integriert sind. Die Verwendung von Permalinks beinhaltet auch den Vorteil 

der Suchmaschinenoptimierung, so dass die einzelnen Dokumente besonders gut 

von Suchmaschinen indiziert werden und bei der Eingabe des mit dem Namen 

identischen Suchwortes eine vordere Rangposition des Beitrages bei der Tref-

feranzeige erzielt wird.
1283

 

bb. Würdigung 

Die genannten Merkmale stellen für das Persönlichkeitsrecht eines Betroffenen 

bei einer namensidentifizierenden Berichterstattung eine höhere Beeinträchti-

gung dar, als dies bei der gedruckten Presse der Fall ist. Der Schneeballeffekt 

kann dazu führen, dass etwa eine wahrheitsgemäße Berichterstattung, die sich 

ihrem Interesse nach eigentlich auf einen regionalen Bereich begrenzt, plötzlich 

von einem Millionenpublikum wahrgenommen wird. Die Archive von Weblogs 

erlauben aufgrund ihrer Kostenfreiheit einen für jedermann ungehinderten 

Langzeitzugriff auf Beiträge/Artikel,
1284

 die sich mit dem namentlich genannten 

Betroffenen befassen, obwohl kein Aktualitätsinteresse mehr besteht oder das 

gegen den Betroffenen eingeleitete Ermittlungsverfahren bereits seit Jahren ein-

gestellt ist. Im Gegensatz zu gedruckten Pressearchiven ist bei Weblogs dem-

nach ein Zugriff auf die namensidentifizierende Berichterstattung wesentlich 

einfacher und die Gefahr einer fortdauernden Stigmatisierung weitaus größer.
1285

 

Eine weitere Vertiefung der Beeinträchtigung des allgemeinen Persönlichkeits-

rechts des namentlich genannten Betroffenen folgt aus dem Zusammenspiel von 

Permalinks und Suchmaschinenindizierung. Soweit in der Vergangenheit eine 

häufige Verlinkung zu einem Beitrag/Artikel mit voller Namensnennung erfolgt 

ist, reicht die Eingabe des jeweiligen Namens in einer Suchmaschine und in der 

Trefferliste erscheint der Beitrag/Artikel an prominenter Stelle. Die Einsicht und 

                                                

1282 
S. dazu C., I., 1., g.  

1283 
Bahr, http://www.dr-bahr.com/news/news_det_20051231021012.html.  

1284 
S. dazu C., I., 1., g. 

1285 
OLG Hamburg, Beschl. v. 28.3.2007, Az. 7 W 9/07, MMR 2007, 377.  
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die Auseinandersetzung mit dem namentlich Betroffenen sind auch hier wieder 

völlig losgelöst von einem aktuellen Interesse.  

Der mögliche Schneeballeffekt, die Archive von Weblogs und die Trefferanzei-

ge in Suchmaschinen müssen aus verfassungsrechtlichen Gesichtspunkten eine 

Konsequenz für die Berichterstattung in Weblogs nach sich ziehen. Zum einen 

darf sich das Recht in Bezug auf das Persönlichkeitsrecht nicht der technischen 

Entwicklung beugen,
1286

 sondern muss Neuerungen ausreichend Rechnung tra-

gen. Zum anderen ist in der vorzunehmenden Güterabwägung auf Seiten des 

allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Betroffenen auch die Breitenwirkung der 

diskriminierenden Folgen zu berücksichtigen.1287  

cc. Ergebnis und Konsequenz 

Aufgrund des möglichen Schneeballeffektes, des Langzeitzugriffs auf Beiträge/

Artikel in Weblog-Archiven und der prominenten Anzeige innerhalb der Tref-

ferliste bei Suchmaschinen beeinträchtigt eine namensidentifizierende Berichter-

stattung in Weblogs das allgemeine Persönlichkeitsrecht des namentlich genann-

ten Betroffenen weitaus stärker als eine identifizierende Berichterstattung in ei-

nem gedruckten Presseerzeugnis. Dies gilt sowohl für die wahrheitsgemäße Be-

richterstattung als auch für die Verdachtsberichterstattung. 

 

Um den verfassungsrechtlichen Maßgaben ausreichend Rechnung zu tragen, 

darf eine namensidentifizierende Berichterstattung in Weblogs nur dann erfol-

gen, wenn ein überragendes Interesse einer breiten Öffentlichkeit besteht und 

die Berichterstattung ohne die Namensnennung ihren Sinn und ihren Wert als 

Nachricht/Bericht/Artikel verlieren würde.  

d. Gesamtergebnis zu II., 3.  

Die Vorgaben der Judikatur für eine wahrheitsgemäße Berichterstattung und ei-

ne Verdachtsberichterstattung unter voller Namensnennung des Betroffenen in 

                                                

1286 
BVerfG „Lebach“, Beschl. v. 5.6.1973, Az. 1 BvR 536/72, BVerfGE 35, 202, NJW 1973, 1226, 

1229.  
1287 

BVerfG, Beschl. v. 24.3.1998, Az. 1 BvR 131/96, NJW 1998, 2889, 2891.  
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gedruckten Presseerzeugnissen können auf die namensidentifizierende Bericht-

erstattung in Weblogs nicht angewandt werden. Hintergrund dafür sind die sig-

nifikanten Merkmale von Weblogs in Form eines möglichen Schneeballeffektes, 

ihrer kostenlosen Langzeitarchive und der durch Permalinks ausgelösten promi-

nenten Trefferanzeige in Suchmaschinen. Diese Besonderheiten beeinträchtigen 

das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen in einem weitaus höheren 

Maße als bei der gedruckten Presse.  

Deshalb darf eine namensidentifizierende Berichterstattung in Weblogs nur dann 

erfolgen, wenn an ihr ein überragendes Interesse einer breiten Öffentlichkeit be-

steht und die Berichterstattung ohne die Namensnennung ihren Sinn und ihren 

Wert als Nachricht/Bericht/Artikel verlieren würde.  

4. Verwendung von Beiträgen aus der traditionellen Presse in Weblogs 

Die Inhalte von Weblogs und somit die Berichterstattung speisen sich nicht nur 

aus eigenen Informationen, sondern auch aus der Übernahme von Beiträgen, die 

von der traditionellen Presse in gedruckter Form oder im Internet verbreitet 

werden. Inwieweit einzelne Beiträge der traditionellen Presse ohne Einverständ-

nis in Weblogs übernommen werden dürfen, ist vielfach Diskussionsgegenstand 

innerhalb der Blogosphäre. Dies ist Anlass, die juristische Zulässigkeit derarti-

ger Übernahmen zu analysieren. Grundvoraussetzung für die Bewertung ist da-

bei die Darstellung der Typologie der journalistischen Darstellungsformen. 

In Abgrenzung zum Zitatrecht gem. § 51 UrhG wird an dieser Stelle nur die 

vollständige Übernahme von Beiträgen behandelt.  

Berücksichtigt werden ferner auch nur jene Weblogs, die die hier erarbeitete De-

finition eines journalistisch-redaktionell gestalteten Angebots erfüllen. 

a. Typologie journalistischer Darstellungsformen 

Eine Zeitung oder eine Zeitschrift der traditionellen Presse, ob gedruckt oder im 

WWW, besteht aus mehreren journalistischen Darstellungsformen. Für die juris-

tische Bewertung der Zulässigkeit einer Verwendung von Beiträgen ohne Ein-

verständnis des Urhebers beziehungsweise Rechteinhabers ist entscheidend, 

welche Darstellungsform vorliegt, da sich die Beiträge in ihrem Umfang und in 
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ihrer geistigen Leistung unterscheiden. Zu den wichtigsten Darstellungsformen 

gehören die Nachricht, der Bericht, die Reportage, das Interview und der Kor-

respondentenbericht.
1288

 Die weiteren journalistischen Darstellungsformen stel-

len der Kommentar, die Glosse, der Leitartikel, die Kolumne und die Rezension 

dar. Gemeinsam ist letztgenannten, dass sie die Meinung ihres Verfassers wie-

dergeben.
1289

 Sie werden vorliegend hinsichtlich ihrer journalistischen Ausge-

staltung nicht gesondert behandelt.  

Die Nachricht zeichnet sich insbesondere durch die Elemente der Aktualität, des 

allgemeinen Interesses und der Objektivität aus. Ihr Umfang beträgt regelmäßig 

nicht mehr als 20 Zeilen,
1290

 was maximal 900 Zeichen entspricht.
1291

 Signifi-

kant für die Nachricht ist der Lead, wonach das Wichtigste am Anfang der 

Nachricht steht.
1292

 Der Lead umfasst die so genannten „sieben W´s“ und bein-

haltet die wichtigsten Inhalte einer Nachricht: „Wer?“, „Was?“, „Wo?“, 

„Wann?“, „Wie?“, „Warum?“ und „Woher?“.
1293

 Die Aufzählung der „sieben 

W´s“ mag aus juristischer Sicht befremden. Sie spiegelt aber das journalistische 

Handwerk wieder, das jeder Journalist zu beachten hat und auch beachtet. Hin-

sichtlich der Rangfolge der „sieben W´s“ existiert keine starre Vorgabe. Die 

Reihenfolge orientiert sich vielmehr an der jeweiligen Information. Die Beach-

tung der „sieben W´s“ stellt hingegen eine „Checkliste“ für jeden Journalisten 

dar, ob seine Nachricht auch tatsächlich vollständig ist.
1294

 Die Nachricht zeich-

net sich somit durch die Beschränkung auf das Wesentliche aus.
1295

 

Die so gerade genannte Begrenzung unterscheidet die Nachricht von dem Be-

richt. Dieser enthält über die bloßen Fakten hinaus beispielsweise eine Vorge-

schichte, Verknüpfungen zu anderen Nachrichten oder sonstige Aspekte, die  

über das Wesentliche hinausgehen.
1296

 Im Gegensatz zur Nachricht enthält der 

Bericht vielfach Zitate.
1297

 

                                                
1288 

v. La Roche, S. 69.  
1289 

v. La Roche, S. 169.  
1290 

v. La Roche, S.75. Rehbinder spricht von maximal 22 Zeilen, Rehbinder, ZUM 2000, 1, 2.  
1291 

Rehbinder, ZUM 2000, 1, 2.  
1292 

v. La Roche, S. 90.  
1293 

v. La Roche, S. 93/94.  
1294 

v. La Roche, S. 98.  
1295 

Rehbinder, ZUM 2000, 1, 4.  
1296 

v. La Roche, S. 146.  
1297 

v. La Roche, S. 147.  
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In der journalistischen Darstellungsform der Reportage schildert der sich vor Ort 

befindende Reporter seine ganz persönlichen Eindrücke
1298

 und versieht sie oft-

mals mit Zitaten beteiligter Personen oder zufällig anwesender Passanten.
1299

 

Anders als die Nachricht folgt die Reportage nicht einem hierarchischen, son-

dern einem dramaturgischen Aufbau,
1300

 der dem Journalisten Spielraum für ei-

gene Ideen innerhalb seiner Reportage gewährt. 

Eine weitere journalistische Darstellungsform stellt das Interview dar, dessen 

Wesensmerkmal in den Fragen des Journalisten liegt. 

Der Korrespondentenbericht ist die letzte journalistische Darstellungsform, die 

vorliegend behandelt wird. Er unterscheidet sich vom „einfachen“ Bericht da-

durch, dass der Korrespondent seinen Beitrag um zusätzliche Informationen an-

reichert, die er vor Ort recherchiert hat.
1301

 

b. Zulässigkeit der Verwendung von Nachrichten nach dem UrhG  

Ohne Einverständnis des Urhebers ist die Verwendung einer Nachricht dann un-

zulässig, wenn sie ein geschütztes Sprachwerk gem. § 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 

UrhG darstellt und keine gesetzlich normierte Schranke greift. Die Trennlinie 

für das Vorliegen eines urheberrechtlich geschützten Werkes ist dabei zwischen 

der nackten Information und dem Werk mit selbständigem Gepräge zu zie-

hen.
1302

  

aa. Nachrichten als Sprachwerk  

Fraglich ist, ob Nachrichten geschützte Sprachwerke nach § 2 Abs. 1, Nr. 1, 

Abs. 2 UrhG darstellen. Soweit ersichtlich hatte darüber in Deutschland bislang 

nur das LG Düsseldorf zu entscheiden, das eine Schutzfähigkeit ablehnte.
1303

 

Nachdem die Entscheidungsgründe des LG Düsseldorf dargelegt werden, wird 

das Urteil gewürdigt. 

                                                

1298 
v. La Roche, S. 150.  

1299 
v. La Roche, S. 150.  

1300 
v. La Roche, S. 154.  

1301 
v. La Roche, S. 168.  

1302 
Rehbinder, ZUM 2000, 1, 3.  

1303 
LG Düsseldorf, Urt. v. 25.4.2007, Az. 12 O 194/06, http://www.lampmann-behn.de/lbr/

entscheidungen/urheberrecht/192/5/3.  
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(1) Urteilsbegründung des LG Düsseldorf 

Die fehlende Urheberrechtsfähigkeit einer Nachricht hat das LG Düsseldorf mit 

der mangelnden geistigen Leistung begründet. So könne nur dann von der erfor-

derlichen Gestaltungshöhe ausgegangen werden, wenn das Sprachwerk entwe-

der eine „eigenschöpferische Gedankenformung und -führung des dargestellten 

Inhalts“ enthält oder eine „besonders geistvolle Form und Art der Sammlung, 

Einteilung und Anordnung des dargebotenen Stoffes“ vorliegt.1304 Daran fehle es 

aber bei Nachrichten, da sich diese nur auf die Wiedergabe von tatsächlichen 

Ereignissen beschränken und sich ihre Erstellung an der Üblichkeit und an 

Zweckmäßigkeitskriterien orientiere.1305 

(2) Würdigung 

Der Auffassung des LG Düsseldorf ist zuzustimmen. Die Erstellung von Nach-

richten ist keine eigene geistige Leistung im urheberrechtlichen Sinne. Voraus-

setzung für das Vorliegen einer persönlichen geistigen Schöpfung ist unter ande-

rem die Individualität. Das Werk muss sich von der Masse des Alltäglichen ab-

heben und darf nicht auf rein handwerklichen Leistungen beruhen.1306 Es muss 

eine Eigentümlichkeit aufweisen, an der es jedoch mangelt, wenn „die Auswahl 

und Anordnung des dargebotenen Stoffes durch zwingende Kriterien“ der Praxis 

vordefiniert sind.1307 Die Erstellung von Nachrichtentexten beruht einerseits auf 

einer handwerklichen Leistung und andererseits fehlt ihnen die Eigentümlich-

keit. Die Umformung einer reinen Information in eine Nachricht unterliegt dem 

journalistischen Handwerk in Form des Lead. Die in ihm enthaltenen „sieben 

W´s“ bestimmen die Auswahl und Anordnung des Nachrichtentextes. In der 

journalistischen Praxis erhält eine Nachricht nur durch die Einhaltung der „sie-

ben W´s“ ihren Sinn. Somit wird die Erstellung einer Nachricht von zwingenden 

Kriterien der Praxis vorgegeben. Von einer individuellen Leistung kann folglich 

nicht gesprochen werden. Daran ändert auch die Tatsache nichts, dass die Be-

                                                

1304 
LG Düsseldorf, Urt. v. 25.4.2007, Az. 12 O 194/06, http://www.lampmann-behn.de/lbr/

entscheidungen/urheberrecht/192/5/3. 
1305 

LG Düsseldorf, Urt. v. 25.4.2007, Az. 12 O 194/06, http://www.lampmann-behn.de/lbr/

entscheidungen/urheberrecht/192/5/3.  
1306 

BGH „Warenzeichenlexika“, Urt. v. 12.3.1987, Az. I ZR 71/75, GRUR 1987, 704, 706. 
1307 

BGH „Warenzeichenlexika“, Urt. v. 12.3.1987, Az. I ZR 71/75, GRUR 1987, 704, 706. 
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antwortung der „sieben W´s“ nicht in einer starren Rangfolge zu erfolgen hat. 

Schließlich begrenzt sich eine Nachricht auf maximal 900 Zeichen, so dass für 

die Erstellung einer individuellen Nachricht, die sich von einer alltäglichen ab-

hebt, regelmäßig kein Raum bleibt. Letztens stellen die „sieben W´s“ für den 

Journalisten auch eine „Checkliste“
1308

 dar, ob alle relevanten Fragen beantwor-

tet wurden. Nur wenn er sie abgearbeitet hat, kann er von einer journalistisch 

verwertbaren Nachricht ausgehen. Auch daran zeigt sich, dass dem Journalisten 

nur ein geringer Gestaltungsspielraum bleibt, der aber nicht jene Grenze über-

schreitet, die eine Eigentümlichkeit des Textes bewirken könnte.  

(3) Zwischenergebnis zu II., 4., b., aa. 

Nachrichten stellen grundsätzlich keine geschützten Sprachwerke iSv § 2 

Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 UrhG dar, da ihre Erstellung auf einer rein handwerklichen 

Leistung basiert und sie auch keine Eigentümlichkeit aufweisen. Dies folgt aus 

dem Lead und der Einhaltung der in ihm enthalten „sieben W´s“, die als zwin-

gende Voraussetzung der Praxis die Erstellung einer journalistischen Nachricht 

bestimmt. Dem Journalisten bleibt somit regelmäßig kein ausreichender Gestal-

tungsspielraum, der eine Eigentümlichkeit bewirken könnte.  

Da ein Schutz als Datenbankwerk gem. § 4 Abs. 2 UrhG oder als Datenbank 

gem. § 87d UrhG vorliegend nicht in Betracht kommt,1309 ist die Übernahme von 

Nachrichten in der hier geschilderten Form ohne Einverständnis des Verfassers 

urheberrechtlich zulässig.  

bb. Nachrichten und der Regelungsgehalt von § 49 Abs. 2 UrhG 

§ 49 Abs. 2 UrhG enthält für Nachrichten eine Schranke. Demnach ist die Ver-

vielfältigung, Verbreitung und öffentliche Wiedergabe von „vermischten Nach-

richten tatsächlichen Inhalts und von Tagesneuigkeiten“ zulässig, wenn diese 

von der Presse oder dem Funk veröffentlicht wurden. Der Regelungsgehalt von 

§ 49 Abs. 2 UrhG trägt dem seltenen Ausnahmefall Rechnung, dass eine Nach-

                                                

1308 
v. La Roche, S. 98.  

1309 Selbst wenn man eine Datenbank annehmen würde, liegt kein Verstoß vor, da die Übernahme 
kleiner Bestandteile aus einer Datenbank rechtmäßig ist, BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.7.2003, Az. 
I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 962.  
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richt aufgrund ihrer besonders geistreichen Formulierung oder ihrer außerge-

wöhnlichen Diktion doch ein geschütztes Sprachwerk darstellt.
1310

 In praktischer 

Hinsicht ändert sich jedoch für die Übernahme in Weblogs nichts, da eine unbe-

schränkte Übernahme zulässig und somit ein eventueller Vorbehalt der Rechte 

unwirksam ist. Ferner besteht keine Vergütungspflicht für die Übernahme und 

auch die Quellenangabe ist nicht verlangt.1311 

cc. Zulässigkeit der Verwendung von Nachrichten nach dem UWG 

Auch wenn die Verwendung von Nachrichten urheberrechtlich ohne Einver-

ständnis statthaft ist, könnte die Verwendung gegen § 4 Nr. 9 UWG verstoßen. 

(1) Anwendbarkeit des UWG 

Die Anwendung des UWG in genannter Fallgruppe ist nicht prinzipiell ausge-

schlossen. Verlangt ist jedoch, dass neben der Übernahme zusätzliche unlauter-

keitsbegründende Umstände hinzutreten.1312 Derartige Umstände sind vorlie-

gend indes nicht ersichtlich. 

(2) Ergebnis 

Die Verwendung von Nachrichten ohne Einverständnis verstößt nicht gegen das 

UWG. 

dd. Gesamtergebnis zu b. 

Nachrichten stellen keine persönliche geistige Schöpfung dar, weil ihnen die 

Individualität und die Eigentümlichkeit fehlen. Nach dem UrhG dürfen Nach-

richten ohne Einverständnis des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers 

in ein Weblog eingestellt werden.  

                                                

1310 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 24.  

1311 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 29.  

1312 
BGH „Notenstichbilder“, Urt. v. 6.2.1986, Az. I ZR 98/83, GRUR 1986, 895, 896; BGH „Paper-

boy“, Urt. v. 17.7.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 962.  
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Es liegt auch kein Verstoß gegen § 4 Nr. 9 UWG vor, weil bei der Übernahme 

der Nachricht keine weiteren die Unlauterkeit begründenden Umstände vorlie-

gen. 

Die Verwendung von Nachrichten in Weblogs ist rechtlich zulässig.  

c. Die sonstigen journalistischen Darstellungsformen  

Da sich die sonstigen journalistischen Darstellungsformen in ihrem Umfang un-

terscheiden und ihre Erstellung unterschiedliche geistige Leistungen erfordert, 

muss untersucht werden, ob sie dem Urheberrechtsschutz unterliegen und wenn 

ja, welche Schranken bestehen könnten. Dabei lassen sich der „einfache“ Be-

richt, die Reportage und der Korrespondentenbericht unter dem Sammelbegriff 

„berichtende Artikel“ zusammenfassen. Eine eigenständige Gruppe bildet aus 

journalistischer Sicht das Interview, das von der juristischen Literatur als Zei-

tungsartikel iSv § 49 Abs. 1 UrhG eingestuft wird.
1313

 Die journalistischen Dar-

stellungsformen des Kommentars, der Glosse, des Leitartikels, der Kolumne und 

der Rezension werden aufgrund der Wiedergabe der Meinung ihres Verfassers 

als „meinungsäußernde Artikel“
1314

 bezeichnet. 

aa. Berichtende und meinungsäußernde Artikel als Sprachwerke 

Ob berichtende und meinungsäußernde Artikel geschützte Sprachwerke gem. 

§ 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 UrhG sind, orientiert sich ebenso wie bei den Nachrich-

ten daran, ob sie eine persönliche geistige Schöpfung darstellen.  

(1) Berichtende und meinungsäußernde Artikel als persönliche geistige 

Schöpfungen 

Für die verlangte Individualität und Eigentümlichkeit ist nicht nur auf die Form, 

sondern gleichfalls auf den Inhalt abzustellen.
1315

 

 

                                                

1313 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 4.  

1314 
In diese Richtung auch v. La Roche, der von „meinungsäußernden Darstellungsformen“ spricht, v. 

La Roche, S. 169.  
1315 

Loewenheim: Schricker, § 2, Rdnr. 83.  
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Die berichtenden Artikel sind geschützte Sprachwerke, da sie im Gegensatz zu 

Nachrichten individuell und eigentümlich sind. 

Der „einfache“ Bericht enthält vielfach eine Vorgeschichte oder Verknüpfungen 

zu anderen Nachrichten oder Informationen. Ob der Bericht überhaupt eine 

Vorgeschichte enthält und wenn ja, in welcher Form und in welchem Stil sie 

dargestellt wird, entscheidet der Verfasser autonom. Diese Entscheidungskom-

petenz und Gestaltungsmöglichkeit, die hier im Gegensatz zur Situation bei der 

Erstellung von Nachrichten bestehen, geben dem „einfachen“ Bericht ein indivi-

duelles Gepräge. Genannte Komponenten bewirken gleichfalls eine Eigentüm-

lichkeit, da sich der „einfache“ Bericht von anderen Berichten unterscheidet. 

Gesagtes gilt auch für die Reportage, da dem Journalisten dort ein hohes Maß an 

Gestaltungsspielraum zukommt, dessen Ausfüllung Ausdruck von Individualität 

und Eigentümlichkeit ist. Es entbehrt jeder journalistischen Lebenserfahrung, 

dass zwei Journalisten eine Reportage mit den gleichen Elementen und der glei-

chen Diktion erstellen. Für den Korrespondentenbericht gilt das Gleiche. Bereits 

das Hinzufügen des vor Ort recherchierten Materials lässt die Individualität und 

Eigentümlichkeit besonders prägnant zu Tage treten.  

Auch das Interview beinhaltet die geforderte Individualität und Eigentümlich-

keit, was sich bereits in dem Umstand manifestiert, dass sich der Journalist im 

Vorfeld des Interviews nach seinen eigenen Vorstellungen die Fragen an seinen 

Interviewpartner überlegt.  

 

Letztens stellen auch die meinungsäußernden Artikel geschützte Sprachwerke 

dar. Der Urheberrechtsschutz entsteht für Zeitungsartikel, soweit diese eine in-

dividuelle Prägung aufweisen.
1316

 Bei meinungsäußernden Artikeln liegt dies 

zweifelsohne vor, da sie die ureigensten Gedanken ihres Verfassers enthalten.  

(2) Ergebnis 

Die berichtenden Artikel, das Interview und die meinungsäußernden Artikel 

stellen geschützte Sprachwerke dar. Schließlich zeichnen sich die genannten 

                                                

1316 
Loewenheim: Schricker, § 2, Rdnr. 116; Rehbinder, ZUM 2000, 1, 4.  
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journalistischen Darstellungsformen durch Individualität und Eigentümlichkeit 

aus.  

bb. Schrankenregelung des § 49 Abs. 1 UrhG 

Auch wenn berichtende Artikel, Interviews und meinungsäußernde Artikel ge-

schützte Sprachwerke sind, kann beim Vorliegen einer Schranke dennoch eine 

Verwendung ohne Einverständnis des Urhebers beziehungsweise des Rechte-

inhabers zulässig sein. In Betracht kommt insoweit § 49 Abs. 1 UrhG. 

(1) Die Schrankenregelung des § 49 Abs. 1 UrhG 

Die Schranke des § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG gestattet die Vervielfältigung und 

Verbreitung einzelner Kommentare und Artikel aus Zeitungen und anderen, le-

diglich Tagesinteressen dienenden Informationsblättern in anderen Zeitungen 

und Informationsblättern dieser Art sowie die öffentliche Wiedergabe solcher 

Kommentare und Artikel. Voraussetzung ist allerdings, dass sich der Urheber 

beziehungsweise der Rechteinhaber seine Rechte an dem Artikel beziehungs-

weise an dem Kommentar nicht vorbehalten hat.  

Aufgrund der aufgezeigten Differenzierung von berichtenden und meinungsäu-

ßernden Artikeln, wonach Kommentare zu letzterer Kategorie gehören, wird im 

Folgenden nur noch von Artikeln allgemein gesprochen. 

 

Soweit die Voraussetzungen von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG vorliegen, besteht gem. 

§ 49 Abs. 1, S. 2 UrhG ein Vergütungsanspruch des Urhebers beziehungsweise 

des Rechteinhabers, der gem. § 49 Abs. 1, S. 3 UrhG nur durch eine Verwer-

tungsgesellschaft geltend gemacht werden kann. Im Folgenden werden die Vor-

aussetzungen von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG dargelegt.  

(a) Die Voraussetzungen von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG ohne Vorbehalt der 

Rechte 

Die Sperrigkeit der Formulierung des § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG erfordert die Dar-

stellung der einzelnen Voraussetzungen. 



 

 

- 356 - 

(aa) Übernahme aus Zeitungen und Informationsblättern 

Die Übernahme einzelner Artikel darf nur aus Zeitungen und anderen, lediglich 

Tagesinteressen dienenden Informationsblättern erfolgen. Der Begriff der Ta-

geszeitung ist im UrhG nicht legal definiert. Ausgangspunkt für die Festlegung, 

was unter den Begriff „Tageszeitung“ zu subsumieren ist, bildet der Gesetzes-

zweck von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG. Die Vorschrift dient unter anderem der Mei-

nungsfreiheit in Form einer umfassenden und schnellen Berichterstattung, wozu 

auch der Nachdruck von Artikeln gehört, die sich zuvor mit einer politischen, 

wirtschaftlichen oder religiösen Frage des aktuellen Tagesgeschehens befasst 

haben.1317 Demnach sind nicht nur Tageszeitungen vom Normzweck umfasst, 

sondern auch Wochenzeitungen, wöchentlich verbreitete Publikumszeitschriften 

und Nachrichtenmagazine1318 sowie Monatsperiodika.1319 

(bb) Übernahme aus elektronischen Ausgaben 

§ 49 Abs. 1, S. 1 UrhG enthält dem Wortlaut nach nur die Regelung für die Ver-

vielfältigung und Verbreitung von Artikeln aus Tageszeitungen in gedruckter 

Form. Gleichwohl findet § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG auch Anwendung auf elektro-

nisch veröffentlichte Artikel im Internet. Dies gilt trotz der grundsätzlich vorzu-

nehmenden engen Auslegung urheberrechtlicher Schranken, da sich die Schran-

kenauslegung auch an technischen Neuerungen zu orientieren hat und eine Aus-

dehnung jedenfalls dann zulässig ist, wenn sie für den Urheber keine übermäßi-

ge Beeinträchtigung darstellt.1320 Eine wesentliche Beeinträchtigung besteht bei 

der Erweiterung auf online bereitgestellte Artikel nicht, weil auch bei deren  

Übernahme eine Vergütungspflicht gem. § 49 Abs. 1, S. 2 UrhG besteht.1321 

                                                
1317 

Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 1.  
1318 

Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 5; Lüft: Wandtke/Bullinger, § 49, Rdnr. 6; Dreier: Dreier/

Schulze, § 49, Rdnr. 7.  
1319 

BGH „WirtschaftsWoche“, Urt. v. 27.1.2005, Az. I ZR 199/02, ZUM 2005, 651, 653.  
1320 

BGH „Elektronischer Pressespiegel“, Urt. v. 11.7.2002, Az. I ZR 255/00, MMR 2002, 739, 741 

mit Anm. Hoeren.  
1321 

Lüft: Wandtke/Bullinger, § 49, Rdnr. 8. 
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(cc) Begrenzung der Artikel in inhaltlicher Hinsicht und im Umfang  

Die Schranke aus § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG gestattet nur die Übernahme von Arti-

keln, deren Gegenstand politische, wirtschaftliche oder religiöse Tagesfragen 

sind. Daraus folgt, dass Artikel mit wissenschaftlichem, technischem und/oder 

kulturellem Inhalt ebenso wenig ohne Einverständnis des Urhebers beziehungs-

weise des Rechteinhabers übernommen werden dürfen wie Artikel, die lediglich 

das Unterhaltungsbedürfnis des Lesers befriedigen.1322 

Das Tatbestandsmerkmal „einzelner Artikel“ soll verhindern, dass der Über-

nehmende sein eigenes Presseprodukt ausschließlich aus der Übernahme frem-

der Artikel speist und selbst keine Artikel produziert.1323 Welchen Umfang die 

Übernahme umfassen darf, hat sich am konkreten Einzelfall zu orientieren1324 

und nicht an starren Grenzen. Deshalb ist eine Obergrenze von 20 Prozent für 

die Übernahme des Inhalts durch eine einzelne Zeitung zu Recht abzulehnen.1325 

(dd) Übernahmeberechtigter 

Das Tatbestandsmerkmal „in anderen Zeitungen und Informationsblättern dieser 

Art“ regelt, wer zur Übernahme berechtigt ist. In Bezug auf die hier interessie-

renden Weblogs bereitet das Merkmal keine Schwierigkeiten, da die vorliegen-

den Weblogs Teil der elektronischen Presse sind und somit eine Übernahme 

durch eine „andere“ - elektronische - Zeitung vorliegt.  

(ee) Übernahmehandlungen 

§ 49 Abs. 1, S. 1 UrhG berechtigt zur Vervielfältigung und Verbreitung gem. 

§§ 16, 17 UrhG. Umfasst ist ferner die öffentliche Wiedergabe gem. § 15 Abs. 2 

UrhG, wozu nach § 15 Abs. 2, S. 2, Nr. 2 UrhG auch die öffentliche Zugäng-

lichmachung iSd § 19a UrhG zählt. Somit ist auch die Zugänglichmachung im 

Internet zulässig. 

                                                

1322 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 7; Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 8; Lüft: Wandtke/

Bullinger, § 49, Rdnr. 9.  
1323 

Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 9.  
1324 

Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 9.  
1325 

Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 9.  
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(b) Vorbehalt der Rechte 

Der letzte Halbsatz von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG enthält den Vorbehalt der Rech-

te, wonach die zulässige Übernahme trotz Vorliegens der genannten Vorausset-

zungen ausgeschlossen ist. Der Vorbehalt hebt die gesetzlich normierte Lizenz 

zu Gunsten des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers wieder auf.1326 

Eine Formvorschrift für den Vorbehalt ist dem § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG nicht zu 

entnehmen,1327 so dass der Hinweis „Alle Rechte vorbehalten“ oder „Nachdruck 

verboten“ ausreichend ist.1328 

Laut Aussage von Dreier machen in der Praxis nur wenige Verlage vom Vorbe-

halt ihrer Rechte Gebrauch.1329 Dies entspricht zumindest für die elektronische 

Presse nicht der Realität. Eine Stichprobe bei „Heise Online“,1330 „Spiegel On-

line“,1331 „FAZ.NET“,1332 „Capital“1333 und „wiwo“ (WirtschaftsWoche)1334 am 

10. August 2007 hat das Gegenteil ergeben. 

 

Bei gedruckten Zeitungen und Zeitschriften ist der Vorbehalt regelmäßig im Im-

pressum enthalten. Diese Verkehrssitte hat sich auch bei den Onlineausgaben 

der traditionellen Presse und auch bei reinen Online-Zeitungen durchgesetzt.1335 

In der Literatur und der Judikatur besteht in diesem Zusammenhang Uneinigkeit 

darüber, ob der Vorbehalt der Rechte an jedem einzelnen Artikel anzubringen ist 

(im Folgenden als Einzelvorbehalt bezeichnet) oder ob ein pauschaler Hinweis 

(im Folgenden Pauschalvorbehalt, beispielsweise im Impressum, ausreicht. 

                                                

1326 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 10.  

1327 
Wild, AfP 1989, 701, 706. 

1328 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 10; Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 10; Lüft: Wandtke/

Bullinger, § 49, Rdnr. 11.  
1329 

Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 10.  
1330 

http://www.heise.de/kontakt/impressum.shtml.  
1331 

http://www.spiegel.de/extra/0,1518,162848,00.html.  
1332 

http://www.faz.net.de und dort unter „Impressum“.  
1333 

http://www.capital.de/div/100000036.html.  
1334

 http://www.wiwo.de/pswiwo/fn/ww2/sfn/buildww/id/1664/fm/0/SH/0/depot/0/index.html 
1335 

Vgl. die vorgenannten fünf Fußnoten.  
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(aa) Würdigung 

Gegen die Notwendigkeit eines Einzelvorbehalts könnte die Historie von § 49 

Abs. 1, S. 1, letzter Hs. UrhG sprechen.1336 Den Ausgangspunkt dafür würde § 7 

Ziff. b UrhG vom 11.6.1870 bilden, der für die Wirksamkeit des Vorbehalts eine 

Pflicht zur Nennung der Vorbehaltsrechte an der Spitze eines jeden Artikels vor-

sah. Diese Regelung wurde aber in der, die Vorschrift ablösende Norm des § 18 

Abs. 1 LUG nicht übernommen und eine Übernahme ist auch im heutigen § 49 

Abs. 1, S. 1, letzter Hs. UrhG nicht erfolgt.1337 Dem ist jedoch der eindeutige 

Wortlaut von § 49 Abs. 1, S. 1, letzter Hs. UrhG entgegenzuhalten.1338 Für den 

Wortlaut ist insbesondere das „sie“ in den Blick zu nehmen, dessen Rückverfol-

gung innerhalb der Norm zu der Umschreibung „solche Artikel“ führt, die wie-

der auf die Begrenzung „einzelner Artikel“ am Anfang der Norm verweist, so 

dass nur der „einzelne Artikel“ gemeint sein kann,1339 was unweigerlich für ei-

nen Einzelvorbehalt spricht. 

Gegen einen Einzelvorbehalt könnte das Argument sprechen, dass allein der Ur-

heber bei fehlender gesetzlicher Schranke über die Wiedergabe seines Werkes 

zu entscheiden hat.1340 Dem ist jedoch entgegenzuhalten, dass der Gesetzgeber 

gerade eine Schranke normiert hat, die dem Wortlaut nach eindeutig ist. 

Gegen einen Einzelvorbehalt könnte der Umstand sprechen, dass auch bei ande-

ren Werken der Urheberrechtsschutz qua Gesetz eintritt, ohne dass der Urheber 

zur Kenntlichmachung des Urheberrechtsschutzes gegenüber seiner Umwelt 

verpflichtet ist. Dem ist aber die Natur der Schrankenregelung entgegenzuset-

zen. Aus der Sozialbindungspflicht des Eigentums folgt, dass der Urheber Ein-

schränkungen im Hinblick auf die Nutzung seines Werkes hinnehmen muss, 

wenn berechtigte Belange des Allgemeinwohls vorliegen.1341 Dieses Allge-

meinwohl besteht vorliegend in der Eröffnung eines umfassenden Informations-

flusses, der auch bereits publizierte Artikel umfassen muss.1342 Der Informati-

                                                

1336 
Wild, AfP 1989, 701, 706.  

1337 
Wild, AfP 1989, 701, 706.  

1338 
Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 10; Lüft: Wandtke/Bullinger, § 49, Rdnr. 11; Fischer, ZUM 1995, 

117, 119. Für die Rspr. KG, Urt. v. 30.4.2004, Az. 5 U 98/02, GRUR 2004, 228, 230.  
1339 

Fischer, ZUM 1995, 117, 119.  
1340 

Wild, AfP 1989, 701, 706.  
1341 

Melichar: Schricker, vor §§ 44a ff., Rdnr. 13.  
1342 

Dreier: Dreier/Schulze, § 49, Rdnr. 1.  
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onsfluss ist aber dann der Gefahr ausgesetzt, ins Leere zu laufen, wenn ein pau-

schaler Hinweis im Impressum für die Bejahung eines gültigen Vorbehalts der 

Rechte ausreichen würde.
1343

 

Aus Gesagtem ergibt sich, dass der Einzelvorbehalt für die Wirksamkeit des 

Vorbehalts der Rechte zu verlangen ist, wonach jeder einzelne Artikel mit dem 

Vorbehalt der Rechte zu versehen ist. Dafür spricht auch der Gedanke der 

Rechtssicherheit, da bei einem Einzelvorbehalt für jeden Interessierten unmiss-

verständlich deutlich wird, dass eine Übernahme unzulässig ist.1344 Letztens 

wird von den Presseunternehmen und Verlagen gerade im Internet nichts Unzu-

mutbares verlangt. Innerhalb des Content Management Systems kann der Ein-

zelvorbehalt in den Templates vordefiniert werden, die für die Erstellung der 

Artikel benutzt werden. 

(bb) Ergebnis  

Für einen wirksamen Vorbehalt der Rechte gilt der Einzelvorbehalt, wonach je-

der Artikel mit einem Vorbehalt zu versehen ist. Dafür spricht der eindeutige 

Wortlaut von § 49 Abs. 1, S. 1, letzter Hs. UrhG, der verfolgte gesetzgeberische 

Zweck der Eröffnung eines umfassenden Informationsflusses, der auch gedruck-

te Artikel mit genannten Themen umfassen muss sowie die Rechtssicherheit, 

damit jeder Interessierte sofort erkennen kann, welcher konkrete Artikel unter 

einem Vorbehalt der Rechte steht.  

(c) Vergütungspflicht des Übernehmenden  

Soweit kein Einzelvorbehalt besteht und die weiteren Voraussetzungen des § 49 

Abs. 1, S. 1 UrhG vorliegen, ist die Übernahme zulässig. Jedoch besteht gem. 

§ 49 Abs. 1, S. 2 UrhG ein Anspruch des Urhebers beziehungsweise des Rechte-

inhabers auf eine angemessene Vergütung, der gem. § 49 Abs. 1, S. 2 UrhG nur 

durch eine Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden kann. In diesem 

                                                

1343 
Fischer, ZUM 1995, 117, 119.  

1344 Ähnlich Melichar: Schricker, § 49, Rdnr. 10; KG, Urt. v. 30.4.2004, Az. 5 U 98/02, GRUR 2004, 
228, 230.  
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Zusammenhang normiert § 63a UrhG, dass der Urheber seinen Vergütungsan-

spruch nicht im Voraus abtreten kann. 

Die Vergütungspflicht entfällt jedoch, wenn zwecks der Erstellung von Über-

sichten nur kurze Auszüge aus Artikeln übernommen wurden. 

(d) Pflicht zur Quellenangabe und Rechtsfolgen bei Verletzung 

Gem. § 63 Abs. 3 UrhG ist bei einer nach § 49 Abs. 1 UrhG zulässigen Über-

nahme von Artikeln deren Quelle zu nennen. Neben der Zeitung beziehungswei-

se des Informationsblattes ist auch der Urheber des Artikels anzuführen. Letzte-

res wird in der Praxis vielfach nicht beachtet.1345 Die Nichtbeachtung der Urhe-

bernennung ist insbesondere für freie Journalisten von Nachteil, da der Namens-

nennung innerhalb der Quellenangabe auch eine Werbefunktion zukommt1346 

und für den freien Journalisten nicht selten Aufträge von anderen Presseunter-

nehmen zur Folge hat.  

Soweit die Quellenangabe fehlt, greifen die Ansprüche des Urhebers aus § 97 

UrhG. Er kann Beseitigung und im Falle der Wiederholungsgefahr Unterlassung 

sowie Schadensersatz verlangen. Da der Schadensersatzanspruch aus § 97 

Abs. 1 UrhG aufgrund des meist nicht genau zu beziffernden Schadens vielfach 

gerichtlich nicht durchsetzbar ist, kommt nur ein Anspruch auf Geldentschädi-

gung für den immateriellen Schaden in Betracht.1347 Fraglich ist aber, ob der 

Geldentschädigungsanspruch nicht durch die nachträgliche Quellennennung ent-

fällt. 

cc. Geldentschädigungsanspruch trotz nachträglicher Quellennennung? 

Gegen einen Geldentschädigungsanspruch könnte sprechen, dass er nur bei 

schwerwiegenden Beeinträchtigungen einen Ausgleich gewährt,1348 die aber 

durch die nachträgliche Quellennennung nicht vorliegen. Dem ist aber der per-

sönlichkeitsrechtliche Anspruch des § 13 UrhG entgegenzuhalten. Der Urheber 

hat gem. § 13 UrhG ein Recht auf Anerkennung seiner Urheberschaft und somit 

                                                

1345 
Schulze: Dreier/Schulze, § 63, Rdnr. 28. 

1346 
Schulze: Dreier/Schulze, § 63, Rdnr. 1.  

1347 
Schulze: Dreier/Schulze, § 63, Rdnr. 31. 

1348 
v. Wolff: Wandtke/Bullinger, § 97, Rdnr. 82.  
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das Recht auf Nennung seines Namens.
1349

 Das Recht auf Anerkennung der Ur-

heberschaft bildet den Schwerpunkt des „Schutzes der persönlichen und geisti-

gen Interessen des Urhebers“.1350 Die Dignität, die der Gesetzgeber dem Recht 

auf Namensnennung des Urhebers beimisst, manifestiert sich bereits in der Stel-

lung des § 13 UrhG im 1. Teil des UrhG. Gerade durch die fehlende Quellenan-

gabe wird der Urheber massiv und nachhaltig in seinen Interessen beeinträchtigt. 

Eine Kompensation durch eine nachträgliche Quellenangabe ist gerade in Web-

logs nicht ausreichend, da die anderen Weblogs ein derartiges „Detail“ nicht in 

ihre archivierten Beiträge aufnehmen werden, da es dafür an der Relevanz der 

Neuigkeit für eine Berücksichtigung mangelt. Damit verbunden geht auch der 

Werbeeffekt der Namensnennung verloren. Besonders deutlich wird dies bei 

freien Journalisten. Die Namensnennung in einer Quelle bewirkt einen erhöhten 

Bekanntheitsgrad des freien Journalisten. Dieser wiederum bildet ein maßgebli-

ches Kriterium für Presseunternehmen, ihm Aufträge zu erteilen, weil sich in der 

Häufigkeit der Namensnennung eines freien Journalisten auch dessen 

Kompetenz widerspiegelt. Letztens spricht auch das Argument der Lizenzge-

bühr mit einem Aufschlag von 100 Prozent für einen Geldentschädigungsan-

spruch. Soweit eine rechtswidrige Übernahme von Texten zudem auch noch oh-

ne Namensnennung des Urhebers erfolgt, steht diesem eine Geldentschädigung 

in Form einer fiktiven Lizenz zu, die wegen der schwerwiegenden Beeinträchti-

gung verdoppelt wird.1351 Nicht anders verhält es sich bei der fehlenden Quel-

lenangabe. Auch hier ist eine Beeinträchtigung eingetreten, die eine pauschali-

sierte Geldentschädigung in Höhe einer üblichen Lizenzgebühr rechtfertigt.1352 

dd. Ergebnis 

Auch bei einer nachträglichen Quellenangabe steht dem Urheber ein Geldent-

schädigungsanspruch gem. § 97 Abs. 2 UrhG zu, da er in seinem Urheberper-

sönlichkeitsrecht verletzt ist und eine Kompensation der Beeinträchtigung nicht 

erfolgt, da die anderen Weblogs die nachträgliche Quellennennung in ihren Ar-

                                                

1349 
Dietz: Schricker, § 13, Rdnr. 4.  

1350 
Dietz: Schricker, § 13, Rdnr. 1.  

1351 
Vgl. OLG Frankfurt, Urt. v. 4.5.2004, Az. 11 U 6/02, 11 U 11/03, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20040212.htm. 
1352 

Schulze: Dreier/Schulze, § 63, Rdnr. 31.  
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chiven nicht berücksichtigen werden. Letztens ist die Situation mit dem Sach-

verhalt der rechtswidrigen Übernahme ohne Namensnennung des Urhebers zu 

vergleichen.  

Dem Urheber steht bei fehlender Namensnennung ein Geldentschädigungsan-

spruch in Höhe der üblichen einfachen Lizenzgebühr zu.  

d. Gesamtergebnis zu II., 4. 

Die Analyse zur Verwendung von vollständigen Beiträgen (Artikel/Interview) 

der traditionellen Presse in Weblogs ergibt folgende Ergebnisse: 

 

Nachrichten stellen keine urheberrechtlich geschützten Werke dar, da ihre Er-

stellung lediglich auf einer handwerklichen Leistung beruht und ihnen somit die 

Individualität und die Eigentümlichkeit fehlen. 

 

Soweit Nachrichten aufgrund ihrer geistreichen Formulierung oder ihrer außer-

gewöhnlichen Diktion in absoluten Ausnahmefällen dennoch geschützte Werke 

darstellen, ist ihre Verwendung auch ohne Einverständnis des Urhebers bezie-

hungsweise des Rechteinhabers gem. § 49 Abs. 2 UrhG zulässig. 

 

Die Übernahme von Nachrichten ist auch nach dem UWG zulässig. 

 

Den sonstigen journalistischen Darstellungsformen von Artikeln kommt der 

Schutz des UrhG zu, da sie wegen des - bei ihrer Erstellung bestehenden – Ge-

staltungsspielraums eine Individualität und Eigentümlichkeit aufweisen und so-

mit geschützte Werke sind. Zu den geschützten Artikeln gehören die berichten-

den Artikel („einfacher“ Bericht, Reportage und Korrespondentenbericht), das 

Interview und die meinungsäußernden Artikel (Kommentar, Glosse, Leitartikel, 

Kolumne und Rezension).  

 

Für die aufgeführten Artikelarten und das Interview gilt die Schranke des § 49 

Abs. 1, S. 1 UrhG, wonach eine Verwendung einzelner Artikel ohne Einver-

ständnis des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers beim Vorliegen der 

Tatbestandsmerkmale zulässig ist. 
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Die Übernahme ist aber beim Vorbehalt der Rechte unzulässig. 

 

Bei dem Vorbehalt der Rechte ist zwischen dem Einzelvorbehalt und dem Pau-

schalvorbehalt zu unterscheiden. Der Einzelvorbehalt verlangt die Kenntlichma-

chung des Vorbehalts der Rechte an jedem einzelnen Artikel. Für den Pauschal-

vorbehalt reicht ein einmaliger Hinweis, beispielsweise im Impressum, aus. 

 

Die Wirksamkeit des Vorbehalts der Rechte tritt nur beim Einzelvorbehalt ein. 

Dies folgt aus dem eindeutigen Wortlaut von § 49 Abs. 1, S. 1 UrhG, dem ge-

setzgeberischen Zweck der Eröffnung eines umfassenden Informationsflusses 

und der Rechtssicherheit.  

 

Soweit kein Vorbehalt beziehungsweise ein unwirksamer Pauschalvorbehalt 

vorliegt, ist die zulässige Verwendung gem. § 49 Abs. 1, S. 2 UrhG an die Leis-

tung einer angemessenen Vergütung gebunden, die gem. § 49 Abs. 1, S. 3 UrhG 

nur von einer Verwertungsgesellschaft geltend gemacht werden kann. 

 

Neben der Pflicht zur Vergütung besteht für den Übernehmenden gem. § 63 

Abs. 3 UrhG die Pflicht zur Quellenangabe.  

 

Die Nichtangabe der Quelle kann neben einem Beseitigungs- und Unterlas-

sungsanspruch gem. § 97 Abs. 1 UrhG einen Geldentschädigungsanspruch gem. 

§ 97 Abs. 2 UrhG auslösen. 

 

Der Geldentschädigungsanspruch besteht auch bei einer nachträglichen Quel-

lennennung, da das Recht des Urhebers auf Namensnennung schwerwiegend 

beeinträchtigt ist. Die nachträgliche Quellennennung bewirkt auch keine Kom-

pensation, da die anderen Weblogs dieses „Detail“ mangels Relevanz für ihr ei-

genes Angebot nicht in ihren Archiven aufnehmen werden. 

5. Verwendung vollständiger Pressemitteilungen ohne Einverständnis 

Ebenso wie bei der Verwendung von Beiträgen (Artikeln) der traditionellen 

Presse herrscht in der Blogosphäre Unsicherheit darüber, ob Pressemitteilungen 
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urheberrechtlich geschützt sind und wenn ja, ob sie gleichwohl ohne Einver-

ständnis des Verfassers/Rechtinhabers in die Berichterstattung des Weblogs ein-

gebracht werden dürfen. Auch dieser Frage ist vorliegend nachzugehen. Unter-

schieden wird dabei zwischen Pressemitteilungen von staatlichen Behörden und 

Gerichten sowie Pressemitteilungen von privatrechtlich ausgestalteten Unter-

nehmen. Zuvor erfolgt eine Darstellung der wichtigsten Wesensmerkmale von 

Pressemitteilungen.  

a. Wesensmerkmale von Pressemitteilungen 

Pressemitteilungen stellen ein probates und viel genutztes Instrument der Public 

Relations (PR) dar.1353 Mittels einer Pressemitteilung informiert der Absender 

über Neuigkeiten aus seinem Umfeld.1354 Dies gilt für Unternehmen ebenso wie 

für Behörden und Gerichte. Damit die Neuigkeiten eine breite Öffentlichkeit 

erreichen, richten die Versender ihre Pressemitteilungen an Presseunternehmen 

und an die dortigen Redakteure. Dies geschieht auf verschiedenen Wegen. Ent-

weder werden die Pressemitteilungen direkt an den für das einschlägige Ressort 

zuständigen Redakteur verschickt1355 oder es wird ein elektronischer Pressever-

teiler eingerichtet, in den sich interessierte Redakteure/Journalisten eintragen 

können und anschließend automatisch per E-Mail die neueste Pressemitteilung 

erhalten.1356 Üblich ist auch die Bereitstellung von Pressemitteilungen auf der 

Homepage in einer eigenen Rubrik,1357 die regelmäßig ein Archiv mit früheren 

Pressemitteilungen enthält. Die Dignität von Pressemitteilungen wird daraus er-

sichtlich, dass ein Großteil von Nachrichten und Artikeln auf Pressemitteilungen 

basieren.1358 In inhaltlicher Hinsicht wird der Absender der Pressemitteilung in 

einem neutralen oder positiven Licht dargestellt.1359 Das gilt insbesondere für 

Pressemitteilungen von Unternehmen, da sie vornehmlich dem Unternehmens-

image dienen.1360 

                                                

1353 
Merten, S. 259.  

1354 
v. La Roche, S. 37.  

1355 
Roll, S. 82.  

1356 
v. La Roche, S. 66.  

1357 
Roll, S. 82. 

1358 
Schöfthaler, S. 14. 

1359 
Schöfthaler, S. 15.  

1360 
Roll, S. 82.  
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Auch für die Erstellung von Pressemitteilungen gelten journalistische Standards 

und handwerkliche Vorgaben. Dem formalen Aufbau einer Pressemitteilung 

liegt die AIDA-Formel zugrunde: Attention; Interest; Desire und Action.
1361

 

Nach der Head- und Subline folgt der auch für Nachrichten geltende Lead, der 

alle wichtigen Fragen beantwortet, die sich der Redakteur/Journalist vorab für 

einen möglichen Abdruck oder Verwendung der Pressemitteilung stellt.
1362

 Der 

sich anschließende Fließtext klärt dann über Hintergründe auf und enthält weite-

re Details.1363 Innerhalb des Fließtextes besteht die Besonderheit der inhaltlichen 

Abgeschlossenheit der einzelnen Textblöcke, wonach der Grad der Wichtigkeit 

nach unten abnimmt. Die Struktur nach Wichtigkeit ermöglicht es dem Redak-

teur/Journalist eine journalistisch korrekt gestaltete Pressemitteilung „Eins-zu-

Eins“ übernehmen und an einer bestimmten Stelle die Mitteilung beenden zu 

können,1364 ohne dass die Meldung ihren Sinn verliert. Die Pressemitteilung en-

det mit der Angabe der Anschrift des Absenders und der Nennung eines An-

sprechpartners für die Presse.1365 

Soweit Pressemitteilungen per E-Mail zugestellt werden, beträgt ihr Umfang 

nicht mehr als 15 Zeilen.1366 Aber auch in den anderen Fällen sind Pressemittei-

lungen knapp gehalten und geben nur das Wesentliche wieder.  

b. Differenzierung zwischen staatlichen Behörden und Gerichten sowie Un-

ternehmen des Privatrechts 

Aus Sicht des Urheberrechts ist für eine zulässige Übernahme einer Pressemit-

teilung in einem Weblog zu differenzieren, ob es sich um eine Pressemitteilung 

einer Behörde oder eines Gerichts handelt oder um eine Pressemitteilung eines 

privatrechtlich ausgestalteten Unternehmens. In beiden Fällen ist Ausgangs-

punkt, dass die Pressemitteilung vom Verfasser willentlich dem Redakteur/

Journalisten zugänglich gemacht wurde.  

 

                                                

1361 
Zuchowski, Teil 1, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt1.htm.  

1362 
Zuchowski, Teil 1, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt1.htm.  

1363 
Zuchowski, Teil 1, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt1.htm.  

1364 
Zuchowski, Teil 1, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt1.htm.  

1365 
Zuchowski, Teil 1, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt1.htm.  

1366 
Zuchowski, Teil 2, http://www.marketing-marktplatz.de/Grundlagen/Pressemitt2.htm.  
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Soweit es sich um die Veröffentlichung von Gerichtsentscheidungen handelt, sei 

nur kurz darauf hingewiesen, dass Urteile als amtliche Werke gem. § 5 Abs. 1 

UrhG dann zulässig übernommen werden dürfen, wenn sie seitens des Gerichts 

veröffentlicht wurden. Das gilt auch für die dem Urteil vorangestellten Leitsät-

ze; hingegen nicht, soweit nicht das Gericht, sondern Dritte die Leitsätze ver-

fasst haben.
1367

 

aa. Pressemitteilungen von staatlichen Behörden und Gerichten 

Für die Zulässigkeit der Verwendung von Pressemitteilungen von Behörden und 

Gerichten ohne Einverständnis des Verfassers/Urhebers könnte § 5 Abs. 2 UrhG 

sprechen. Danach besteht für andere als die in § 5 Abs. 1 UrhG genannten amtli-

chen Werke kein Urheberrechtsschutz, wenn sie im amtlichen Interesse zur all-

gemeinen Kenntnisnahme veröffentlicht wurden. Ob darunter auch Pressemittei-

lungen von Behörden und Gerichten fallen, ist gerichtlich noch nicht entschie-

den worden. Bei der folgenden Prüfung wird unterstellt, dass die Pressemittei-

lung ein urheberrechtlich geschütztes Sprachwerk gem. § 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 

UrhG darstellt. 

(1) Zulässige Verwendung mangels Urheberrechtsschutz 

Für das Vorliegen eines amtlichen Werkes ist maßgeblich, ob die Pressemittei-

lung vom Amt „herrührt“. Dies ist gegeben, wenn das Amt für jeden Dritten er-

kennbar für den Inhalt der Pressemitteilung einstehen will oder die Pressemittei-

lung dem Amt zugerechnet werden kann.
1368

 Dies ist jedenfalls dann unproble-

matisch zu bejahen, wenn die Pressemitteilung zum Schluss die Nennung des 

Amtes einschließlich der Adresse sowie die Angabe eines Ansprechpartners für 

die Presse enthält. Da dies der Regelfall bei einer behördlichen und gerichtlichen 

Pressemitteilung ist, rührt die Pressemitteilung auch vom jeweilig benannten 

Amt beziehungsweise Gericht.  

                                                

1367 
Dreier: Dreier/Schulze, § 5, Rdnr. 2. 

1368 
Statt vieler Katzenberger: Schricker, § 5, Rdnr. 21.  
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(2) Änderungsverbot und Ausnahme 

Für die zulässige Übernahme ist jedoch das in § 5 Abs. 2, 2. Hs. UrhG normierte 

Änderungsverbot zu beachten. Gleichwohl ist § 62 UrhG anwendbar,1369 der sei-

nerseits vollständig auf § 39 UrhG verweist. Nach § 39 Abs. 2 UrhG hat der Ur-

heber beziehungsweise der Rechteinhaber Änderungen nach Treu und Glauben 

hinzunehmen. Für die Berichterstattung generell und somit auch für die hier in-

teressierenden Weblogs als Teil der elektronischen Presse folgt daraus, dass 

Kürzungen zulässig sind.1370 

(3) Ergebnis 

Pressemitteilungen von Behörden und Gerichten genießen bei Angabe des je-

weiligen Amtes beziehungsweise Gerichtes und eines Ansprechpartners für die 

Presse gem. § 5 Abs. 2 UrhG keinen Urheberrechtschutz und können ohne Ein-

verständnis übernommen werden. Jedoch greift gem. § 5 Abs. 2, 2. Hs. UrhG 

das Änderungsverbot und es gilt die Pflicht zur Angabe der Quelle. Aus § 39 

Abs. 2 UrhG folgt jedoch, dass Kürzungen der Pressemitteilungen zulässig sind.  

bb. Pressemitteilungen von Unternehmen des Privatrechts 

Die zulässige Übernahme aus § 5 Abs. 2 UrhG gilt aber nicht für Pressemittei-

lungen, die durch Unternehmen des Privatrechts veröffentlicht werden. Fraglich 

ist jedoch, ob ebenso wie bei den Nachrichten eine Verwendung ohne Einver-

ständnis des Verfassers/Rechteinhabers deshalb zulässig ist, weil Pressemittei-

lungen von Unternehmen des Privatrechts keine geschützten Sprachwerke gem. 

§ 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 UrhG darstellen. 

(1) Pressemitteilungen von Unternehmen des Privatrechts als Sprach-
werke  

Mit der Problematik der Einstufung von Pressemitteilungen als Sprachwerk hat 

sich bis heute nur das LG Hamburg befasst und ein urheberrechtlich geschütztes 

                                                

1369 
Marquardt: Wandtke/Bullinger, § 5, Rdnr. 23.  

1370 
Wandtke/Grunert: Wandtke/Bullinger, § 39, Rdnr. 35.  
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Sprachwerk angenommen.
1371

 Nach der Darstellung der äußerst knappen Ur-

teilsbegründung wird diese gewürdigt. 

(a) Begründung des LG Hamburg 

Die Schutzfähigkeit von Pressemitteilungen als Sprachwerk gem. § 2 Abs. 1, 

Nr. 2, Abs. 2 UrhG begründet das LG mit dem Argument, dass unter die ge-

schützten Sprachwerke auch „Schöpfungen des praktischen und geschäftlichen 

Lebens“ fallen.
1372

 Aufgrund der Rechtsfigur der „Kleinen Münze“ als unterste 

Grenze für die Schutzfähigkeit von Werken sei die erforderliche Gestaltungs-

höhe bei Pressemitteilungen gegeben.
1373

 

(b) Würdigung  

Ebenso wie bei den Nachrichten stellt sich auch bei Pressemitteilungen die Fra-

ge, ob ihre Erstellung auf einer geistigen Leistung beruht. Auch hier ist das Vor-

liegen von Individualität und Eigentümlichkeit erforderlich, so dass sich die 

Pressemitteilung vom Alltäglichen abheben muss und nicht auf einer rein hand-

werklichen Leistung beruhen darf.
1374

 Da bei der Erstellung einer Pressemittei-

lung gewissen Vorgaben wie dem Lead und den „sieben W´s“ zu folgen ist und 

der Umfang regelmäßig auf 15 Zeilen beschränkt ist, könnte es an den genann-

ten Voraussetzungen fehlen. Auch folgt die Herstellung einer Pressemitteilung 

mit der AIDA-Formel einem Schema, was gleichfalls für eine rein handwerkli-

che Leistung und somit für eine fehlende Individualität sprechen könnte. Dem 

ist jedoch entgegenzuhalten, dass dem Urheber trotz des genannten Korsetts 

doch ein derartiger Gestaltungsspielraum verbleibt, der zumindest die Grenze 

der „Kleinen Münze“ überschreitet. Der kreative Freiraum liegt zum einen im 

Bereich der Head- und Subline. Anders als bei Nachrichten, die sich durch ihre 

                                                

1371 
LG Hamburg, Urt. v. 31.1.2007, Az. 308 O 793/06, http://medien-internet-und-recht.de/volltext.
php?mir_dok_id=619. 

1372 
LG Hamburg, Urt. v. 31.1.2007, Az. 308 O 793/06, http://medien-internet-und-recht.de/volltext.

php?mir_dok_id=619. 
1373 

LG Hamburg, Urt. v. 31.1.2007, Az. 308 O 793/06, http://medien-internet-und-recht.de/volltext.

php?mir_dok_id=619. 
1374 

BGH „Warenzeichenlexika“, Urt. v. 12.3.1987, Az. I ZR 71/75, GRUR 1987, 704, 706.  
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Objektivität auszeichnen,1375 kann der Urheber einer Pressemitteilung die Über-

schrift kreativ gestalten. So kann er die Überschrift und die Zwischenüberschrift 

in einer emotionalen ebenso wie in einer humorvollen Diktion gestalten. Anders 

als bei Nachrichten ist der Urheber einer Pressemitteilung auch nicht dazu ge-

zwungen, die Überschrift und die Zwischenüberschrift mit der eigentlichen 

Kernaussage des Textes zu versehen. Es bleibt ihm überlassen, wie er das Inte-

resse des Redakteurs/Journalisten wecken will. Der Gestaltungsspielraum spie-

gelt sich auch im Fließtext wieder. Anders als bei Nachrichten entscheidet allein 

der Urheber der Pressemitteilung, welche Fakten er mit welchem Grad an Wich-

tigkeit in den Fließtext integrieren will. Es bleibt beispielsweise allein ihm über-

lassen, ob er bei einer Pressemitteilung über eine Produktneueinführung das 

Umweltbewusstsein seines Unternehmens gleich im zweiten Absatz hervorhe-

ben will oder erst im dritten oder vierten. Auch weist die Pressemitteilung die 

verlangte Eigentümlichkeit auf und hebt sich vom Alltäglichen ab. Schließlich 

liegt der Erstellung jeder Pressemitteilung ein individueller, vom anderen Welt-

geschehen unabhängiger Anlass zugrunde. Es ist etwas anderes, ob eine Nach-

richt über einen Verkehrsunfall informiert oder ob ein Unternehmen in einer 

Pressemitteilung über ein Jubiläum oder einen entscheidenden Personalwechsel 

berichtet. Die eigene, persönliche geistige Leistung des Urhebers einer Presse-

mitteilung manifestiert sich auch in der Themenauswahl. Hintergrund dafür ist 

die Informationsüberflutung und das Eingehen zahlreicher Pressemitteilungen in 

den Redaktionen der traditionellen Presse. Der Urheber einer Pressemitteilung 

muss sich ganz genau überlegen, welches Thema eine Pressemitteilung über-

haupt wert ist. Damit verbunden muss er geistige Anstrengungen erbringen, wie 

er welche Pressepublikation ansprechen will. Die Sprache einer Pressemitteilung 

unterscheidet sich massiv je nach Empfänger, der sie abdrucken oder verwerten 

soll. Die Pressemitteilung an eine Lokalzeitung ist in einer vollständig anderen 

Diktion gehalten als eine Mitteilung an ein führendes Wirtschaftsmagazin. Die 

Pressemitteilung eines im Verbreitungsgebiet ansässigen Unternehmens an eine 

Lokalzeitung kann etwa darauf Bezug nehmen, dass der Geschäftsführer sein 40. 

Firmenjubiläum feiert und seit 20 Jahren Ehrenvorsitzender der Freiwilligen 

Feuerwehr ist. Richtet sich die Pressemitteilung über denselben Anlass an eine 

                                                
1375 

v. La Roche, S. 73. 
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überregionale Wirtschaftzeitung, wird der Urheber auf den Hinweis des Ehren-

vorsitzes verzichten. Dies zeigt, dass der Urheber einer Pressemitteilung bei ih-

rer Erstellung zahlreiche Faktoren zu berücksichtigen hat. Darin liegt die per-

sönliche, geistige Leistung des Urhebers.  

(c) Ergebnis zu II., 5., a., bb., (1) 

Pressemitteilungen von Privatunternehmen stellen geschützte Sprachwerke dar. 

Die zu verlangende Individualität und Eigentümlichkeit folgt aus dem inhaltli-

chen Gestaltungsfreiraum bei der Über- und Unterschrift, den Zwischenüber-

schriften und dem Fließtext. Die Eigentümlichkeit folgt auch aus der Möglich-

keit, verschiedenste Diktionen wählen zu können. Letztens besteht die geistige 

persönliche Leistung in der Themenauswahl, da der Urheber aufgrund der In-

formationsüberflutung die geistige Leistung erbringen muss, ein für den Redak-

teur/Journalisten interessantes Thema auszuwählen. 

(2) Zulässige Übernahme aufgrund konkludenter Einwilligung 

Da Pressemitteilungen geschützte Sprachwerke darstellen, bedarf es bei fehlen-

den Schranken für die Übernahme der Einwilligung des Urhebers beziehungs-

weise des Rechteinhabers. Erforderlich ist somit die Einräumung eines vertragli-

chen Nutzungsrechts gem. § 31 UrhG, dessen Zustandekommen sich nach den 

allgemeinen Regeln des BGB richtet.1376 In diesem Kontext ist die Motivation 

der Versendung von Pressemitteilungen zu berücksichtigen. Sie liegt darin, auf 

das Unternehmen aufmerksam zu machen und folgt dem Ziel, dass der Empfän-

ger die Pressemitteilung entweder vollständig oder in Teilen unter Namensnen-

nung des Unternehmens veröffentlicht.1377 Da die Einräumung von Nutzungs-

rechten keiner Form bedarf,1378 kommt vorliegend mit der Zusendung der Pres-

semitteilung eine konkludente Einräumung eines Nutzungsrechts für die Über-

nahme in Betracht. Das verlangte Angebot liegt in der Absendung der Presse-

mitteilung und beinhaltet die Erlaubnis, dass diese ohne Leistung eines Entgeltes 

                                                

1376 
Schricker: Schricker, vor §§ 28 ff., Rdnr. 45.  

1377 
Vgl. Roll, S. 82.  

1378 
Schricker: Schricker, vor §§ 28 ff., Rdnr. 45.  
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verwendet werden darf. Die Annahme erfolgt durch die redaktionelle Verwen-

dung der Pressemitteilung.  

(3) Regelung über den Nutzungsumfang 

Mit der Versendung der Pressemitteilung ist zwar ein Nutzungsrecht eingeräumt 

worden. Jedoch enthält eine Pressemitteilung zumeist keine weiteren Bedingun-

gen, sondern nur den für die Verwertung vorgesehenen Text. Da die einzelnen 

Nutzungsarten nicht ausdrücklich festgehalten sind, bestimmen sich diese gem. 

§ 31 Abs. 5 UrhG nach dem von beiden Parteien zugrunde gelegten Vertrags-

zweck (Zweckübertragungsgrundsatz). Nach der dem Zweckübertragungsgrund-

satz innewohnenden Auslegungsregel ist im Zweifel davon auszugehen, dass der 

Urheber nur jenen Umfang der Nutzung gestattet, der tatsächlich zur Erreichung 

des Vertragszweckes erforderlich ist. Da bei der Auslegung auch die Verkehrs-

sitte zu berücksichtigen ist,1379 müssen vorliegend die Besonderheiten im Pres-

sewesen in den Blick genommen werden. Pressemitteilungen von Unternehmen 

dienen diesen zur Imagewerbung, der Presse hingegen als Informationsquelle. 

Sie verwendet Pressemitteilungen als Basis für die Erstellung von Nachrichten 

und Artikeln. Daraus folgt, dass sie Pressemitteilungen äußerst selten „Eins-zu-

Eins“ veröffentlicht, sondern diese bearbeitet, umschreibt, in einer Nachricht 

oder einem Artikel nur kurz auf sie verweist oder sie ausschließlich als reine In-

formationsquelle verwendet. Über diese Vorgehensweise besitzt auch das Un-

ternehmen Kenntnis beziehungsweise muss darüber Kenntnis besitzen. Unter 

Berücksichtigung dieser Verkehrssitte ist Vertragszweck die Kenntnisnahme der 

Pressemitteilung als solche und ihre Verwendung in geschilderter Form. Die 

Veränderungen der Pressemitteilung muss das versendende Unternehmen auch 

gem. § 39 Abs. 2 UrhG nach Treu und Glauben akzeptieren. Da der vom Ver-

sender verfolgte Zweck in der positiven Pflege des Unternehmensimage liegt 

und die Pressemitteilung somit als Werbeinstrument eingesetzt wird, muss er 

auch jene Veränderungen hinnehmen, die das Pressewesen mit sich bringt, so-

weit das übliche Ausmaß nicht überschritten wird. Freilich kann die Presse die 

Pressemitteilung auch „Eins-zu-Eins“ übernehmen. 

                                                

1379 
Schulze: Dreier/Schulze, § 31, Rdnr. 125.  
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(4) Recht auf Namensnennung 

Soweit die Pressemitteilung in Ausnahmefällen doch unverändert veröffentlicht 

wird, greift mangels einer gesetzlichen Schranke nicht das Gebot der Quellen-

angabe gem. § 63 UrhG. Gleichwohl steht dem Urheber bei der vollständigen 

Übernahme das Recht auf Namensnennung zu, was aus § 13 UrhG folgt.  

c. Ergebnis zu II., 5. 

Für die Verwendung von Pressemitteilungen von Behörden und Gerichten sowie 

von Unternehmen des Privatrechts ohne Einverständnis des Urhebers bezie-

hungsweise Rechteinhabers ist folgendes festzuhalten: 

 

Pressemitteilungen von Behörden und Gerichten, die erkennbar von ihnen 

stammen, sind gem. § 5 Abs. 2 UrhG urheberrechtlich nicht geschützt und dür-

fen somit vollständig für die Berichterstattung verwendet werden. Es gilt aber 

das Veränderungsverbot und die Quellenangabenpflicht. Kürzungen der Presse-

mitteilung sind jedoch gem. § 39 Abs. 2 UrhG zulässig. 

 

Pressemitteilungen von Unternehmen des Privatrechts stellen urheberrechtlich 

geschützte Sprachwerke dar. Auch wenn ihre Erstellung dem Lead mit seinen 

„sieben W´s“ folgt, bleibt dem Urheber noch ein ausreichender Gestaltungs-

spielraum, so dass die Grenze der „Kleinen Münze“ überschritten ist. 

 

Mit der Zusendung der Pressemitteilung durch den Empfänger liegt die konklu-

dente Einräumung eines Nutzungsrechts vor. 

 

Da die Pressemitteilung nur den zu verwendenden Text und keine weiteren Ver-

tragsbedingungen enthält, gilt für den Nutzungsumfang der Zweckübertragungs-

grundsatz gem. § 31 Abs. 5 UrhG. 

 

Zu berücksichtigen ist beim Zweckübertragungsgrundsatz auch die Verkehrssit-

te. 
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Der Zweck der Zusendung von Pressemitteilungen durch ein Unternehmen ist 

die Beachtung der Pressemitteilung als solche und ihre Verwendung. 

 

Aus der Verkehrssitte des Pressewesens folgt, dass die Pressemitteilung als In-

formationsquelle dient. Sie darf gekürzt, bearbeitet und umgeschrieben werden. 

In einer Nachricht oder einem Artikel darf auch nur auf sie hingewiesen werden. 

Ein Anspruch auf vollständigen Abdruck der Pressemitteilung besteht seitens 

des versendenden Unternehmens jedoch nicht. 

 

Soweit dennoch eine Pressemitteilung vollständig („Eins-zu-Eins“) übernom-

men wird, besteht keine Pflicht zur Leistung eines Entgelts. Jedoch ist der Urhe-

ber gem. § 13 UrhG zu nennen.  

6. Das Setzen von Hyperlinks 

Das Rückgrat des World Wide Web bilden Hyperlinks zu anderen Internetprä-

senzen, was sich in Weblogs besonders deutlich widerspiegelt. Die Mehrzahl der 

Internetbenutzer geht einerseits davon aus, dass das Setzen von Hyperlinks auf 

fremde Homepages ohne Einverständnis des dortigen Inhabers rechtlich zulässig 

sei. Andererseits vertreten nicht wenige Homepage-Betreiber den Standpunkt, 

dass für eine Verlinkung auf ihre Webpräsenz ihr Einverständnis erforderlich 

sei. Diesen konträren Ansichten wird im Folgenden nachgegangen. Berücksich-

tigt werden dabei nur externe Links, die entweder auf die Eingangsseite einer 

fremden Internetpräsenz (im Folgenden einfacher Hyperlink beziehungsweise 

einfacher Link) oder auf eine Unterseite einer anderen Homepage verweisen (im 

Folgenden Deep Link). Weitere Verlinkungstechniken, wie etwa das Framing, 

das Inline-Linking oder das XML-Linking werden nicht behandelt.
1380

 

Einen weiteren Aspekt bildet das Setzen von Hyperlinks innerhalb der redaktio-

nellen Berichterstattung in zwei besonderen Konstellationen. 

Die Abhandlung schließt mit der Analyse, ob sich der Linksetzende durch eine 

Haftungsfreizeichnung (so genannter Disclaimer) der Verantwortung für die 

                                                
1380 

S. umfassend dazu bei Stenzel, S. 19 ff. 
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fremden rechtswidrigen Inhalte, auf die er einen Hyperlink setzt, entziehen 

kann. 

a. Das Setzen von Hyperlinks ohne Einverständnis 

Inwieweit ein Einverständnis durch den Inhaber der verlinkten Internetseite für 

das Setzen von Hyperlinks und Deep Links erforderlich ist, war Gegenstand der 

BGH-Entscheidung „Paperboy“. Die diesbezüglichen Gründe werden dargelegt 

und anschließend gewürdigt.  

aa. Judikatur des BGH 

Der BGH hatte sich mit der aufgeworfenen Frage in urheber- und wettbewerbs-

rechtlicher Hinsicht zu befassen und kam zu dem Ergebnis, dass ein Einver-

ständnis des Inhabers der Ziel-Homepage weder für einfache Hyperlinks noch 

für Deep Links erforderlich sei, wenn auf öffentlich zugängliche Inhalte verlinkt 

wird, ohne dass installierte Schutzmaßnahmen umgangen werden.1381 

In urheberrechtlicher Hinsicht stelle eine Verlinkung in beiden genannten For-

men keine dem Urheber vorbehaltene Vervielfältigungshandlung iSv § 16 UrhG 

dar, weil der Link nur eine Verknüpfung von einer Datei zu einer anderen Datei 

darstelle und es erst dann zu einer Vervielfältigungshandlung komme, wenn der 

Nutzer den Link anklicke.1382 Ferner könne der Linksetzende auch nicht als Stö-

rer auf Unterlassung in Anspruch genommen werden, da der Urheber in freier 

Entscheidung durch das Einstellen des Werkes ins World Wide Web dieses der 

Öffentlichkeit zugänglich gemacht habe und der Link für den Internetnutzer nur 

einen vereinfachten Weg zum Werkzugang darstelle.1383 Dies gelte jedenfalls 

dann, wenn das Werk vor dem Zugriff Dritter nicht durch technische Schutz-

maßnahmen gesichert sei.1384 Ferner liege in der Verlinkung auch keine unzuläs-

sige Nutzungshandlung seitens des Verlinkenden, da der Link nur auf ein Werk 

                                                

1381 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 959.  

1382 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 961.  

1383 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 961.  

1384 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 961.  
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verweist, das ohnehin öffentlich zugänglich ist. Die Verlinkung sei daher mit der 

Fußnote in einer Veröffentlichung zu vergleichen.1385  

In dem Setzen eines einfachen Hyperlinks oder Deep Links liegt nach Auffas-

sung des BGH auch kein Wettbewerbsverstoß nach der Fallgruppe der unlaute-

ren Übernahme einer fremden Leistung, da auch in diesem Kontext nur eine Er-

leichterung des Auffindens des Werkes stattfinde.1386 Daran ändere bei Deep 

Links auch die Tatsache nichts, dass durch die zielgenaue Verlinkung auf eine 

Unterseite die auf der Eingangsseite der verlinkten Homepage platzierte Wer-

bung für den Internetnutzer nicht sichtbar wird. Diesen Umstand müsse der  

Homepage-Inhaber bereits deshalb hinnehmen, weil er gleichfalls die Vorteile 

des Internet nutzt.1387 Auch dürfe nicht verlangt werden, dass der Internetnutzer 

auf den umständlichen Weg über die Startseite verwiesen wird, damit er zu ei-

nem ganz bestimmten Inhalt gelangt.1388  

bb. Würdigung 

Da der BGH bei der Beurteilung zwischen Urheber- und Wettbewerbsrecht un-

terschieden hat, ist auch hinsichtlich der Würdigung zwischen beiden Gesetzen 

zu differenzieren.  

(1) Urheberrechtliche Würdigung 

Der Entscheidung des BGH ist vollumfänglich zuzustimmen. Aus Sicht des Ur-

heberrechts ist allein maßgeblich, dass der Urheber sein Werk der Öffentlichkeit 

in seinem gesamten Umfang präsentiert. Voraussetzung ist freilich, dass die 

Homepage überhaupt ein gem. § 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 UrhG geschütztes 

Sprachwerk darstellt, was jedenfalls bei suchmaschinenoptimierten Homepages 

aufgrund der Auswahl, der Einteilung und Anordnung von Begriffen der All-

tagssprache zu bejahen ist.1389 Soweit die Veröffentlichung des Werkes erfolgt 

ist, bewirkt ein einfacher Hyperlink oder ein Deep Link im unüberschaubaren 
                                                

1385 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 962.  

1386 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 963.  

1387 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 963.  

1388 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 963.  

1389 
So jüngst auch das OLG Rostock, Urt. v. 27.6.2007, Az. 2 W 12/07, http://www.aufrecht.de/

index.php?id=5341.  
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Angebot des Internet in der Tat nur eine Erleichterung, um das Werk aufzufin-

den. Links ersparen dem Interessierten nur die mühsame Eingabe der genauen 

Ziel-URL und sonst nichts. Hinsichtlich der Einschränkung des BGH, dass die 

Zulässigkeit daran geknüpft ist, dass mit der Verlinkung keine technischen 

Schutzmaßnahmen umgangen werden dürfen, ist Folgendes zu ergänzen: Zu 

Beginn des Internet war der Benutzer gewohnt, dass Inhalte frei und ohne Leis-

tung eines Entgelts zugänglich sind. Aufgrund des Aufkommens von zu bezah-

lenden Inhalten (Pay-Content) ist eine Änderung dahin gehend eingetreten, dass 

der Nutzer heute zu differenzieren weiß, ob ein Inhalt frei oder nicht frei zu-

gänglich ist. Will ein Urheber zu seinem Werk nur einem begrenzten Personen-

kreis Zugang gewähren, gleichgültig ob gegen Entgelt oder kostenlos, steht ihm 

die technische Möglichkeit zur Erstellung passwortgeschützter Bereiche auf sei-

ner Internetpräsenz offen. Unterlässt er dies, darf der Internetbenutzer davon 

ausgehen, dass die Werke für jedermann frei zugänglich sind. Dies gilt auch für 

einen Linksetzenden. Auch er darf bei fehlenden Schutzmaßnahmen davon aus-

gehen, dass er auf die Inhalte verlinken darf.  

Ein weiteres Argument, das vom BGH nur in einem Nebensatz angesprochen 

wurde, ist die konkludente Einwilligung des Homepage-Inhabers, auf dessen 

Präsenz verlinkt wird. Das Einstellen von Homepages erfolgt gerade bei Unter-

nehmen nicht aus altruistischen Gründen, sondern dient unter anderem der Un-

ternehmensdarstellung, dem E-Commerce oder beinhaltet den vollständigen Ge-

schäftszweck. Aber auch andere Homepages werden zweckgebunden bereitge-

stellt; und sei es nur um Aufmerksamkeit zu erfahren. Die Anzahl von Verlin-

kungen stellt einen wesentlichen Faktor für die Bekanntheit einer jeden Home-

page dar. Je häufiger eine Präsenz verlinkt ist, desto eher geht der Nutzer von 

ihrer Attraktivität aus.1390 Auch bei der Anzeige in Suchmaschinen kommt dem 

Häufigkeitsgrad der Verlinkung eine besondere Bedeutung zu, da Suchmaschi-

nen mittlerweile die Anzahl von Verlinkungen als wichtiges Parameter ansehen 

und häufig verlinkte Homepages an vorderer Stelle der Trefferanzeige ausge-

wiesen werden (PageRanking).1391 Aus Gesagtem folgt, dass der Homepage-

Betreiber ein maßgebliches Interesse an der Verlinkung seiner Präsenz hat, so 

                                                
1390 

Stenzel, S. 112.  
1391 

Glossar Online-Journalismus, S. 138.  
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dass allein durch das Einstellen der Homepage von einem konkludenten Einver-

ständnis ausgegangen werden muss.
1392

 Dies gilt jedenfalls für das Setzen einfa-

cher Links.
1393

  

(2) Wettbewerbsrechtliche Würdigung 

Die soeben heraus gearbeitete konkludente Einwilligung umfasst aber vielfach 

nicht das Setzen von Deep Links. Insbesondere bei kommerziellen Homepages 

kann nicht von einem konkludenten Einverständnis für einen Deep Link ausge-

gangen werden, da dann die Werbung auf der Eingangsseite, deren Anzeigen-

preise höher liegen als auf den Unterseiten, umgangen wird. Aber auch hier ist 

dem BGH zuzustimmen, dass die Umgehung unbeachtlich ist.
1394

 Auch vor Zei-

ten des Internet mussten Gewerbetreibende Nachteile hinnehmen, soweit sie be-

stimmte Vorteile nutzten und die Nachteile nicht gegen das Lauterkeitsrecht  

oder andere schützende Normen verstießen. Für das Internet kann nichts anderes 

gelten. Wer sich die Bannerwerbung zu Nutze macht, muss auch Verlinkungs-

techniken hinnehmen, die seine eigenen Interessen nicht fördern. Eine gegentei-

lige Sicht würde zum Verlust des Deep Links als elementares Navigationswerk-

zeug im unüberschaubaren Internet führen. 

Für Links innerhalb der Berichterstattung bei Weblogs, die den Voraussetzun-

gen des hier vertretenen Begriffs des journalistisch-redaktionell gestalteten An-

gebots entsprechen, muss seitens des Linksetzenden eine Wettbewerbsabsicht 

vorliegen.
1395

 Für redaktionelle Beiträge streitet dabei die Vermutung, dass es an 

einer Wettbewerbsabsicht fehlt.
1396

 Gleiches muss auch für einen Deep Link gel-

ten, soweit keine weiteren unlauterkeitsbegründenden Umstände hinzutreten, da 

mit einem Deep Link nur eine weitere Informationsquelle bereitgestellt wird. 

                                                

1392 
Leistner: Bettinger/Leistner, Rdnr. 74.  

1393 
Leistner: Bettinger/Leistner, Rdnr. 74.  

1394 
BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 963.  

1395 
Köhler: Hefermehl/Köhler/Bornkamm, § 2, Rdnr. 24. Vgl. auch BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 

1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 530 mit Anm. Hoffmann. 
1396 

Köhler: Hefermehl/Köhler/Bornkamm, § 2, Rdnr. 33.  
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cc. Zwischenergebnis zu II., 6., a.  

Das Setzen von einfachen Hyperlinks und Deep Links ist auch ohne Einver-

ständnis desjenigen zulässig, auf dessen Internetpräsenz verlinkt wird.  

Aus Sicht des Urheberrechts stellen beide Links weder eine Vervielfältigungs- 

noch eine sonstige Nutzungshandlung dar, soweit keine technischen Schutz-

maßnahmen umgangen werden. Eine Vervielfältigungshandlung scheidet des-

halb aus, weil die Vervielfältigung erst aufgrund des Anklickens des Links 

durch den Internetbenutzer erfolgt. Auch eine Störereigenschaft des Linksetzen-

den besteht nicht, weil der Link nur einen vereinfachten Weg zu einem ohnehin 

für die Öffentlichkeit allgemein zugänglichen Werk eröffnet. Soweit der Home-

page-Inhaber keine, durch Passwörter gesicherte und somit geschlossene Berei-

che auf seiner Internetpräsenz eingerichtet hat, darf auch der Linksetzende da-

von ausgehen, dass die Inhalte frei für jedermann zugänglich sind und darf dem-

entsprechend auch auf sie verlinken. Bei einfachen Hyperlinks ist ferner von 

einer konkludenten Einwilligung auszugehen, dass Links gesetzt werden dürfen. 

Schließlich steigern häufige Verlinkungen die Attraktivität einer Internetpräsenz 

und erhöhen zudem ihr PageRanking.  

Auch in wettbewerbsrechtlicher Hinsicht ist das Setzen von einfachen Hyper-

links und Deep Links zulässig, soweit keine weiteren die Unlauterkeit begrün-

denden Umstände hinzutreten. Unbeachtlich ist die Umgehung der Werbung auf 

der Eingangsseite durch Deep Links. Schließlich muss derjenige, der die Vorzü-

ge des Internet selbst nutzt, auch mögliche Nachteile in Kauf nehmen. Ansons-

ten würden die Deep Links als wichtiges Navigationswerkzeug im unüberschau-

baren Internet verloren gehen. Letztens mangelt es Betreibern der hier beschrie-

benen Weblogs auch an der Wettbewerbsabsicht, da die Verlinkung lediglich 

der redaktionellen Berichterstattung in Form der Bereitstellung weiterer Infor-

mationsquellen dient.  

dd. Sonderfall: Link-Policy 

Nicht selten integrieren Homepage-Inhaber eine so genannte Link-Policy, wo-

nach sie Regeln aufstellen, unter welchen Umständen auf ihre Internetpräsenz 
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verlinkt werden darf. Ein anschauliches Beispiel stellt die Link-Policy des Bun-

desministeriums für Gesundheit (BMG) dar
1397

:  

 

„Verlinkungsregeln 

Wir freuen uns, dass Sie auf unsere Seite einen Link setzen wollen. Diese Erlaubnis ist jeder-

zeit widerrufbar und gilt nur, wenn Sie die nachfolgenden Regeln einhalten: 

Der Hyperlink kann auf die Startseite www.bmg.bund.de oder auf eine einzelne Webseite des 

BMG gesetzt werden. Der Vertragspartner ist verpflichtet, die jeweilige Seite vollständig neu 

zu laden, ohne dass die Zielseite in einen Rahmen gesetzt wird. 

Der Vertragspartner teilt dem BMG innerhalb von 24 Stunden nach Setzen des Links durch 

eine E-Mail an die Adresse info@bmg.bund.de das Setzen des Links beziehungsweise die 

Freischaltung der betreffenden Seite mit. 

Die Information muss den Pfad enthalten, von dem aus auf die betreffende Seite zugegriffen 

werden kann“. 

 

Fraglich ist, ob die in der Link-Policy aufgestellten Bedingungen wirksam sind, 

wenn eine Verlinkung durch die elektronische Presse einschließlich Weblogs 

erfolgt und der Verlinkende die Bedingungen nicht einhält. 

(1) Vorbemerkung zum Wettbewerbsrecht 

Wettbewerbsrechtliche Unterlassungsansprüche seitens der Homepage-Inhaber 

bezüglich der Verlinkung bestehen vorliegend nicht, da sowohl die einfachen 

Hyperlinks als auch die Deep Links in den Angeboten der elektronischen Presse 

einschließlich Weblogs zu Zwecken der Berichterstattung gesetzt werden, so 

dass das Fehlen der Wettbewerbsabsicht
1398

 vermutet wird. 

(2) Zulässigkeit nach dem UrhG 

In Betracht könnte jedoch ein Untersagungsrecht gem. § 97 Abs. 1 UrhG kom-

men, soweit die Linksetzung unter Missachtung der in der Link-Policy aufge-

                                                

1397 
http://www.bmg.bund.de/cln_040/nn_600110/DE/Linking-Policy/linking-policy-node,param=.

html__nnn=true.  
1398 

Köhler: Hefermehl/Köhler/Bornkamm, § 2, Rndr. 33. S. auch BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 

1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 530 mit Anm. Hoffmann. 
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stellten Bedingungen erfolgt. Unterstellt wird dabei, dass die verlinkte Webseite 

ein gem. § 2 Abs. 1, Nr. 1, Abs. 2 UrhG geschütztes Sprachwerk darstellt.
1399

 

Die nachfolgende Untersuchung umfasst sowohl die einfachen Hyperlinks als 

auch die Deep Links. 

Maßgeblich für die Beantwortung der aufgeworfenen Frage ist die Begründung 

des BGH in seiner Entscheidung „Paperboy“. 

Aus den zutreffenden Ausführungen des BGH folgt, dass das Setzen von Hyper-

links in den beiden genannten Formen keine Vervielfältigungshandlung, sondern 

nur eine Verknüpfung von einer Datei zu einer anderen Datei darstellt und es 

erst aufgrund des Anklickens des Links durch den Internetbenutzer zu einer ur-

heberrechtsrelevanten Vervielfältigungshandlung kommt.
1400

 Auch scheidet ein 

Unterlassungsanspruch aufgrund einer Störereigenschaft des Linksetzenden aus, 

da er mit seinem Link nur einen einfacheren Weg zum Erreichen eines ohnehin 

öffentlich zugänglichen Werkes zur Verfügung stellt.
1401

 Das Setzen der Links 

ist folglich nach dem Urhebergesetz zulässig. Soweit das Gesetz eine Handlung 

gestattet, ist und bleibt sie zulässig. Sie kann freilich aufgrund der Vertragsauto-

nomie ausgeschlossen werden. Erforderlich sind dafür aber zwei korrespondie-

rende Willenserklärungen. Die in der Link-Policy aufgestellten „vertraglichen“ 

Bedingungen und ihre rechtliche Einordnung können auf sich beruhen, da der 

Linksetzende diese Bedingungen durch ihre Nichtbeachtung nicht annimmt und 

es folglich an der zweiten erforderlichen, korrespondierenden Willenserklärung 

und somit an der Annahme des Vertragsangebots fehlt.
1402

 Daraus folgt, dass die 

aufgestellten Bedingungen rechtlich wirkungslos sind.  

(3) Ergebnis zu II., 6., a., dd. 

Da die Verlinkung mittels einfacher Hyperlinks und Deep Links keine urheber-

rechtlich relevante Vervielfältigungshandlung darstellt und auch in sonstige 

Rechte des Urhebers beziehungsweise Rechteinhabers nicht eingegriffen wird, 

                                                

1399 
Die Schutzfähigkeit für suchmaschinenoptimierte Internetpräsenzen bejahend OLG Rostock, Urt. 

v. 27.6.2007, Az. 2 W 12/07, http://www.aufrecht.de/index.php?id=5341.  
1400 

BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 961.  
1401 

BGH „Paperboy“, Urt. v. 17.3.2003, Az. I ZR 259/00, GRUR 2003, 958, 961.  
1402 

Vgl. dazu im Ergebnis auch Ernst für fehlgeleitete E-Mails mit Verschwiegenheitshinweisen, 

Ernst, ITRB, 2007, 165. 
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ist die Verlinkung nach dem UrhG zulässig. Die in einer Link-Policy aufgestell-

ten Bedingungen zur Verlinkung sind wirkungslos. Dem steht auch nicht die 

Vertragsautonomie entgegen, da der Linksetzende aufgrund der Missachtung der 

aufgestellten Bedingungen keine entsprechende korrespondierende Willenser-

klärung abgibt und es somit für einen wirksamen Vertrag an einer Annahme des 

Angebots fehlt.  

ee. Ergebnis zu II., 6., a.  

Das Setzen von einfachen Hyperlinks und Deep Links ist ohne Einverständnis 

des Homepage-Inhabers, auf dessen Internetpräsenz verlinkt wird, zulässig.  

Mangels einer Vervielfältigungshandlung und eines sonstigen Eingriffs in Rech-

te des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers steht das UrhG der Verlin-

kung nicht entgegen. Auch aus dem Blickwinkel des UWG ist das Setzen ge-

nannter Links ohne Einverständnis rechtmäßig, da die Verlinkung der Berichter-

stattung dient und somit die Vermutung der fehlenden Wettbewerbsabsicht zum 

Tragen kommt.  

An der Zulässigkeit der Verlinkung ändert auch eine Link-Policy nichts. Für den 

erforderlichen Vertragsschluss bedarf es einer korrespondierenden Willenserklä-

rung seitens des Linksetzenden, die bei Missachtung der aufgestellten Bedin-

gungen gerade nicht vorliegt.  

b. Linksetzung auf Homepages mit rechtswidrigen Inhalten 

Innerhalb der Berichterstattung der elektronischen Presse und somit auch inner-

halb der hier interessierenden Weblogs als Teil der elektronischen Presse wer-

den auch Hyperlinks gesetzt, die auf Homepages mit rechtswidrigen Inhalten 

führen. Soweit die Linksetzung ausschließlich der Berichterstattung dient, wo-

von vorliegend ausgegangen wird, kommt seitens des Linksetzenden nur eine 

Haftung nach der Rechtsfigur des Störers in Betracht, auf die später im Teil 

„Haftung für fremde Kommentare“ detaillierter eingegangen wird. 

Unter welchen Voraussetzungen gegenüber dem Linksetzenden ein Unterlas-

sungsanspruch besteht, war Gegenstand der richtungweisenden BGH-
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Entscheidung „Schöner Wetten“. Die dortigen Gründe werden nachfolgend dar-

gelegt, gewürdigt und anschließend auf Weblogs transformiert. 

aa. Standpunkt des BGH 

Mit Rückgriff auf seine bisherige Judikatur zur Störerhaftung nimmt der BGH 

auch in der Entscheidung „Schöner Wetten“ eine Unterlassungsverpflichtung 

gem. § 1004 BGB analog für denjenigen an, der objektiv durch irgendeine 

Handlung an der Herbeiführung einer rechtswidrigen Beeinträchtigung mit-

wirkt.
1403

 Da lediglich eine objektive Unterstützungshandlung vorliegt, die 

Rechtsgutsverletzung aber durch einen Dritten bewirkt wird, dürfe von dem als 

Störer Inanspruchgenommenen aber nichts Unzumutbares verlangt werden.
1404

 

Ihm müsse vielmehr die Verletzung von Prüfungspflichten vorgeworfen werden 

können.
1405

 Für das Setzen von Hyperlinks differenziert der BGH hinsichtlich 

der Prüfungspflichten zwischen dem erstmaligen Setzen des Hyperlinks und der 

späteren Aufrechterhaltung der Verlinkung. Für die Ersthandlung der Linkset-

zung komme es auf den Zweck der Verlinkung an und darauf, welche Kenntnis 

der Linksetzende von jenen Umständen hat, die für einen rechtswidrigen Inhalt 

der verlinkten Homepage sprechen und welche Möglichkeiten ihm zur Verfü-

gung gestanden haben, die Rechtswidrigkeit erkennen zu können.
1406

 Bezüglich 

des späteren Aufrechterhaltens trete eine Störerhaftung dann ein, wenn der 

Linksetzende trotz Abmahnung oder Klageerhebung den Hyperlink weiterhin im 

Angebot bereithält, obwohl eine ihm zumutbare Prüfungspflicht die Rechtswid-

rigkeit ergeben hätte.
1407

 In beiden Fällen, also sowohl beim erstmaligen Setzen 

des Hyperlinks als auch beim späteren Aufrechterhalten, modifiziert der BGH 

den Prüfungsmaßstab. Aufgrund der Meinungs- und Pressefreiheit seien keine 

zu strengen Anforderungen an die Prüfungspflicht zu stellen, da durch das Set-

                                                
1403 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 530 mit Anm. Hoff-

mann. 
1404 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 530 mit Anm. Hoff-

mann. 
1405 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 530 mit Anm. Hoff-

mann. 
1406 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1407 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
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zen von Hyperlinks nur der Zugang zu ohnehin allgemein zugänglichen Quellen 

erleichtert werde.
1408

 Auch sei die Funktion von Links im World Wide Web zu 

berücksichtigen, da diese erst eine sinnvolle Nutzung der im unüberschaubaren 

Internet zur Verfügung stehenden Informationen erlauben.
1409

 

bb. Würdigung 

Bevor die Entscheidung des BGH gewürdigt wird, erfolgt eine Darlegung der 

Bedeutung von aktiven Links innerhalb der Berichterstattung der Internetange-

bote der „traditionellen“ Presse. 

(1) Bedeutung von aktiven Hyperlinks in der Berichterstattung 

Aktiven Hyperlinks, bei deren Anklicken der Leser tatsächlich zu einer anderen 

Homepage geführt wird, kommt in der Berichterstattung der elektronischen 

Presse eine besondere Bedeutung zu. Sie stellen eine Ergänzung der Nachricht 

oder des Artikels dar und sind nicht als „zusätzlicher Service“
1410

 oder „Dienst-

leistung“
1411

 zu qualifizieren, wie ein Teil der Judikatur und der Literatur irrig 

annimmt. Beide Einordnungen verkennen die journalistische Dignität von Hy-

perlinks und somit auch ihre Bedeutung für die Pressefreiheit. 

In journalistischer Hinsicht gehört zu jedem Beitrag immer dann ein externer 

Hyperlink, wenn Personen oder Unternehmen genannt werden. Der Link berei-

chert somit den Beitrag
1412

 und ist fester Bestandteil der Berichterstattung im 

Internet. Das Setzen von Hyperlinks wird zu Recht als Kardinalpflicht der elek-

tronischen Presse bezeichnet.
1413

 Schließlich enthält die verlinkte Internetprä-

senz weitere Informationen, die für den Leser gleichfalls von Relevanz für seine 

eigene Meinungsbildung sein können. Damit verbunden erwartet der Leser auch 

                                                

1408 
BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1409 

BGH „Schöner Wetten, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-
mann.  

1410 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 772 mit Anm. Hoeren.  

1411 
Scheja, CR 2005, 822, 826.  

1412 
So auch BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. 1 ZR 317/01, MMR 2004, 529, 532 mit 

Anm. Hoffmann. 
1413 

Heijnk, http://goa2003. onlinejournalismus.de/druckversionen/praxis/textenfuersweb.html. 
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einen Hyperlink,
1414

 um weitere Hintergrundinformationen zu erhalten. Auch in 

jeder Nachricht und in jedem Artikel eines Weblogs gehören Hyperlinks zum 

untrennbaren Teil des Informationsangebots. 

(2) Würdigung des Standpunktes des BGH 

Der BGH stellt für beide Konstellationen der Verlinkung - erstmaliges Setzen 

des Hyperlinks einerseits und Aufrechterhalten des gesetzten Links andererseits 

- maßgeblich auf das Kriterium der Kenntnis der rechtswidrigen Inhalte ab. 

(a) Erstmaliges Setzen des Hyperlinks 

Beim erstmaligen Setzen des Hyperlinks kommt es nach Auffassung des BGH 

darauf an, welche Kenntnis der Linksetzende von jenen Umständen hat, die für 

einen rechtswidrigen Inhalt der verlinkten Homepage sprechen und welche 

Möglichkeiten ihm zur Verfügung standen, die Rechtswidrigkeit erkennen zu 

können.
1415

 Dem ist zuzustimmen, da dies der öffentlichen Aufgabe der Presse 

und vorliegend der elektronischen Presse ausreichend Rechnung trägt, die in der 

umfassenden Informationsbereitstellung besteht.
1416

 Dazu gehören gleichfalls 

Hyperlinks als eigener Teil der Nachricht oder des Artikels. Aufgrund des Aktu-

alitätsdrucks,
1417

 dem die elektronische Presse ebenso unterworfen ist wie die 

gedruckte Presse, und der Informationsflut im Internet, darf der Bogen der Prü-

fungspflichten nicht überspannt werden. Allerdings dürfen genannte Faktoren 

nicht zu einer Aufweichung der Sorgfaltspflichten führen. Beiden Positionen 

wird die Auffassung des BGH gerecht. Es besteht zu Recht Einigkeit darüber, 

dass den Redakteur/Journalist eine weitere Recherchepflicht trifft, wenn sich 

ihm Anhaltspunkte für Falschmeldungen aufdrängen.
1418

 Für Verlinkungen im 

Internet kann nichts anderes gelten. Soweit handfeste Verdachtsmomente dafür 

                                                

1414 
Heijnk, http://goa2003.onlinejournalismus.de/druckversionen/praxis/textenfuersweb.html. Vgl. in 

die gleiche Richtung KG, Urt. v. 4.9.2001, Az. 5 U 124/01, MMR 2002, 119, 120.  
1415 

BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1416 

BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230, NJW 1966, 1603, 1604.  
1417 

Löffler/Ricker, 39. Kap., Rdnr. 7.  
1418 

Statt vieler Rhode, S. 80 m. w. N. in FN 403.  
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vorhanden sind, dass die Homepage, auf die verlinkt werden soll, rechtswidrige 

Inhalte enthalten könnte, trifft den Redakteur/Journalisten gleichfalls eine Re-

cherchepflicht, ob die Inhalte nach deutschem Recht zulässig sind. Ab wann 

derartige Anhaltspunkte vorliegen, hat der BGH offen gelassen. Entscheidend ist 

der Einzelfall. Als Richtschnur kann jedoch die Wertung zu den so genannten 

privilegierten Informationsquellen herangezogen werden, wie sie beispielsweise 

Nachrichtenagenturen darstellen (so genanntes Agenturprivileg). Die von ihnen 

veröffentlichten Nachrichten darf die Presse grundsätzlich ohne Prüfung über-

nehmen, es sei denn, die Meldung ist in sich widersprüchlich oder überholt.
1419

 

Daraus wird zu Recht abgeleitet, dass die Sorgfaltspflicht und somit die Über-

prüfungspflicht umso geringer ist, je seriöser die Quelle ist.1420 Für das Verwei-

sen auf eine Homepage innerhalb der Berichterstattung kann wegen des gleich-

falls bestehenden Aktualitätsdrucks und der Informationsüberflutung nichts an-

deres gelten. In Anwendung der vorgenannten Richtschnur besteht beispielswei-

se keine Überprüfungspflicht, wenn auf eine behördliche Homepage1421 oder auf 

die Internetpräsenz eines Gerichts verlinkt wird. Demgegenüber erhöht sich aber 

die Sorgfaltspflicht zur Überprüfung von Inhalten, wenn eine Verlinkung auf 

eine Homepage erfolgen soll, deren Betreiber außerhalb der EU seinen Sitz be-

ziehungsweise seinen Server hat.  

(b) Aufrechterhalten des Hyperlinks 

Hinsichtlich der zweiten Konstellation, bei der der Hyperlink gesetzt wurde und 

Aufrechterhalten wird, kommt der BGH zu dem Ergebnis, dass eine Störerhaf-

tung dann eintrete, wenn der Linksetzende durch eine Abmahnung oder durch 

eine erhobene Klage auf die mögliche Rechtswidrigkeit hingewiesen wird und er 

trotz einer ihm zumutbaren Prüfungspflicht den Link weiter im Angebot auf-

rechterhält.
1422

 Auch hier ist dem BGH beizupflichten. Einerseits wird von dem 

Linksetzenden nichts Unzumutbares verlangt. Er erhält aufgrund der Abmah-

                                                

1419 Vgl. statt vieler Löffler/Ricker, 39. Kap., Rdnr. 15 mit Nachweisen aus der Rspr.  
1420 KG Berlin, Urt. v. 5.7.2007, Az. 10 U 247/06, http://www.kammergericht.de/entscheidungen/

10_U_247-06.pdf.  
1421 Für die fehlende Überprüfungspflicht amtlicher Pressemitteilungen und polizeilicher Meldungen s. 

Löffler/Ricker, 39. Kap., Rdnr. 15.  
1422 BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
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nung oder der Klage Kenntnis, dass ein betroffener Dritter von der Rechtswid-

rigkeit der verlinkten Inhalte ausgeht. Er kann sich seinerseits nunmehr mit dem 

Vorwurf auseinandersetzen und diesen prüfen. Soweit er dazu aufgrund fehlen-

den juristischen Wissens nicht in der Lage ist, ist ihm die Hinzuziehung juristi-

schen Rates möglich. Die damit verbundenen Kosten hat er dabei hinzunehmen, 

da jeder Unternehmer dieses Risiko trägt. Hinzu tritt, dass Rechtsberatungskos-

ten steuerlich geltend gemacht werden können. In diesem Zusammenhang darf 

auch nicht unerwähnt bleiben, dass Journalisten, die in der „traditionellen“ Pres-

se tätig sind, in ihrem Volontariat oder Studium auch eine Unterrichtung im 

Presserecht erhalten und demgemäß einfach bis mittelschwer gelagerte Sachver-

halte des Presserechts selbst beurteilen können. Damit verbunden verfügen nicht 

wenige Presseunternehmen und Verlage über eine eigene Rechtsabteilung oder 

beschäftigen einen spezialisierten Justiziar, der hinzugezogen werden kann. An-

dererseits entspricht es der journalistischen Ethik, Vorwürfen gegen die eigene 

Berichterstattung nachzugehen und selbige aufzuklären. Dies kann in nicht we-

nigen Fällen sogar dazu führen, dass eine neue „Geschichte“ für die Berichter-

stattung entsteht.  

Aus den genannten Grundsätzen, denen hier zugestimmt wird, folgt, dass den 

Verlinkenden keine „Internet-Verkehrssicherungspflicht“ trifft, wie dies vom 

OLG München statuiert wurde. Dessen Urteil nach habe der Verlinkende mit der 

jederzeitigen Änderung der verlinkten Inhalte zu rechnen und ihn treffe eine pe-

riodische Pflicht, die Inhalte der fremden Homepage auf ihre Rechtmäßigkeit zu 

überprüfen.1423 Eine derartige, ständige Überprüfungspflicht ist dem Verlinken-

den unzumutbar. In letzter Konsequenz hätte dies bei Presseunternehmen und 

Verlagen von kleinerer Größe eine finanzielle Belastung durch die Bereitstel-

lung entsprechenden Personals zufolge, die ihre gesamte Existenz bedrohen 

würde. Prüfungspflichten dürfen jedoch nicht dazu führen, dass ein gesamtes 

Geschäftsmodell in Frage gestellt wird.1424 

                                                

1423 
OLG München, Urt. v. 15.3.2002, Az. 21 U 1914/02, http://www.jurpc.de/rechtspr/20020262.pdf. 

1424 
BGH „Internetversteigerung - Rolex“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 

2004, 668, 671 mit Anm. Hoeren.  
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(c) Verantwortlichkeit für Verlinkungsketten 

Die zutreffenden Ausführungen des BGH enthalten keine Aussagen über die 

Verantwortlichkeit für Verlinkungsketten, die zu Homepages mit rechtwidrigen 

Inhalten führen. Derartige Verlinkungsketten zeichnen sich dadurch aus, dass 

der Verlinkende einen Hyperlink auf eine Homepage setzt, deren Inhalt mit den 

deutschen Gesetzen in Einklang steht, die aber ihrerseits einen Link enthält, der 

zu einer Internetpräsenz mit rechtswidrigen Inhalten führt. Trotz fehlender Aus-

führungen kann auch hier an dem vom BGH aufgestellten Kriterium der Kennt-

nis der rechtswidrigen Inhalte angeknüpft werden. Da der Verlinkende beim ers-

ten Link mangels Vorliegen rechtswidriger Inhalte auf der verlinkten Homepage 

rechtmäßig handelt und ihm weitere Nachforschungen anderer Links auf der 

verlinkten Internetpräsenz nicht zugemutet werden können, fehlt es ihm bei den 

anderen Verlinkungsebenen an der Kenntnis der rechtswidrigen Inhalte. Eine 

Haftung für rechtswidrige Inhalte auf der zweiten, dritten oder gar vierten Ebene 

scheidet somit aus.1425 

(d) Zwischenergebnis 

Eine Störerhaftung des Linksetzenden scheidet dann aus, wenn er keine Kennt-

nis von den rechtwidrigen Inhalten der verlinkten Homepage besitzt. Beim erst-

maligen Setzen des Hyperlinks gilt dies schon dann, wenn sich dem Verlinken-

den keine greifbaren Anhaltspunkte für mögliche rechtswidrige Inhalte der 

fremden Präsenz aufdrängen, da aufgrund des Aktualitätsdrucks und der Infor-

mationsüberflutung an die Prüfungspflicht für die elektronische Presse nicht  

überzogene Maßstäbe gestellt werden dürfen. In Parallelwertung zur Recherche-

pflicht bei offensichtlichen Falschmeldungen trifft den Redakteur/Journalisten 

aber bei handfesten Verdachtsmomenten für eine Rechtswidrigkeit die Pflicht 

zur Inhaltsprüfung. Als Richtschnur dient das für die gedruckte Presse aufge-

stellte Agenturprinzip, wonach die Überprüfungspflicht von der Seriosität der 

verlinkten Homepage abhängt. 

In der Konstellation, dass der Hyperlink gesetzt und aufrechterhalten wird, tritt 

eine Störerhaftung nur dann ein, wenn der Linksetzende durch einen Dritten 

                                                

1425 
Dippelhofer, http://www.jurpc.de/aufsatz/20020304.htm, Abs. 9.  
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aufgrund einer Abmahnung oder aufgrund einer Klage auf die Rechtswidrigkeit 

hingewiesen wird und den Link ohne eine Prüfung weiter im Angebot belässt. 

Die Zumutbarkeit der Überprüfung folgt bei „traditionellen“ Presseunternehmen 

und Verlagen aus der journalistischen Ausbildung des Redakteurs/Journalisten, 

die auch das Presserecht einschließt, mit denen einfach- bis mittelschwere Sach-

verhalte eingeschätzt werden können. Zudem verfügen „traditionelle“ Presseun-

ternehmen und Verlage über eine Rechtsabteilung oder einen Justiziar.  

Eine Störerhaftung scheidet aber aus bei Verlinkungsketten, in denen die erst-

malig verlinkte Homepage rechtmäßige Inhalte aufweist, aber in deren Angebot 

sich Verknüpfungen zu anderen Internetpräsenzen mit rechtswidrigen Inhalten 

befinden. Insoweit besitzt der Verlinkende bei dem ersten Hyperlink keine 

Kenntnis von der Rechtswidrigkeit auf den anderen Verlinkungsebenen.  

cc. Transformation der BGH-Rechtsprechung auf Weblogs - einge-

schränkter Sorgfaltsmaßstab? 

Die Vorgaben des BGH stellen letztendlich eine Konkretisierung der publizisti-

schen Sorgfaltspflichten iSv § 54 Abs. 2, S. 1 RStV dar. Bei den „anerkannten 

journalistischen Grundsätzen“ handelt es sich um einen auslegungsbedürftigen 

unbestimmten Rechtsbegriff,
1426

 den der BGH mit seinen Maßgaben hinsichtlich 

der Verlinkung auf fremde Homepages mit Leben gefüllt hat. Sie bilden nun-

mehr die Haftungsrichtschnur für die elektronische Presse. Da die hier behandel-

ten Weblogs Teil der elektronischen Presse sind, liegt es nahe, dass sie bei der 

Verlinkung auf fremde Homepages dem aufgezeigten Sorgfaltsmaßstab des 

BGH unterliegen.  

Gleichwohl plädieren Weiner/Schmelz generell für einen abgestuften Sorgfalts-

maßstab für Laienjournalisten,
1427

 wozu auch die hier interessierenden Weblog-

Inhaber gehören. Entscheidend müsse laut Weiner/Schmelz die publizistische 

Relevanz des Angebots sein.
1428

 Demnach bestehe ein höheres Maß an Sorg-

faltspflicht, je größer die publizistische Relevanz des Telemedienangebots sei 

und im Umkehrschluss verringere sich die Sorgfaltspflicht mit abnehmender 

                                                

1426 
Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, MDStV § 7, Rdnr. 6.  

1427 
Weiner/Schmelz, K&R 2006, 453, 459.  

1428 
Weiner/Schmelz, K&R 2006, 453, 459. 
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publizistischer Relevanz des Angebots.
1429

 Zur Begründung eines abgestuften 

Sorgfaltsmaßstabes führen Weiner/Schmelz an, dass die anerkannten journalisti-

schen Grundsätze für berufsmäßig tätige Redakteure konzipiert seien und nicht 

für Publizierende ohne diese Eigenschaft.1430 Demnach könne das vom BVerfG 

entwickelte Laienprivileg1431 als Auslegungshilfe für die Ermittlung des Um-

fangs der abgestuften Sorgfaltspflicht für Nichtjournalisten herangezogen wer-

den.1432 Folgt man der Auffassung von Weiner/Schmelz, müsste eine abgestufte 

Sorgfaltspflicht auch für die hier behandelten Weblog-Inhaber gelten, da auch 

sie in den meisten Fällen ohne journalistische Ausbildung in ihren Weblogs be-

richten.  

 

Ein abgestufter Sorgfaltsmaßstab für Weblog-Inhaber ist jedenfalls bei der Ver-

linkung auf fremde Homepages abzulehnen. Das angeführte Laienprivileg 

kommt bereits deshalb nicht zum Tragen, weil es einen vollständig anderen 

Sachverhalt zum Gegenstand hatte. Es betraf Prüfungspflichten bei der Über-

nahme von in der Presse aufgestellten Behauptungen. Diese müssen von anderen 

Presseorganen bei einer weiteren Verbreitung auf ihren Wahrheitsgehalt geprüft 

werden, nicht aber von einem journalistischen Laien, der unwidersprochene Tat-

sachenbehauptungen aus der Presse übernehmen darf.1433 Bei der Verlinkung 

werden jedoch keine von der Presse aufgestellten Tatsachen weiterverbreitet, 

sondern der Link stellt einen eigenen Teil zu einer eigenen Nachricht oder zu 

einem eigenen Artikel dar.  

Für einen abgestuften Sorgfaltsmaßstab für Weblog-Inhaber könnte jedoch das 

Argument ihrer Kostenlosigkeit streiten, da die „traditionelle“ Presse mit ihren 

elektronischen Angeboten vornehmlich durch Bannerwerbung Einnahmen er-

zielt und an ihre Berichterstattung deshalb ein höherer Sorgfaltsmaßstab anzule-

gen sein könnte. Dem ist aber der Wille der Landesgesetzgeber entgegenzuhal-

ten. Er normiert die Sorgfaltspflichten ausnahmslos, solange nur ein journalis-

                                                

1429 
Weiner/Schmelz, K&R 2006, 453, 459. 

1430 
Weiner/Schmelz, K&R 2006, 453, 459. 

1431 
BVerfG „Kritische Bayer-Aktionäre“, Beschl. v. 9.10.1991, Az. 1 BvR 1555/88, BVerfGE 85, 1, 

NJW 1992, 1439.  
1432 

Weiner/Schmelz, K&R 2006, 453, 459. 
1433 

BVerfG „Kritische Bayer-Aktionäre“, Beschl. v. 9.10.1991, Az. 1 BvR 1555/88, BVerfGE 85, 1, 

NJW 1992, 1439, 1442.  
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tisch-redaktionell gestaltetes Angebot vorliegt. Damit verbunden genießen An-

bieter eines journalistisch-redaktionell gestalteten Angebots und somit auch 

Weblog-Inhaber nahezu vollständig die Privilegien, die der Gesetzgeber für die 

Presse zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgabe der umfassenden Informations-

bereitstellung aufgestellt hat. Wer derartige Privilegien genießt, muss sich auch 

den Pflichten unterwerfen, die diese Privilegien überhaupt erst rechtfertigen. 

Dazu gehört beim Verlinken auf fremde Internetpräsenzen auch die vollständige 

Einhaltung der „anerkannten journalistischen Grundsätze“, wie sie vorliegend 

vom BGH konkretisiert wurden.  

Mit Blick auf die Meinungs- und Pressefreiheit könnte aber dennoch eine Modi-

fizierung des Sorgfaltsmaßstabes zu verlangen sein. Soweit Weblog-Inhaber 

dem gleichen Sorgfaltsmaßstab wie die elektronische Presse unterworfen wären, 

könnte aufgrund eines nicht kalkulierbaren Haftungsrisikos die Gefahr bestehen, 

dass Weblog-Inhaber auf Hyperlinks verzichten, was einen Rückschritt für die 

Meinungs- und Pressefreiheit im Internet zur Konsequenz hätte. Aber auch die-

ses Argument vermag nicht zu überzeugen. Zum einen ist nochmals anzuführen, 

dass derjenige, der nahezu alle Privilegien genießt, auch jene Sorgfaltspflichten 

zu erfüllen hat, die diese Privilegien überhaupt erst legitimieren. Zum anderen 

dürfen auch die ökonomischen Unterschiede zwischen elektronischer Presse und 

Weblogs nicht unbeachtet bleiben. Die elektronische Presse unterliegt einerseits 

dem Aktualitätsdruck
1434

 und andererseits dem Leser- und Anzeigenmarkt.
1435

 

Daran mangelt es bei Weblogs vollständig. Ihre Inhaber haben ausreichend Zeit, 

ihre Nachrichten oder Artikel zu formulieren und besitzen somit auch mehr Zeit, 

einen externen Link als Teil ihres redaktionellen Angebots länger auf dessen 

Rechtmäßigkeit hin überprüfen zu können. Dieser Faktor ist gleichfalls in Rech-

nung zu stellen und rechtfertigt es, bei Weblogs den gleichen Sorgfaltsmaßstab 

wie bei den Angeboten der elektronischen Presse zu verlangen.  

dd. Zwischenergebnis zu II., 6., b., cc. 

Ein abgestufter Sorgfaltsmaßstab für Weblog-Inhaber ist abzulehnen, so dass die 

genannten Maßgaben des BGH für die Verlinkung auf fremde Homepages mit 

                                                

1434 
Rhode, S. 1; Soehring, § 1, Rdnr. 1.2.; Prinz/Peters, Rdnr. 281.  

1435 
Pürer/Raabe, S. 204. 
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rechtswidrigen Inhalten auch für Weblog-Inhaber gelten. Das vom BVerfG sta-

tuierte Laienprivileg ist wegen des nicht vergleichbaren Sachverhaltes abzuleh-

nen. Auch aus der kostenlosen Bereitstellung von Inhalten folgt kein abgestufter 

Sorgfaltsmaßstab, da der gesetzgeberische Wille dem entgegensteht. Ferner ge-

nießen Weblog-Inhaber nahezu alle presserechtlichen Privilegien, so dass sie 

auch jenen Sorgfaltsmaßstab einhalten müssen, der überhaupt erst die Privile-

gien legitimiert. Die Einhaltung des gleichen Sorgfaltsmaßstabes, wie er für die 

elektronische Presse durch den BGH konkretisiert wurde, ist auch bei Weblogs 

durch die Unabhängigkeit vom Leser- und Anzeigenmarkt sowie durch den feh-

lenden Aktualitätsdruck gerechtfertigt.  

c. Zulässiges Setzen von Hyperlinks in besonderen Konstellationen  

Das Setzen von einfachen Hyperlinks auf Homepages mit in Deutschland unzu-

lässigen Inhalten insbesondere durch die elektronische Presse hat die Judikatur 

auch in strafrechtlicher Hinsicht und aus dem Blickwinkel von Ordnungswidrig-

keiten beschäftigt. Zum einen betraf dies die Werbung für Software zur Umge-

hung technischer Schutzmaßnahmen und zum anderen Hyperlinks zu ausländi-

schen Internetpräsenzen mit rechtsradikalen Äußerungen und Inhalten. Da derar-

tige Verlinkungen auch durch Weblog-Inhaber, deren Angebote der hier ermit-

telten Definition von journalistisch-redaktionell gestalteten Angeboten unterfal-

len, stattfinden können, wird die ergangene Rechtsprechung in ihren Gründen 

dargelegt und gegebenenfalls gewürdigt. 

aa. Werbung für Umgehungssoftware 

Mit dem 13.9.2003 erfuhr das UrhG eine Neuerung hinsichtlich der Umgehung 

technischer Schutzmaßnahmen. Im eingefügten § 95a Abs. 1 UrhG ist seit die-

sem Zeitpunkt das Umgehungsverbot für implementierte Schutzmaßnahmen von 

Werken gegen Vervielfältigungen statuiert. Soweit beispielsweise die erworbene 

CD, CD-ROM oder DVD mit wirksamen Schutzmaßnahmen ausgestattet ist, ist 

eine Kopie unter Umgehung der Schutzmaßnahmen unzulässig. § 95a Abs. 1 

UrhG stellt kein neues Leistungsschutzrecht dar, sondern flankiert die dem Ur-
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heber zustehenden Ausschließlichkeitsrechte.
1436

 Voraussetzung für das Eingrei-

fen von § 95a Abs. 1 UrhG ist jedoch gem. § 95d UrhG die Kennzeichnung be-

stehender Schutzmaßnahmen einschließlich ihrer Eigenschaften. Zur Verhinde-

rung der Herstellung rechtswidriger Kopien sieht § 95a Abs. 3, Nr. 3 UrhG unter 

anderem vor, dass die Werbung für Erzeugnisse verboten ist, die hauptsächlich 

für die Umgehung von Schutzmaßnahmen hergestellt worden sind. Zuwider-

handlungen stellen gem. § 111a Abs. 1, Nr. 1 b) UrhG eine Ordnungswidrigkeit 

dar und können gem. § 111a Abs. 2 mit einer Geldbuße von bis zu 50.000 Euro 

geahndet werden. Unberührt davon bleiben insbesondere Unterlassungsansprü-

che des Urhebers beziehungsweise des Rechteinhabers. Für den Softwarebereich 

spricht man von Umgehungssoftware oder Antikopierschutzprogrammen, die 

die angebrachten Schutzeinrichtungen umgehen und somit das rechtswidrige 

Kopieren ermöglichen.  

(1) Judikatur zu Umgehungssoftware 

Das Setzen von einfachen Hyperlinks auf eine ausländische Homepage, auf der 

nach deutschem Recht unzulässige Umgehungssoftware angeboten wurde, war 

Gegenstand von drei Entscheidungen. Tatbestandlich lag allen drei Urteilen eine 

Berichterstattung zugrunde, bei der neben der Nennung der Unzulässigkeit der 

Software in Deutschland ein einfacher Link zu einer ausländischen Homepage 

gesetzt wurde, auf der das Antikopierschutzprogramm zum Download bereitge-

stellt wurde. 

 

Das LG München I hat in seiner ersten Entscheidung zu genannter Problematik 

einen Unterlassungsanspruch zugunsten der Rechteinhaber gem. §§ 823 Abs. 2, 

830 BGB und § 1004 BGB analog iVm § 95a Abs. 3 UrhG statuiert.
1437

 Dieser 

Rspr. muss vorliegend nicht mehr nachgegangen werden, da sich das LG Mün-

chen in einem späteren Urteil
1438

 inhaltlich vollumfänglich dem damaligen Beru-

fungsurteil des OLG München angeschlossen hat.
1439

 

                                                
1436 

Wandtke/Ohst: Wandtke/Bullinger, § 95a, Rndr. 4.   
1437 

LG München I, Urt. v. 7.3.2005, Az. 21 O 3220/05, MMR 2005, 385.   
1438 

LG München I, Urt. v. 11.10.2006, Az. 21 O 2004/06, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20060145.htm. 
1439 

OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 769 mit Anm. Hoeren. 
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Nach diesen beiden Entscheidungen soll das Linksetzungsverbot aus § 823 

Abs. 2 BGB, § 95a UrhG in Verbindung mit den Grundsätzen der Störerhaftung 

resultieren. Die konkrete Verletzungshandlung sahen die Gerichte in der Erfül-

lung des Tatbestandes der gem. § 95a Abs. 3, S. 1, 6. Var. UrhG unzulässigen 

Werbung in Form der willentlichen und adäquat-kausalen Unterstützung.
1440

 

Hinsichtlich der vorzunehmenden Güterabwägung zwischen der Pressefreiheit 

auf Seiten des Linksetzenden und der Eigentumsgarantie aus Art. 14 Abs. 1 GG 

auf Seiten der Rechteinhaber habe die Pressefreiheit zurückzutreten. Zwar unter-

falle auch das Setzen von Hyperlinks dem Schutzbereich der Pressefreiheit. Die 

Verlinkung auf Seiten, auf denen Umgehungssoftware beworben und/oder zum 

Download angeboten werden, zähle hingegen nicht mehr zum Kernbereich der 

redaktionellen Berichterstattung.
1441

 Schließlich stelle der Hyperlink innerhalb 

einer Berichterstattung selbst keine eigenständige Mitteilung dar, sondern eröff-

ne nur den „zusätzlichen Service“, „die Nutzer unmittelbar mit der verlinkten 

Website zu verbinden“.
1442

 Das Setzen von Hyperlinks sei somit losgelöst von 

der eigentlichen Berichterstattung, so dass es nicht um die Pressefreiheit in ih-

rem Kernbereich gehe, „sondern um die weniger wichtige Frage, welchen Ser-

vice ein Presseunternehmen über die Informationsverschaffung hinaus erbringen 

darf“.
1443

 Dieser Service habe hinter der Eigentumsgarantie der Rechteinhaber 

zurückzutreten.
1444

  

(2) Würdigung und Ergebnis 

Der aufgezeigten Judikatur kann nicht gefolgt werden. Ausgangspunkt bildet die 

Pressefreiheit. Das Setzen des Hyperlinks erfolgt im Rahmen der Berichterstat-

tung. Aus diesem Grund ist bereits der Rückgriff auf die Rechtsfigur des Störers 

in diesem Kontext unzulässig.
1445

 In § 95a Abs. 3 UrhG sind alle Verbotshand-

lungen enthalten,
1446

 so dass der Katalog unzulässiger Handlungen abschließend 

                                                

1440 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 771 mit Anm. Hoeren. 

1441 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 772 mit Anm. Hoeren. 

1442 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 772 mit Anm. Hoeren.  

1443 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 772 mit Anm. Hoeren. 

1444 
OLG München, Urt. v. 28.7.2005, Az. 29 U 2887/05, MMR 2005, 768, 772 mit Anm. Hoeren.  

1445 
Hoeren, MMR 2005, 768, 773. 

1446 
Hoeren, MMR 2005, 385, 388. 
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ist.
1447

 Die Presseberichterstattung ist aber gerade nicht in diesem Katalog ent-

halten. Die Abgeschlossenheit der Verbotshandlungen wird auch durch Art. 6 

Abs. 2 der Richtlinie zur Harmonisierung bestimmter Aspekte des Urheberrechts 

und verwandter Schutzrechte in der Informationsgesellschaft (InfoRL)
1448

 unter-

strichen, dem § 95a Abs. 3 UrhG zu Grunde liegt. Die Transformation der Ver-

botshandlungen aus Art 6 Abs. 2 InfoRL in § 95a Abs. 3 UrhG erfolgte wort-

wörtlich. Art. 6 Abs. 2 InfoRL enthält aber kein Verbot für die Presseberichter-

stattung. Somit ist ersichtlich, dass der deutsche Gesetzgeber keine Verbots-

handlungen implementieren wollte, die über die gemeinschaftsrechtlichen Vor-

gaben hinausgehen.
1449

 Die Ausdehnung von § 95a Abs. 3 UrhG auf die Figur 

des Störers läuft ersichtlich dem Willen des Gesetzgebers zuwider.
1450

 

Das Setzen eines Hyperlinks auf derartige Homepages innerhalb der Berichter-

stattung ist somit zulässig.  

bb. Zulässige Linksetzung auf rechtswidrige Homepages aufgrund der 

Sozialadäquanzklausel  

Das Setzen von Hyperlinks auf fremde Homepages mit rechtswidrigen Inhalten 

kann jedoch nicht nur als Ordnungswidrigkeit, sondern auch als Straftat geahn-

det werden. Die Judikatur musste sich diesbezüglich insbesondere mit Verlin-

kungen auf US-amerikanische Homepages befassen, die von deutschen Internet-

präsenzen gesetzt wurden, welche sich mit der Herrschaft der Nationalsozialis-

ten beschäftigten. Welche Strafbarkeiten tatbestandlich behandelt wurden, soll 

ebenso kurz dargestellt werden wie der Tatbestandsausschlussgrund der Sozial-

adäquanzklausel.  

(1) Mögliche Strafbarkeiten 

Gegenstand der Judikatur waren Verlinkungen auf US-amerikanische Websei-

ten, auf denen zahlreiche Kennzeichen der NSDAP (Hakenkreuze und Doppel-

                                                

1447 
Wandtke/Ohst: Wandtke/Bullinger, § 95a, Rdnr. 68.  

1448 
Richtlinie 2001/29/EG des Europäischen Parlaments und des Rates v. 22.5.2001 zur Harmonisie-

rung bestimmter Aspekte des Urheberrechts und der verwandten Schutzrechte in der Informations-

gesellschaft (InfoRL), ABl. EG Nr. L 164, S. 17. 
1449 

So ausdrücklich jüngst BVerfG, Beschl. v. 3.1.2007, Az. 1 BvR 1936/05, CR 2007, 381, 382.  
1450 

Hoeren, MMR 2005, 768, 773. 
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Sigrunen) gezeigt wurden und der Holocaust, insbesondere die Existenz von 

Vernichtungslagern, geleugnet wurde. Das Setzen von Links auf solche auslän-

dischen Homepages erfüllt unter anderem den Tatbestand der Beihilfe zum Ver-

gehen des Verbreitens von Propagandamaterial verfassungswidriger Organisati-

onen gem. § 86 Abs. 1 Nr. 1 und Nr. 4 StGB und den Tatbestand der Beihilfe 

zur Volksverhetzung gem. § 130 Abs. 2 Nr. 1 c), Abs. 3 und Abs. 4 StGB.
1451

 

(2) Sozialadäquanzklausel als Tatbestandsausschlussgrund 

Trotz der Erfüllung des Tatbestandes entfällt die Strafbarkeit für die genannten 

Strafnormen beim Vorliegen der so genannten Sozialadäquanzklausel, die in 

§ 86 Abs. 3 StGB verankert ist und die aufgrund der Verweisung in § 130 Abs. 6 

StGB auch für die Beihilfe zur Volksverhetzung gilt. Hintergrund der Sozial-

adäquanzklausel ist, dass der Gesetzgeber anerkennenswerte Zwecke von der 

Strafbarkeit ausnehmen will.
1452

 Dazu gehören unter anderem die Berichterstat-

tung sowie Handlungen, die der staatsbürgerlichen Aufklärung dienen. Die 

staatsbürgerliche Aufklärung liegt unter anderem dann vor, wenn ein Link auf 

eine Homepage mit rechtsradikalen Inhalten verweist mit der Motivation, dass 

der Leser über die Schwächen von staatlichen Sperrungsanordnungen für Inhalte 

im Internet aufgeklärt werden soll, der Linksetzende sich ausdrücklich und er-

kennbar von den verlinkten Seiten durch eigene Kommentierungen distanziert 

und die Förderung der politischen Diskussion über derartige Sperrungsverfü-

gungen im Vordergrund steht.
1453

 Bei der Berichterstattung ist das Setzen von 

Hyperlinks auf fremde Homepages mit genannten Inhalten aber dann nicht mehr 

von der Sozialadäquanzklausel gedeckt und somit strafbar, wenn mit der Verlin-

kung unter dem Vorwand der Berichterstattung Werbung für in Deutschland 

verbotene Organisationen betrieben wird.
1454

 

                                                

1451 
AG Stuttgart, Urt. v. 7.10.2004, Az. 2 Ds 2 Js 21471/02, MMR 2005, 334 mit Anm. Kaufmann/

Köcher; LG Stuttgart, Urt. v. 15.6.2005, Az. 38 Ns 2 Js 21471/02, CR 2005, 675 mit Anm. Kauf-

mann. 
1452 

Tröndle/Fischer, § 86, Rdnr. 17.  
1453 

LG Stuttgart, Urt. v. 15.6.2005, Az. 38 Ns 2 Js 21471/02, CR 2005, 675 mit Anm. Kaufmann. 
1454 

Tröndle/Fischer, § 86, Rdnr. 19.  
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cc. Ergebnis zu II., 6., c. 

Das Setzen eines Hyperlinks innerhalb der Berichterstattung durch die elektroni-

sche Presse und somit durch Weblog-Inhaber auf eine fremde Homepage, auf 

der Software zur Umgehung technischer Schutzmaßnahmen zum Download an-

geboten wird, ist zulässig, da der Verbotskatalog des § 95a Abs. 3 UrhG ab-

schließend ist und nicht die Berichterstattung umfasst. Mangels einer normierten 

Verbotshandlung ist die Verlinkung zu Zwecken der Berichterstattung auch 

dann zulässig, wenn der Linksetzende Kenntnis von dem Verbot von Antiko-

pierschutzprogrammen in Deutschland besitzt.  

 

Das Setzen von Hyperlinks auf Homepages, auf denen Symbole der NSDAP 

gezeigt werden oder der Holocaust geleugnet wird, erfüllt den Tatbestand der 

Beihilfe zum Vergehen des Verbreitens von Propagandamaterial verfassungs-

widriger Organisationen und den Tatbestand der Beihilfe zur Volksverhetzung. 

Soweit jedoch die Sozialadäquanzklausel greift, bleibt die Verlinkung straflos. 

Unter die Sozialadäquanzklausel fallen die Berichterstattung und Handlungen, 

die der staatsbürgerlichen Aufklärung dienen.  

d. Haftungsfreizeichnung durch Disclaimer 

Auf unzähligen Internetpräsenzen finden sich so genannte Disclaimer, mit denen 

die Homepage-Inhaber eine Haftungsfreizeichnung für von ihnen gesetzte Hy-

perlinks erreichen wollen, die zu fremden Homepages mit rechtswidrigen Inhal-

ten führen. Da auch Weblog-Inhaber Disclaimer verwenden, wird nachfolgend 

ihre rechtliche Wirksamkeit beleuchtet.  

aa. Begriffsbestimmung 

Aufgrund der ergangenen Judikatur ist zwischen dem tatsachenbezogenen und 

dem rechtlichen Disclaimer zu unterscheiden.
1455

 Mittels des tatsachenbezoge-

nen Disclaimers begrenzt der Verwender sein Verkaufs- und Lieferungsge-

                                                

1455 
Ernst, ITRB 2007, 165, 166 ff. 
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biet
1456; etwa in der Form „Wir liefern unsere Produkte nicht nach Deutsch-

land“.1457 Die Einschränkung des Verbreitungsgebietes durch den Disclaimer ist 

dann wirksam, wenn der Hinweis eindeutig gestaltet sowie tatsächlich ernst ge-

meint ist und sich der Verwender an die Beschränkung hält.1458  

Mit dem rechtlichen Disclaimer versucht der Verwender einen echten Haftungs-

ausschluss für die verlinkten rechtswidrigen Inhalte zu erreichen.1459 Zumeist 

enthält der rechtliche Disclaimer eine Bezugnahme auf ein Urteil des LG Ham-

burg1460 und lautet wie folgt:  

 

„Mit dem Urteil vom 12. Mai 1998 hat das Landgericht Hamburg entschieden, 

dass man durch die Anbringung eines Links die Inhalte der gelinkten Seiten ggf. 

mitzuverantworten hat. Dies kann nur dadurch verhindert werden, dass man sich 

ausdrücklich von diesem Inhalt distanziert.  

Für alle Links auf dieser Homepage gilt: Ich distanziere mich hiermit ausdrück-

lich von allen Inhalten aller gelinkten Seiten auf meiner Homepage und mache 

mir diese Inhalte nicht zu Eigen.“1461  

 

Im weiteren Verlauf wird nur der rechtliche Disclaimer thematisiert. 

 

Bereits an dieser Stelle ist zu konstatieren, dass das Landgericht Hamburg einen 

Haftungssausschluss für fremde Äußerungsdelikte abgelehnt hat.1462 Warum 

dennoch zehntausendfach im Internet etwas anderes behauptet wird, muss vor-

liegend auf sich beruhen.  

bb. Umfang einer möglichen Haftungsbegrenzung 

Der rechtliche Disclaimer enthält oftmals die Wendung „Wir haften nicht für die 

von uns verlinkten Homepages“, womit eine vollständige Haftungsfreizeichnung 

                                                

1456 
Ernst, ITRB 2007, 165, 167. 

1457 
Ernst, ITRB 2007, 165, 167.  

1458 
BGH „Arzneimittelwerbung im Internet“, Urt. v. 30.3.2006, Az. I ZR 24/03, GRUR 2006, 513, 

515.  
1459 

Schmidl, MMR 2005, 501; Ernst, ITRB 2007, 165, 167.  
1460 

LG Hamburg, Urt. v. 12.05.1998, Az. 312 O 85/98, http://www.jurpc.de/rechtspr/19980086.htm.  
1461 

http://de.wikipedia.org/wiki/Disclaimer. 
1462 

LG Hamburg, Urt. v. 12.05.1998, Az. 312 O 85/98, http://www.jurpc.de/rechtspr/19980086.htm. 
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für alle Konstellationen erreicht werden soll. Ein Haftungsausschluss scheidet 

jedoch bei Verstößen gegen das Wettbewerbs-, Marken- und Urheberrecht 

aus.
1463

 Auch schützt ein rechtlicher Disclaimer nicht vor einer strafrechtlichen 

Verfolgung.1464 

Insoweit kommt allenfalls ein Haftungsausschluss für Äußerungsdelikte in Be-

tracht, bei denen der Betroffene Unterlassung verlangt. 

cc. Wirksamkeit rechtlicher Disclaimer  

Für die Wirksamkeit eines rechtlichen Disclaimers ist einerseits die Judikatur 

des BGH in den Blick zu nehmen und andererseits das Wesen des Hyperlinks in 

einer Nachricht oder in einem Artikel. 

(1) Judikatur  

Ausgangspunkt für die Wirksamkeit von Disclaimern in Angeboten der elektro-

nischen Presse und somit auch in Weblogs bildet das BGH-Urteil „Panora-

ma“.1465 Danach scheidet die Passivlegitimation des Fernsehprogrammveranstal-

ters als Störer für Äußerungen Dritter aus, wenn er etwa innerhalb einer live 

ausgestrahlten Diskussion Zugang zu einem „Meinungs-Markt“ eröffnet und 

sich nicht mit den Drittäußerungen dergestalt identifiziert, dass sie als eigene 

Äußerungen zu werten sind.1466 In Bezug auf Meinungs-Foren nimmt das OLG 

Düsseldorf gleichfalls einen „Meinungs-Markt“ an und will die Grundsätze aus 

der BGH-Entscheidung „Panorama“ auch auf Meinungs-Foren anwenden.1467 In 

die gleiche Richtung geht ein Urteil des OLG München, wonach die Möglich-

keit bestehe, sich mit einem deutlich angebrachten Disclaimer von den fremden 

Äußerungen distanzieren zu können.1468 Zur Begründung führt das OLG Düssel-

dorf an, dass bei einem Meinungs-Forum die ungefilterten Beiträge der Nutzer 

                                                

1463 
Dippelhofer, http://www.jurpc.de/aufsatz/20020304.htm, Abs. 2. Für die Nichtwirksamkeit bei 

urheberrechtlichen Unterlassungsansprüchen LG Berlin, Urt. v. 14.6.2005, Az. 16 O 229/05, 
MMR 2005, 718, 719.  

1464 
Boenigk/Lehnhardt, DFN-Mitteilungen 59-6/2000, 17, 19.  

1465 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, NJW 1976, 1198.  

1466 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, NJW 1976, 1198, 1199.  

1467 
OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.4.2006, Az. 1-15 U 180/05, MMR 2006, 553, 555. 

1468 
OLG München, Urt. v. 17.5.2002, Az. 21 U 5569/01, MMR 2002, 611, 613. 
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für jeden ersichtlich nur deren Meinung wiedergeben und das Forum nur als 

„Meinungs-Markt“ diene, damit die Teilnehmer ihre Meinung darstellen kön-

nen.
1469

  

(2) Würdigung 

Sowohl dem OLG Düsseldorf als auch dem OLG München kann nicht gefolgt 

werden. Sie übersehen die Kernaussage der BGH-Entscheidung „Panorama“. 

Der BGH stellt zu Recht auf die Eigenheit des Mediums „Fernsehen“ ab. Diese 

besteht bei einer Live-Sendung eben darin, dass der Veranstalter und der Mode-

rator einen Dritten zu Wort kommen lassen, der seine eigenen Äußerungen 

rechtlich zu vertreten hat, während der Veranstalter und der Moderator sich von 

diesen Äußerungen nur sehr begrenzt distanzieren können. Demnach ist bei je-

dem Medium als wesentliches Kriterium für die Annahme einer Störerhaftung 

auf die Steuerungsmöglichkeit abzustellen. Ebenso wie beim Fernsehen ist die 

Steuerungsmöglichkeit im Hörfunk bei einem Live-Interview äußerst einge-

schränkt. Bei der gedruckten Presse ist die Steuerung von Drittäußerungen hin-

gegen wesentlich größer. So können und werden Leserbriefe vor ihrem Abdruck 

gelesen und gekürzt. Ehrverletzende Einsendungen können und werden hinge-

gen ausgesondert. Auch bei der elektronischen Presse besteht im Vergleich zum 

Rundfunk eine wesentlich größere Steuerungsmöglichkeit zur Überprüfung der 

Rechtmäßigkeit von Äußerungen Dritter. Gleiches gilt für Weblogs. Die Steue-

rungsmöglichkeit besteht auch beim Setzen von Hyperlinks. Der Linksetzende 

kann sich die Inhalte, auf die er verlinkten möchte, ansehen und diese beurteilen. 

An dieser Möglichkeit fehlt es bei einer Live-Sendung oder einem Live-

Interview im Rundfunk. Da eine große Steuerungsmöglichkeit seitens der elek-

tronischen Presse und der Weblogs beim Setzen von Hyperlinks auf fremde Äu-

ßerungen besteht, kann die BGH-Entscheidung „Panorama“ nicht analog ange-

wendet werden.  

Die Verifikationsmöglichkeit hinsichtlich der rechtlichen Zulässigkeit der ver-

linkten Inhalte bewirkt, dass der Linksetzende autonom über die Ausgestaltung 

seines Angebots entscheiden kann. Eine Privilegierung desjenigen, der „Herr 

                                                

1469 
OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.4.2006, Az. 1-15 U 180/05, MMR 2006, 553, 555. 
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des Angebots“ ist und bleibt, besteht gegenüber Verletzungen des allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts eines Dritten nicht.
1470

 Nichts anderes liegt vor, wenn ein 

Weblog-Inhaber einen Hyperlink setzt. Er alleine entscheidet, ob er die Ver-

knüpfung vornehmen will oder nicht, da er „Herr seines eigenen Angebots“ ist 

und seine Verantwortlichkeit nicht durch eine pauschale Distanzierung mittels 

eines Disclaimers aushebeln kann.  

 

Da die Privilegierungen aus der BGH-Entscheidung „Panorama“ keine Geltung 

entfalten, ist auf die allgemeinen Grundsätze abzustellen. Der Disclaimer kann 

folglich nur einen vertraglichen Haftungsausschluss darstellen. Dieser kann aber 

keine Wirkung gegenüber geschädigten Dritten entfalten.
1471

 

(3) Motivation der Linksetzung im Weblog 

Das Setzen eines Hyperlinks innerhalb einer Nachricht oder eines Artikels ge-

hört zur Kardinalpflicht der elektronischen Presse,
1472

 was gleichfalls für 

Weblogs gilt. Die Verlinkung ist kein bloßer „zusätzlicher Service“ und auch 

keine „Dienstleistung“, sondern integraler Bestandteil des journalistisch-

redaktionell gestalteten Angebots. Der Link führt zu weiteren Informationsquel-

len. Vom Leser werden Links geradezu erwartet,
1473

 was auch dem Weblog-

Inhaber bekannt ist. Legt man dies zugrunde, würde der Weblog-Inhaber mit 

einem Disclaimer sein eigenes Angebot abwerten, weil er sich von den weiteren 

Informationsquellen, die sein Angebot aufwerten sollen, distanziert. Es liegt ein 

venire contra factum proprium vor - einerseits will der Weblog-Inhaber sein 

Angebot attraktiv gestalten und andererseits will er sich nicht mit seinem Ange-

bot identifizieren. Diese Widersprüchlichkeit kann nur dahin gehend gewertet 

werden, dass der Weblog-Inhaber, sowie jeder andere Verwender eines rechtli-

chen Disclaimers, von der Problematik der Haftung für Hyperlinks auf fremde 

Homepages mit rechtswidrigen Inhalten Kenntnis besitzt und sich unter dem 

                                                

1470 
BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 
518, 519.  

1471 
LG Köln „Steffi-Graf-Fotos“, Urt. v. 5.10.2001, Az. 28 O 346/01, MMR 2002, 254, 255; OLG 

München, Urt. v. 17.5.2002, Az. 21 U 5569/01, MMR 2002, 611, 613. 
1472 

Hijnk, http://goa2003.onlinejournalismus.de/druckversionen/praxis/textenfuersweb.html. 
1473 

Hijnk, http://goa2003.onlinejournalismus.de/druckversionen/praxis/textenfuersweb.html. So auch 

KG, Urt. v. 4.9.2001, Az. 5 U 124/01, MMR 2002, 119, 120.  
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Deckmantel einer pauschalen Distanzierung seiner Verantwortung entziehen 

will.  

dd. Ergebnis zu II., 6., d. 

Ein rechtlicher Disclaimer ist vollständig unwirksam. Dies gilt nicht nur für die 

Inanspruchnahme auf Unterlassung als Störer für marken-, urheber- und wett-

bewerbsrechtliche Ansprüche, sondern auch für die Haftung für fremde Äuße-

rungen. Für letztere Fallgestaltung kann auch nicht das BGH-Urteil „Panorama“ 

analog angewendet werden, das maßgeblich zur Problematik der Haftung für 

Äußerungen Dritter in einer Live-Sendung Stellung genommen hat. Insoweit 

mangelt es am Kriterium der fehlenden Steuerungsmöglichkeit für fremde Äu-

ßerungen durch den Veranstalter, da der Weblog-Inhaber die Steuerungsmög-

lichkeit besitzt, die fremden Inhalte auf ihre Rechtmäßigkeit hin überprüfen zu 

können. Anders als bei einer Live-Sendung bleibt der Weblog-Inhaber „Herr 

seines Angebots“ und kann sich demgemäß nicht durch einen Pauschalhinweis 

in einem Disclaimer von seiner Verantwortung frei zeichnen.  

Auch liegt ein venire contra factum proprium vor. Das Setzen eines Hyperlinks 

ist integraler Bestandteil eines Beitrages oder Artikels und soll das Angebot 

aufwerten. Dies widerspricht aber dem Hinweis, man wolle sich vom verlinkten 

Inhalt distanzieren. Diese Widersprüchlichkeit ist dahin gehend zu werten, dass 

der Verwender - hier der Weblog-Inhaber - von der Haftungsproblematik bei 

Hyperlinks Kenntnis besitzt und sich unter dem Deckmantel einer pauschalen 

Distanzierung seiner Verantwortung entziehen will.  

e. Gesamtergebnis zu II., 6.  

Die Analyse des Setzens von Hyperlinks in Weblogs hat folgende Ergebnisse 

erbracht: 

 

Das Setzen von einfachen Hyperlinks und Deep Links ist auch ohne Einwilli-

gung desjenigen zulässig, auf dessen Internetpräsenz verlinkt wird. In urheber-

rechtlicher Hinsicht liegt bei beiden Verlinkungsformen keine Vervielfälti-

gungshandlung vor. Bei einfachen Links liegt allein aufgrund des Unterhaltens 
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einer Homepage eine konkludente Einwilligung des verlinkten Homepage-

Inhabers vor.  

 

Der Verlinkung ohne Einwilligung steht auch nicht das UWG entgegen, da bei-

de Linkarten innerhalb der Berichterstattung erfolgen und somit die Vermu-

tungsregel der fehlenden Wettbewerbsabsicht gilt. 

 

Mangels einer korrespondierenden Willenserklärung seitens des verlinkenden 

Weblog-Inhabers bleibt die Verlinkung auch bei Nichtbeachtung einer aufge-

stellten Link-Policy des verlinkten Homepage-Inhabers zulässig.  

 

Eine Störerhaftung der „traditionellen“ Presse für fremde rechtswidrige Inhalte 

scheidet dann aus, wenn der Handelnde von der Rechtswidrigkeit der Inhalte 

keine Kenntnis besitzt und keine Prüfungspflichten verletzt. 

 

Dies gilt bei dem erstmaligen Setzen des Links aber nur solange, wie keine 

handfesten Anhaltspunkte für eine Rechtswidrigkeit vorliegen. Nur insoweit ist 

die Prüfungspflicht beschränkt. 

 

Für das spätere Aufrechterhalten des Hyperlinks tritt eine Störerhaftung der 

„traditionellen“ Presse nur dann ein, wenn trotz einer Abmahnung oder einer 

Klage von betroffenen Dritten der Hyperlink ohne weitere Prüfung im Angebot 

aufrechterhalten wird. Soweit dem Linksetzenden das juristische Wissen zur 

Einschätzung der Rechtswidrigkeit fehlt, muss er juristischen Rat einholen.  

 

Eine Störerhaftung für Verlinkungsketten, bei denen der erste Hyperlink auf ein 

rechtskonformes Angebot gesetzt wurde, diese Präsenz aber zu weiteren rechts-

widrigen Angeboten verlinkt, scheidet aus. 

 

Der genannte Sorgfaltsmaßstab in Form der Prüfungspflichten in den Konstella-

tionen des erstmaligen Setzens eines Links und der späteren Aufrechterhaltung 

des Links gilt auch für Weblog-Inhaber. Entgegen einer Stimme in der Literatur 

scheidet ein abgestufter Sorgfaltsmaßstab zu Gunsten von Weblog-Inhabern aus. 
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Dafür streitet maßgeblich das Argument, dass die hier interessierenden Weblog-

Inhaber als Teil der elektronischen Presse nahezu alle presserechtlichen Privile-

gien genießen und somit auch jene Pflichten einhalten müssen, die diese Privile-

gien überhaupt erst legitimieren.  

 

Das Setzen von Hyperlinks auf fremde ausländische Homepages innerhalb der 

Berichterstattung ist auch dann zulässig, wenn auf der anderen Internetpräsenz 

Software zur Umgehung technischer Schutzmaßnahmen zum Download angebo-

ten wird. Denn der Katalog der in § 95a Abs. 3 UrhG genannten Verbotshand-

lungen ist abschließend und statuiert kein Verbot für die Berichterstattung. 

Schließlich gehören Verlinkungen zur Kardinalpflicht der elektronischen Presse 

und somit zum geschützten Kernbereich der verfassungsrechtlich verbürgten 

Pressefreiheit. 

 

Das Setzen von Links auf ausländische Homepages mit rechtsradikalen Inhalten 

und Symbolen erfüllt bestimmte Straftatbestände. Die Strafbarkeit entfällt je-

doch gem. § 86 Abs. 3 StGB beim Vorliegen der Sozialadäquanzklausel, zu der 

unter anderem die Berichterstattung gehört.  

 

Bei der Integration von Disclaimern ist zwischen dem tatsachenbezogenen und 

dem rechtlichen Disclaimer zu unterscheiden. Ersterer begrenzt das Verkaufs- 

und Lieferungsgebiet und ist dann wirksam, wenn er eindeutig gestaltet sowie 

tatsächlich ernst gemeint ist und sich der Homepage-Inhaber de facto auch an 

die Begrenzung hält.  

 

Mit dem rechtlichen Disclaimer versucht der Verwender eine vollständige Haf-

tungsfreizeichnung für alle Konstellationen zu erreichen. 

 

Der rechtliche Disclaimer ist vollständig und für jede Konstellation unwirksam. 

Eine analoge Anwendung des BGH-Urteils „Panorama“ scheidet aus. Im Ge-

gensatz zum Moderator oder Veranstalter einer Live-Sendung im Rundfunk be-

sitzt ein Weblog-Inhaber die große Steuerungsmöglichkeit, auf ehrverletzende 

Äußerungen Dritter reagieren zu können. Die Steuerungsmöglichkeit liegt 
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schlicht in dem Umstand, dass er vor der Linksetzung zu derartigen Äußerungen 

eine Prüfung vornehmen und von der Verlinkung absehen kann. Dies ist nicht 

mit der Sachlage bei einer Live-Sendung oder bei einem Live-Interview zu ver-

gleichen.  

 

Die Integration von Disclaimern in einem Weblog stellt ein venire contra factum 

proprium dar, weil der Weblog-Inhaber einerseits mit den gesetzten Hyperlinks 

sein eigenes Angebot aufwerten will, sich aber andererseits von seinem eigenen 

Angebot durch den Disclaimer distanziert. Diese Widersprüchlichkeit kann nur 

dahin gehend gewertet werden, dass der Weblog-Inhaber von der Haftungspro-

blematik Kenntnis besitzt und sich unter dem Deckmantel des pauschalen Dis-

claimers seiner Verantwortung entziehen will.  

III. Haftung für fremde rechtswidrige Kommentare 

Ein weiteres juristisches Problemfeld neben der Wahl der Internetadresse und 

der Berichtererstattung stellen fremde rechtswidrige Kommentare dar, die in 

Weblogs mit einem journalistisch-redaktionell gestalteten Angebot eingestellt 

werden. 

Dabei handelt es sich regelmäßig um Äußerungen über Dritte, die deren Ehre 

oder wirtschaftliche Reputation betreffen und deshalb als rechtswidrig erachtet 

werden. Aufgrund der Tatsache, dass sich ein Weblog-Inhaber nicht mittels ei-

nes rechtlichen Disclaimers für fremde rechtswidrige Kommentare seiner juristi-

schen Haftung entziehen kann, gilt es zu untersuchen, unter welchen Vorausset-

zungen ein Weblog-Inhaber für fremde Kommentare auf Unterlassung in An-

spruch genommen werden kann. Dabei werden nur solche kostenlos bereitge-

stellten Weblogs berücksichtigt, die keine Werbung enthalten. 

 

Da nur eine Haftung als Störer in Betracht kommt, muss diese Rechtsfigur de-

taillierter untersucht werden. Motivation dafür sind unter anderem die unzähli-

gen Diskussionen in Weblogs über die Störerhaftung, die keine explizite Veran-

kerung im deutschen Rechtssystem besitzt, sondern auf Richterrecht beruht.  
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Ferner ist in den Blick zu nehmen, ob Weblog-Betreiber einer Prüfungspflicht 

hinsichtlich der fremden Kommentare unterliegen.  

1. Juristische Klassifizierung von Weblogs  

Auch nach neuer Rechtslage wird in §§ 7 bis 10 TMG zwischen Content-,  

Access- und Hostprovider unterschieden. Signifikant für den Hostprovider ist, 

dass er Dritten für die inhaltliche Präsentation im Internet den erforderlichen 

Speicherplatz zur Verfügung stellt.1474  

a. Juristische Einordnung von Weblogs als Hostprovider 

Aufgrund der originären Dienstleistung als „Wirt“ beziehungsweise „Gastgeber“ 

subsumiert die Judikatur unter einen Hostprovider auch jene Anbieter, die Drit-

ten das Ablegen eigener Inhalte ermöglichen.1475 Dazu gehören auch Online-

Foren.1476 Dabei wird in der Rechtsprechung der Begriff der Internetforen bezie-

hungsweise kurz Foren verwendet. Inhaltlich und technisch stellt dies aber kei-

nen Unterschied dar. Hintergrund für die Einordnung als Hostprovider ist, dass 

es sich bei den Beiträgen in einem Internetforum um Äußerungen Dritter han-

delt, die für den Betreiber des Forums fremde Beiträge darstellen.1477 Als fremd 

sind auch die Kommentare Dritter (Kommentatoren) in den Weblogs zu klassifi-

zieren, da auch diese nicht vom Weblog-Inhaber getätigt werden. Demnach sind 

                                                
1474 

Vgl. Brockhaus, S. 426 unter dem Stichwort „Host“ und S. 967 unter dem Stichwort „Web-

Hosting“.  
1475 

So auch BGH „Internetversteigerung I“ für Onlineauktionshäuser, in denen Mitglieder autonom 

Angebote einstellen können, die für den Plattformbetreiber fremde Informationen darstellen, BGH 

„Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 668 

mit Anm. Hoeren.  
1476 

OLG München, Urt. v. 17.5.2002, Az. 21 U 5569/01, MMR 2002, 611, 612. Für die Einordnung 

der Anbieter von Meinungsforen als Hostprovider s. auch OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.4.2006, Az. 
I-15 U 180/05, MMR 2006, 553, 555; OLG Düsseldorf, Urt. v. 7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 

2006, 618, 619.  
1477 

OLG München, Urt. v. 17.5.2002, Az. 21 U 5569/01, MMR 2002, 611, 612; OLG Düsseldorf, Urt. 

v. 26.4.2006, Az. I-15 U 180/05, MMR 2006, 553, 555. Zuletzt auch LG Düsseldorf, Urt. v. 

27.6.2007, Az. 12 O 343/06, http://www.foren-und-recht.de/urteile/Landgericht-Duesseldorf-

20070627.html.  
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Weblogs mit aktivierter Kommentarfunktion gleichfalls gem. § 10 TMG als 

Hostprovider einzuordnen.
1478

  

Aufgrund der ergangenen Judikatur zur Haftung fremder Beiträge in Online-

Gästebüchern ist nochmals klarzustellen, dass zwischen Online-Gästebüchern 

und journalistisch-redaktionell gestalteten Weblogs wesentliche Unterschiede 

bestehen. Den virtuellen Gästebüchern mangelt es insbesondere an der Zielset-

zung der Diskussionseröffnung. Sie richten sich vornehmlich an Freunde, Be-

kannte, Verwandte und gegebenenfalls an Geschäftspartner und nicht an eine 

breite Öffentlichkeit. Des Weiteren fehlt ihnen die für Weblogs wesenstypische 

dichte Vernetzung durch Hyperlinks. Schließlich verfügen die Online-

Gästebücher auch nicht über die Trackback- und Ping-Funktion. Daraus folgt, 

dass die ergangene Rechtsprechung zu Online-Gästebüchern nicht herangezogen 

werden kann.  

b. Ergebnis zu III., 1.  

Da es sich bei den Kommentaren um fremde Inhalte beziehungsweise Informa-

tionen handelt, sind Weblogs mit aktivierter Kommentarfunktion juristisch als 

Hostprovider zu klassifizieren. 

2. Entwicklung der Störerhaftung und Analyse  

Für die Entwicklung der Störerhaftung muss zwischen der Judikatur ohne und 

mit Internetbezug unterschieden werden.  

a. Entwicklung bis zur Internetrechtsprechung des BGH 

Die Ursprünge der Rechtsfigur der Störerhaftung gehen bis ins Jahr 1901 zu-

rück. Das Reichsgericht (RG) hatte damals über die nicht eingeholten Auffüh-

rungsrechte verwendeter Noten einer Tanzkapelle in einer Schankwirtschaft zu 

entscheiden und für die damit verbundene Urheberrechtsverletzung unter ande-

                                                

1478 
Marnet, http://www.digi-info.de/de/netlaw/aktuell/seite_3.php; Schneider, http://www.telemedicus.
info/uploads/Dokumente/Markenrhaftung_Foren_Suchmaschinen.pdf, S. 3; Feldmann, MMR 2006,

 744, 747.  
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rem den Gastwirt als Teilnehmer in die Verantwortung genommen.
1479

 Zur Be-

gründung führte das RG die ökonomische und organisatorische Einwirkungs-

möglichkeit des Gastwirtes als Veranstalter an.1480 Auch in der Folgezeit knüpfte 

die Judikatur an diese Kriterien an und bejahte in einer Reihe von Fällen die 

(Mit-)Verantwortlichkeit von Veranstaltern für Urheberrechtsverletzungen.1481 

Eine haftungsbegrenzende Zäsur trat 1972 mit der BGH-Entscheidung „Kon-

zertveranstalter“ ein. Wiederum im Rahmen der Verwendung von Noten durch 

ein Orchester schränkte der BGH die Verantwortlichkeit des Veranstalters dahin 

gehend ein, dass eine Haftung trotz der Schaffung einer adäquat-kausalen Ursa-

che dann ausscheidet, wenn der Veranstalter keine Kenntnis von der Urheber-

rechtsverletzung besitzt und ihm eine Kontrolle der Einhaltung des Urheber-

rechtsgesetzes nicht zugemutet werden kann.1482 

 

Wegweisend für die Inanspruchnahme von Medienunternehmen auf Unterlas-

sung von durch einen Dritten getätigten Äußerungen innerhalb einer Fernseh-

sendung ist die BGH-Entscheidung „Panorama“.1483 Für die Passivlegitimation 

eines Fernsehveranstalters beziehungsweise dessen Moderator in einer Inter-

viewsituation kam der BGH zu dem Ergebnis, dass eine Unterlassungshaftung 

als „Störer“ oder „Schädiger“ durchaus in Betracht komme. Zu beachten seien 

aber die medialen Besonderheiten, wenn das Fernsehen ausschließlich die tech-

nischen Voraussetzungen schafft und nur als „Markt der verschiedenen Ansich-

ten und Richtungen in Erscheinung tritt“.1484 In diesem Falle wäre es mit der 

Rundfunkfreiheit unvereinbar, dass der Veranstalter neben oder gar anstelle des 

eigentlichen Urhebers der Äußerungen in Anspruch genommen werden kön-

ne.1485 Eine Störerhaftung könne allerdings dann eintreten, wenn sich der Veran-

stalter dergestalt mit der Äußerung des Dritten identifiziere, dass die Fremd-

äußerung als eigene Äußerung wirke.1486 Eine solche Identifizierung bestehe  

aber nicht bereits durch die bloße Ausstrahlung einer Sendung, in der sich der 

                                                

1479 
Leistner, GRUR 2006, 801, 802. 

1480 
Leistner, GRUR 2006, 801, 802.  

1481 
Leistner, GRUR 2006, 801, 802. 

1482 
BGH „Konzertveranstalter“, Urt. v. 16.6.1971, Az. I ZR 120/69, GRUR 1972, 141, 142.  

1483 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651.  

1484 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653. 

1485 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653. 

1486 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653 
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Veranstalter nicht durch einen Hinweis von den Äußerungen eines Dritten dis-

tanziert, da der Fernsehzuschauer auch ohne einen derartigen Hinweis die Äuße-

rung dem Sichäußernden und nicht der Fernsehredaktion zuordne.1487 

Eine weitere richtungweisende BGH-Entscheidung stellt das Urteil „Möbelklas-

siker“ aus dem Jahr 1998 dar.1488 Gegenstand war der von einem Urheber bezie-

hungsweise Rechteinhaber gegenüber einem Presseunternehmen geltend ge-

machte Unterlassungsanspruch, Anzeigen für angebliche Möbelplagiate nicht 

erneut in der Zeitung zu veröffentlichen. Der BGH bejahte unabhängig von einer 

Haftung als Täter oder Teilnehmer einen Unterlassungsanspruch für denjenigen, 

„der in irgendeiner Weise - sei es auch ohne Verschulden - willentlich und ad-

äquat-kausal zu einer Urheberrechtsverletzung beigetragen hat“.1489 Da der Stö-

rer jedoch nicht selbst die Verletzungshandlung bewirke, dürfe die Störerhaftung 

nicht ausufern.1490 Soweit der Störer lediglich die organisatorischen oder techni-

schen Mittel für die Rechtsgutverletzung eines anderen bereitgestellt habe, 

komme eine Störerhaftung nur bei der Verletzung zumutbarer Prüfungspflichten 

in Betracht.1491 Um die tägliche Arbeit der Presse nicht über Gebühr zu erschwe-

ren und die zuständigen Redakteure nicht zu überfordern, beschränke sich die 

Überprüfungspflicht bei Anzeigen allerdings auf grobe und unschwer erkennba-

re Verstöße.1492  

b. Die Judikatur des BGH zu Internetsachverhalten 

Die erste BGH-Entscheidung zu Internetsachverhalten stellt das Urteil „ambien-

te.de“ aus dem Jahr 2001 dar.1493 Es betraf die Frage, ob die Denic als Vergabe-

stelle der auf die TLD „.de“ lautenden Internetadressen bei deren Vergabe auf 

                                                

1487 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653.  

1488 
BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/

19990127.htm.  
1489 

BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/

19990127.htm, Abs. 21.  
1490 

BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/

19990127.htm, Abs. 23. 
1491 

BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/

19990127.htm, Abs. 23.  
1492 

BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/

19990127.htm, Abs. 24.  
1493 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm.  
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Unterlassung und Beseitigung in Anspruch genommen werden könne, wenn ein 

Dritter an der Vergabe der jeweiligen Domain die Verletzung seiner Rechte gel-

tend macht. Dies hat der BGH verneint und nahtlos an seine Ausführungen zur 

Störerhaftung in seiner Entscheidung „Möbelklassiker“ angeknüpft.
1494

 Wie 

dort, stellte er auf die Verletzung von Prüfungspflichten ab, deren Umfang sich 

danach bestimmen, „inwieweit dem als Störer Inanspruchgenommenen nach den 

Umständen eine Prüfung zuzumuten ist“.
1495

 Konkret bestehe die Prüfungs-

pflicht seitens der Denic, ob bei der Vergabe der Internetadressen Rechte Dritter 

verletzt werden, wenn aus ihrer Sicht ein offensichtlicher Rechtsverstoß vorlie-

ge.
1496

 Diese Prüfungspflicht bestehe aber nicht bei der automatischen Erstver-

gabe einer Internetadresse, sondern erst dann, wenn die Denic „darauf hingewie-

sen wird, dass die eingetragene Domain-Bezeichnung Rechte Dritter ver-

letzt“.
1497

 Wiederum im Rückgriff auf seine bisherige Rechtsprechung zur Stö-

rerhaftung stellte der BGH im Rahmen der rechtlichen Ausgestaltung der Prü-

fungspflicht auch darauf ab, welche Funktion und Aufgabenstellung der als Stö-

rer Inanspruchgenommene besitzt.
1498

 Bezüglich der Denic konstatierte der Erste 

Senat des BGH, dass diese mit der schnellen und kostengünstigen Vergabe von 

Domains eine öffentliche Aufgabe wahrnehme,
1499

 die den Ausschluss von Prü-

fungspflichten bei der Erstvergabe rechtfertige.
1500

 

 

Rund drei Jahre später nahm der BGH in seiner Entscheidung „Internetverstei-

gerung I“ erneut Stellung zur Störerhaftung.
1501

 Hintergrund war die Klage des 

schweizerischen Uhrenherstellers „Rolex“ gegen eine Internetversteigerungs-

                                                
1494 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm.  
1495 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs. 19.  
1496 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs 20. 
1497 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs 20. 
1498 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs 21. 
1499 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs 23. 
1500 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs 24.  
1501 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668 mit Anm. Hoeren.  
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plattform, mit der der Markeninhaber Unterlassung und Beseitigung des Ver-

kaufs plagiierter Uhren verlangte, die von Dritten auf der Plattform ohne rechtli-

che Prüfung seitens des Internetversteigerungshauses angeboten wurden.
1502

 In 

einem ersten Schritt stellte der Erste Senat des BGH klar, dass die im damaligen 

§ 11 TDG verankerte Haftungsprivilegierung für fremde Informationen (für 

fremde Angebote) keine Anwendung auf Unterlassungsansprüche finde.
1503

 In 

einem zweiten Schritt bejahte er den geltend gemachten Unterlassungsanspruch 

aufgrund der Rechtsfigur des Störers. Für die Voraussetzungen der Störereigen-

schaft knüpfte das Gericht nahtlos an die Entscheidungen „Möbelklassiker“ und 

„ambiente.de“ an. Hinsichtlich der Prüfungspflichten kam der BGH zu dem Er-

gebnis, dass die Zumutbarkeitsgrenze eine Rechtmäßigkeitskontrolle hinsicht-

lich der fremden Angebote vor dem Einstellen ins Internet nicht erlaube. Zur 

Begründung führte er an, dass eine solche Kontrolle bei automatisch eingestell-

ten Fremdinhalten das gesamte Geschäftsmodell in Frage stellen würde.
1504

 

Gleichwohl sei der Anbieter zur Löschung von rechtswidrigen Plagiatangeboten 

verpflichtet, wenn er „auf eine klare Rechtsverletzung hingewiesen worden 

ist“.
1505

 Darüber hinaus habe der Plattformbetreiber Vorsorge zu treffen, „dass es 

möglichst nicht zu weiteren derartigen Markenrechtsverletzungen kommt“.
1506

 

Diese nachgelagerte Pflicht könne der Betreiber „möglicherweise“ durch eine 

Software erfüllen, die entsprechende Verdachtsfälle aufdeckt.
1507

 

 

Kurz darauf bestätigte der BGH in seinem Urteil „Schöner Wetten“ seine Richt-

schnur zur Störerhaftung. Die Entscheidung betraf das Setzen von Hyperlinks 

durch die elektronische Presse innerhalb der Berichterstattung auf eine Home-

                                                
1502 

Ein derartiges Geschäftsmodell bezeichnet der BGH als Fremdversteigerung, BGH „Internetver-

steigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 668, 771 mit Anm. 

Hoeren. 
1503 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 670 mit Anm. Hoeren. 
1504 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 670 mit Anm. Hoeren. 
1505 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 771 mit Anm. Hoeren. 
1506 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 771 mit Anm. Hoeren. 
1507 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 771 mit Anm. Hoeren. 
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page, die rechtswidrige Inhalte enthielt.
1508

 Hinsichtlich der Prüfungspflichten 

komme es bei Verlinkungen im Internet unter anderem auf die Kenntnis des 

Linksetzenden von jenen Umständen an, die für einen rechtswidrigen Inhalt der 

verlinkten Seite sprechen würden und welche Möglichkeiten dem Verlinkenden 

zur Seite standen, die Rechtswidrigkeit erkennen zu können.1509 Bezüglich des 

Aufrechterhaltens eines Hyperlinks zu einer Homepage mit unzulässigen Inhal-

ten nimmt der BGH eine Störerhaftung dann an, wenn der Linksetzende trotz 

„Abmahnung oder Klage“ die Verlinkung weiter im Angebot belässt, obwohl 

eine ihm zumutbare Überprüfung die Rechtswidrigkeit des fremden Inhalts er-

geben hätte.1510 Gleichwohl hat der BGH für beide Varianten deutlich gemacht, 

dass die Prüfungspflicht nicht überspannt werden dürfe, da auch die Meinungs- 

und Pressefreiheit zu berücksichtigen sei.1511  

Die jüngste Entscheidung des BGH betraf abermals Markenverletzungen in 

Fremdversteigerungen. In dem als „Internetversteigerung II“ bezeichneten Urteil 

wiederholt der BGH nahezu wörtlich seine in der Entscheidung „Internetverstei-

gerung I“ aufgestellten Grundsätze zur allgemeinen Störerhaftung und den Prü-

fungspflichten.1512 

c. Analyse der Judikatur 

Ausgehend von der Entscheidung „Konzertveranstalter“ bemisst sich die Störer-

haftung zuvörderst nach der Verletzung zumutbarer Prüfungspflichten. Für den 

Umfang der Prüfungspflicht kommt es dabei auch auf die Funktion und die Auf-

gabenstellung des als Störer Inanspruchgenommenen an, wobei insbesondere 

auch die Wahrnehmung einer öffentlichen Aufgabe zu berücksichtigen ist.1513 

Aufgrund der Bedeutung der Meinung- und Pressefreiheit sind zudem die jewei-

                                                

1508 
BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529 mit Anm. Hoffmann.  

1509 
BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1510 

BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1511 

BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1512 

BGH „Internetversteigerung II“, Urt. v. 19.4.2007, Az. I ZR 35/04, MMR 2007, 507 mit Anm. 

Spindler. 
1513 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 215/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs. 21 und Abs. 23.  
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ligen medialen Besonderheiten in Rechnung zu stellen.
1514

 So scheidet eine Stö-

rerhaftung dann aus, wenn der Medienveranstalter nur die technische Plattform 

bereitstellt und selbst nur als „Markt der verschiedenen Ansichten und Richtun-

gen in Erscheinung tritt“.1515 Daran fehlt es aber, wenn sich der Veranstalter 

durch entsprechende Handlungen mit den Fremdäußerungen in der Weise identi-

fiziert, dass die Äußerungen des Dritten als seine eigenen anzusehen sind.1516 

Auch unter Berücksichtigung der Meinungs- und Pressefreiheit tritt ferner eine 

Störerhaftung ein, wenn der Inanspruchgenommene trotz eindeutigen Hinweises 

auf die Rechtswidrigkeit mittels einer Abmahnung oder Klage untätig bleibt, 

obwohl ihm nunmehr eine Prüfung zuzumuten ist.1517 

d. Ergebnis zu III., 2.  

Es bleibt also festzuhalten, dass es auf die Kenntnis des Störers von der fremden 

Rechtsgutverletzung ankommt. Welche Kenntnis er besitzen muss, hängt wie-

derum von den zumutbaren Prüfungspflichten ab. Hierbei ist zwischen automati-

sierten Verfahren und aktivem Handeln im Sinne einer inhaltlichen Eigenaktivi-

tät1518 zu unterscheiden.1519  

Bei einem Verfahren, bei dem Dritte unabhängig vom Betreiber Inhalte auf des-

sen Plattform einstellen, ist eine vorherige Rechtmäßigkeitskontrolle der frem-

den Inhalte unzumutbar.1520  

Bei einem aktiven Handeln, wie dem Setzen von Hyperlinks, bestehen, je nach 

Fallgestaltung, eingeschränkte vorherige Prüfungspflichten.1521 Sobald der Stö-

rer jedoch Kenntnis von fremden rechtswidrigen Inhalten besitzt, ist er zum 

                                                

1514 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653. 

1515 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653. 

1516 
BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653.  

1517 
BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann.  
1518 

Vgl. Witte, ITRB 2007, 87, 88 
1519 

Leistner, GRUR 2006, 801, 806. 
1520 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 670 mit Anm. Hoeren. 
1521 

BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
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Handeln verpflichtet.
1522

 Er ist einerseits zur Löschung verpflichtet und hat an-

dererseits Vorsorge zu treffen, dass es zukünftig nicht zu gleichartigen Rechts-

gutverletzungen kommt.1523 

3. Judikatur des BGH zu Internetforen 

Jüngst äußerte sich der BGH in seiner Entscheidung „Meinungsäußerung im In-

ternetforum“ explizit zur Störerhaftung eines Forenbetreibers, der für fremde 

beleidigende Äußerungen eines Dritten im Forum auf Unterlassung in Anspruch 

genommen wurde.1524 Der BGH gab der Klage statt, da der Forenbetreiber 

Kenntnis von den beiden rechtswidrigen Beiträgen besaß. Die Besonderheit des 

Sachverhalts liegt darin, dass der Klage stattgegeben wurde, obwohl dem Kläger 

die Identität des ihn beleidigenden Dritten bekannt war. Da fremde Kommentare 

in Weblogs juristisch mit fremden Beiträgen in Internetforen gleichzustellen 

sind, werden die Entscheidungsgründe dargelegt und anschließend gewürdigt.  

Eine Analyse, welche Prüfungspflichten einem Weblog-Betreiber zuzumuten 

sein könnten, erfolgt unter III., 4.  

a. Die Entscheidung „Meinungsäußerung im Internetforum“ 

Ebenso wie insbesondere in den Entscheidungen „Internetversteigerung I“ und 

„Internetversteigerung II“ lehnte der BGH eine Haftungsprivilegierung des Fo-

renbetreibers nach § 10 TMG ab und stützte die Stattgabe der Klage auf die Stö-

rerfigur.1525  

Auch eine analoge Anwendung der haftungsbefreienden Grundsätze aus der 

Entscheidung „Panorama“ verneinte der Sechste Senat des BGH. Ein Haftungs-

ausschluss für rechtswidrige Äußerungen eines Dritten in einer Live-Sendung 

komme nur dann in Betracht, wenn der Fernsehveranstalter technisch nur den 

                                                

1522 
BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 771 mit Anm. Hoeren; BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 

2004, 529, 531 mit Anm. Hoffmann 
1523 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 771 mit Anm. Hoeren. 
1524 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518. 
1525 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518. 
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„Markt der Meinungen“ bereitstelle. Die Haftungsprivilegierung scheide aber 

für den Fall der Wiederholung der jeweiligen Sendung aus, da dem Veranstalter 

insoweit die Möglichkeit zur Seite stehe, „die (erneute) Verbreitung von Äuße-

rungen Dritter zu verhindern“.1526 Dieser Sachverhalt liege bei Internetforen 

gleichfalls vor, solange dem Betreiber die Rechtsverletzung bekannt ist und er 

diese nicht unterbinde.1527 Das Unterlassen der Entfernung der rechtswidrigen 

Äußerung sei mit dem Fall gleichzusetzen, dass das Fernsehen eine ehrverlet-

zende Sendung nach der erfolgten Erstausstrahlung ohne Änderungen nochmals 

sendet.1528 Ähnlich wie bei Fernsehaufzeichnungen bleibe der Forenbetreiber 

weiterhin „Herr des Angebots“ und habe weiterhin den nachträglichen Zugriff 

auf das gesamte Angebot.1529 Letztens sei es nach Auffassung des BGH unbe-

achtlich, dass der Forenbetreiber keine Prüfungspflichten verletzt habe, da er 

nach „allgemeinem Zivilrecht zur Beseitigung und damit zur Unterlassung zu-

künftiger Rechtsverletzungen verpflichtet“ sei.1530 

An der rechtlichen Verantwortung des Forenbetreibers ändere sich auch dann 

nichts, wenn dem Verletzten die Identität des Autors des ehrverletzenden Bei-

trags bekannt sei.1531 Zur Begründung zog der BGH die Pressehaftung heran, 

wonach auch der Verleger die Quelle, aus der die Ehrverletzung stammt, be-

herrscht und deshalb neben dem Journalisten des beanstandeten Artikels ver-

antwortlich sei.1532 

                                                

1526 
BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519.  
1527 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519. 
1528 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519. 
1529 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519.  
1530 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519.  
1531 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519.  
1532 

BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519.  
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b. Würdigung 

Die BGH-Entscheidung enthält die zwei wesentlichen Aussagen der Nichtan-

wendung des Privilegs für Live-Sendungen und die Nichtberücksichtigung der 

Subsidiarität, wonach zuerst der Rechtsverletzer und dann der Störer in An-

spruch zu nehmen ist. 

aa. Nichtanwendung des Privilegs für Live-Sendungen 

Das die Störerhaftung ausschließende Privileg bei Live-Sendungen basiert letzt-

endlich auf dem Grundgedanken der Sachherrschaft. Eine Verantwortlichkeit 

muss immer dann ausscheiden, wenn der Inanspruchgenommene keine oder nur 

geringe tatsächliche Möglichkeiten zur Verhinderung einer Rechtsgutverletzung 

besitzt, die durch einen Dritten begangen wird. Hier sei die Parallele zu Kopier-

läden angeführt. Der Inhaber eines derartigen Geschäfts leistet durch das Bereit-

halten der Kopiergeräte einen willentlichen und adäquat-kausalen Beitrag für 

fremde Urheberrechtsverletzungen. Seine Sachherrschaft ist aber äußerst be-

schränkt, da er nicht jeden Kunden überprüfen kann, ob dieser im Besitz der je-

weils erforderlichen Rechte ist. Folgerichtig scheidet eine Störerhaftung für ihn 

aus.1533 Für Live-Sendungen im Fernsehen oder im Hörfunk gilt nichts anderes. 

Auch dort ist die Sachherrschaft des Veranstalters beziehungsweise des Modera-

tors äußerst gering. Bei Berücksichtigung der medialen Besonderheit eines In-

terviews oder einer Live-Diskussion bleibt dem Moderator keine andere Mög-

lichkeit, die Äußerung des Dritten schlicht unbeantwortet zu lassen oder diesen 

zu fragen, ob er sich der Tragweite seiner Aussage bewusst sei. Dies rechtfertigt 

eine Haftungsfreistellung, solange nicht weitere Handlungen hinzutreten, die 

eine Identifizierung mit der Drittäußerung bewirken. Die Sachherrschaft ist - 

dies betont der Sechste Senat des BGH zu Recht - in einem Internetforum anders 

ausgestaltet.1534 Der Betreiber eines Forums bleibt in der Tat „Herr des Ange-

bots“ und kann nach der getätigten Äußerung weiterhin auf den Inhalt zugrei-

                                                

1533 
BGH „Kopierläden“, Urt. v. 9.6.1983, Az. I ZR 70/81, GRUR 1984, 54, 55.  

1534 
In diese Richtung auch Spindler, der von der Möglichkeit der Beeinflussbarkeit der Beiträge 

spricht, Spindler, MMR 2007, 511, 513.  



 

 

- 417 - 

fen.
1535

 Er kann folglich die rechtswidrige Äußerung löschen, so dass zumindest 

erst einmal im Forum selbst eine Perpetuierung der Rechtsgutverletzung verhin-

dert wird. Daran mangelt es aber dem Moderator in einer Live-Sendung. Er kann 

das Geschehene eben nicht mehr rückgängig machen. Die Äußerung ist getätigt 

und nahezu zeitgleich von einer unbestimmten Zahl von Zuschauern bezie-

hungsweise Zuhörern wahrgenommen worden. Dort bleibt die Äußerung haften. 

Der Moderator kann nicht mehr eingreifen, um diesem Zustand Abhilfe zu leis-

ten. Anders stellt sich der Kommunikationsprozess in einem Internetforum dar. 

Der Forenbetreiber besitzt auch nach einer Meinungsäußerung weiterhin die 

technische Möglichkeit des Zugriffs auf die Drittäußerung.  

Es vermag nicht zu überzeugen, wenn bei einem Internetforum eine mit Live-

Sendungen vergleichbare Lage angenommen und dies damit begründet wird, es 

handle sich bei einem Internetforum um einen „Markt der Meinungen“ und der 

Teilnehmer erkenne, dass es sich um eine fremde Äußerung und nicht um die 

des Betreibers handle.1536 Diese Argumentation verkennt den wahren Grund der 

Haftungsprivilegierung von Live-Sendungen. Dieser liegt in der fehlenden 

Sachherrschaft, die ein nachträgliches Revidieren nicht zulässt. Eine solche ist 

bei einem Internetforum jedoch zweifelsfrei gegeben.  

Der Nichtanwendung des Privilegs für Live-Sendungen auf Internetforen ist so-

mit zuzustimmen. 

bb. Nichtberücksichtigung des Subsidiaritätsgrundsatzes 

Der Sechste Senat des BGH hat den Grundsatz, dass primär derjenige, der die 

Äußerung tatsächlich getätigt hat, nach Bekanntwerden seiner Identität vor dem 

Forenbetreiber in Anspruch zu nehmen sei, abgelehnt. Fraglich ist, ob die Nicht-

berücksichtigung des Subsidiaritätsgrundsatzes sachgerecht ist.  

Dagegen könnte das allgemeine Rechtsprinzip, dass der tatsächliche Verletzer 

zuerst in Anspruch zu nehmen ist, sprechen.1537 Diesem ist aber die Besonder-

heit von Internetforen entgegenzuhalten. Die Rechtsverletzung wird zwar durch 

                                                

1535 
BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 

518, 519. So auch für die Lit. Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 222.  
1536 

OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.4.2006, Az. I-15 U 180/05, MMR 2006, 553, 555. 
1537 

In diese Richtung OLG Düsseldorf, Urt. v. 26.4.2006, Az. I-15 U 180/06, MMR 553, 555. 
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den Dritten als Verletzer verwirklicht. Da der Forenbetreiber aber weiterhin als 

„Herr des Angebots“ über die technischen Möglichkeiten zur Beseitigung der 

Rechtsverletzung verfügt, ist er derjenige, der de facto die Rechtsgutsverletzung 

beenden kann. Dies rechtfertigt eine Abweichung von dem oben genannten all-

gemeinen Grundsatz. 

Gegen die Anwendung des Subsidiaritätsgrundsatzes könnte eingewendet wer-

den, dass die Nachrangigkeit der Haftung dem Gesetz unbekannt ist.
1538

 Dem 

kann aber nicht gefolgt werden, da das Gesetz auch nicht die Rechtsfigur des 

Störers kennt, so dass eine Rechtsfortbildung für die Anwendung des Subsidiari-

tätsgegendanken innerhalb der Störerhaftung nicht per se der Weg versperrt ist. 

Gleichwohl ist der Nichtberücksichtigung des Subsidiaritätsgrundsatzes durch 

den Sechsten Senat des BGH zuzustimmen. Maßgeblich dafür ist die Vollstre-

ckungsproblematik. Soweit der Betroffene gegen den Verletzer einen Vollstre-

ckungstitel erwirkt, entfaltet dieser nur Wirkung inter partes und nicht inter om-

nes. Wendet sich der Verletzer an den Forenbetreiber, besteht für diesen auf-

grund der fehlenden Erstreckungswirkung des Titels keine Rechtspflicht, die 

begehrte Löschung vorzunehmen. Der Betroffene müsste vielmehr einen zwei-

ten Titel gegen den Forenbetreiber erwirken. Diesen würde er aber bei Geltung 

des Subsidiaritätsgrundsatzes nicht erhalten.  

cc. Ergebnis zu III., 3. b.  

Dem Sechsten Senat ist in der Nichtanwendung des Privilegs für Live-

Sendungen im Fernsehen und der Nichtberücksichtigung des Subsidiaritäts-

grundsatzes zuzustimmen.  

 

Prägend für das Haftungsprivileg in Live-Sendungen ist die nicht bestehende 

beziehungsweise äußerst geringe Sachherrschaft für fremde rechtswidrige Äuße-

rungen im Fernsehen, da der Veranstalter beziehungsweise der Moderator auf-

grund der medialen Besonderheiten von Live-Sendungen keinen Einfluss auf die 

Äußerungen des Dritten hat. Die Privilegierung entfällt beim Fernsehen hinge-

gen bei einer Wiederholung der Sendung einschließlich der rechtswidrigen Äu-

                                                

1538 
Volkmann, K&R 2007, 396, 399.  
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ßerungen, da in diesem Fall eine Sachherrschaft besteht. Bei Internetforen ver-

hält es sich ähnlich, da der Betreiber weiterhin „Herr des Angebots“ bleibt und 

auch nach der getätigten Äußerung Zugriff auf die fremde Äußerung besitzt.  

 

Für die Nichtberücksichtigung des Subsidiaritätsgrundsatzes ist gleichfalls das 

Faktum heranzuziehen, dass der Forenbetreiber „Herr des Angebotes“ bleibt und 

die rechtswidrige Äußerung löschen kann. Wollte man den Betroffenen auf die 

Inanspruchnahme des Verletzers verweisen, ergibt sich innerhalb der Vollstre-

ckung das Problem, dass sich der gegen den Verletzer erwirkte Titel nicht auf 

den Forenbetreiber erstreckt. Soweit dieser die Löschung verweigert, muss der 

Betroffene einen zweiten Vollstreckungstitel gegen den Forenbetreiber erwir-

ken. Diesen würde er aber bei der Geltung des Subsidiaritätsgrundsatzes nicht 

erhalten.  

4. Transformation der BGH-Judikatur auf die Haftung für fremde Kom-

mentare in Weblogs 

Der BGH hat in seiner Entscheidung „Meinungsäußerung im Internet“ keine 

Aussagen darüber getroffen, ob dem Forenbetreiber eine Prüfungspflicht dahin 

gehend obliegt, sich von möglichen Rechtsverstößen aktiv Kenntnis verschaffen 

zu müssen. Auch hat er keine Ausführungen dahin gehend getroffen, welche 

Prüfungspflichten für den Fall der Kenntnis bestehen.  

Folglich muss für die Störerhaftung für fremde Kommentare in Weblogs auf die 

zuvor ergangene Judikatur des BGH zurückgegriffen werden. Dabei stellen sich 

die beiden folgenden Fragen: Bestehen für den Weblog-Inhaber zumutbare akti-

ve Prüfungspflichten zur Kenntnisnahme rechtswidriger Kommentare (im weite-

ren Verlauf als proaktive Überprüfungspflicht bezeichnet)? Und zweitens: Wel-

che Prüfungspflichten treffen ihn, wenn er Kenntnis von einem fremden recht-

lich unzulässigen Kommentar erlangt hat (im nachfolgenden als postaktive Prü-

fungspflicht bezeichnet)? 

 

Festzuhalten bleibt an dieser Stelle, dass die vom BGH in ständiger Rechtspre-

chung verneinte Haftungsprivilegierung für Unterlassungsansprüche nach dem 

damals geltenden TDG weiterhin Bestand hat. Hintergrund dafür ist, dass die 
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Regelungen aus dem TDG wortwörtlich in das jetzt geltende TMG übernommen 

wurden.
1539

  

a. Judikatur zu proaktiver Prüfungspflicht 

Der BGH verneint grundsätzlich eine Haftung bei fehlender Kenntnis rechtswid-

riger Inhalte, soweit es sich um ein automatisiertes Verfahren handelt und der 

Hostprovider nicht selbst aktiv in die Handlungen von Dritten eingreift.
1540

 

Gleichwohl geht er von vorgelagerten eingeschränkten Prüfungspflichten aus, 

soweit ein aktives Handeln vorliegt. So beispielsweise bei dem Setzen von 

Hyperlinks.1541
  

 

Ausgangspunkt von Diskussionen in Weblogs bildet regelmäßig der erste Bei-

trag. Dieser wird vom Weblog-Inhaber verfasst und von den Kommentatoren 

diskutiert. Setzt man diesen Umstand in Beziehung zur Judikatur des BGH be-

züglich des Setzens von Hyperlinks, liegt ein aktives Handeln vor. Dies könnte 

eine eingeschränkte Überprüfungspflicht vor tatsächlicher Kenntnis nach sich 

ziehen. Gleichwohl ist zu beachten, dass der BGH innerhalb der Ausdifferenzie-

rung der Störerhaftung immer mediale Besonderheiten1542 sowie die Funktion 

und Aufgabenstellung des als Störer Inanspruchgenommenen1543 berücksichtigt. 

Dies eröffnet den Weg, wonach eine Prüfungspflicht vor Kenntnis der fremden 

Kommentare beim Vorliegen tragfähiger Argumente dem Weblog-Inhaber un-

zumutbar sein könnte. 

                                                

1539 
I. E. auch BGH „Internetversteigerung II“, Urt. v. 19.4.2007, Az. I ZR 35/04, MMR 2007, 507, 

508 mit Anm. Spindler. So auch BGH „Meinungsäußerung im Internetforum“, Urt. v. 27.3.2007, 

Az. VI ZR 101/06, MMR 2007, 518. 
1540 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 
668, 670 mit Anm. Hoeren. 

1541 
BGH „Schöner Wetten“, Urt. v. 1.4.2004, Az. I ZR 317/01, MMR 2004, 529, 531 mit Anm. Hoff-

mann. 
1542 

BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653. 
1543 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs. 21. 
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(1) Bestehen einer proaktiven Prüfungspflicht für Weblog-Inhaber 

Auch wenn § 7 Abs. 2, S. 1 TMG eine allgemeine Überwachungs- und Nachfor-

schungspflicht ausschließt, könnte sich eine proaktive Überprüfungspflicht aus 

den allgemeinen Sicherheitspflichten bei der Eröffnung von Gefahrenquellen 

ergeben. In Betracht käme insofern der Gedanke aus § 7 StVG, wonach der Hal-

ter eines Fahrzeuges allein aufgrund der Gefährlichkeit des Straßenverkehrs ei-

nem Verletzten zum Schadensersatz verpflichtet ist.1544 Dieser Ausgangspunkt 

könnte auch für fremde rechtswidrige Kommentare herangezogen werden, da 

der Weblog-Inhaber allein durch die Eröffnung des Weblogs eine Gefahrenquel-

le schafft.1545 Demnach könnte dem Betreiber eines Weblogs die Überprüfung 

aller eingestellten Kommentare zugemutet werden.1546 Dafür spricht zudem, dass 

derjenige, der eine Gefahrenquelle eröffnet, durch technische und personelle 

Mittel deren Beherrschbarkeit sicherstellen muss.1547 Dem kann jedoch nicht 

gefolgt werden. Hier wird nicht die Funktion und die Aufgabenstellung des als 

Störer Inanspruchgenommenen in Rechnung gestellt, was aber gleichfalls Vor-

aussetzung ist.1548 Die hier interessierenden Weblogs sind Teil der elektroni-

schen Presse und unterfallen somit der verfassungsrechtlich verbürgten Presse-

freiheit. Aufgabe der Presse ist die umfassende Bereitstellung von Informatio-

nen, die eine unabhängige und individuelle Meinungsbildung des Bürgers ge-

währleistet.1549 Der Schutzbereich umfasst dabei alle pressemäßigen Tätigkeiten, 

die von der „Beschaffung der Information bis zur Verbreitung der Nachrichten 

und Meinungen“ reichen.1550 Eine Kontrolle aller Kommentare ist damit nicht in 

Einklang zu bringen. Es besteht die Gefahr, dass der Weblog-Inhaber aufgrund 

drohender Haftungsrisiken vorschnell fremde Kommentare löschen wird, so 

                                                

1544 
LG Hamburg, Urt. v. 2.12.2005, Az. 324 O 721/06, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060070.htm, 

Abs. 33.  
1545 

LG Hamburg, Urt. v. 2.12.2005, Az. 324 O 721/06, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060070.htm, 

Abs. 33.  
1546 

So ausdrücklich für fremde Forenbeiträge LG Hamburg, Urt. v. 2.12.2005, Az. 324 O 721/06, 

http://www.jurpc.de/rechtspr/20060070.htm, Abs. 35. 
1547 

LG Hamburg, Urt. v. 2.12.2005, Az. 324 O 721/06, http://www.jurpc.de/rechtspr/20060070.htm, 

Abs. 34. 
1548 

BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs. 21. 
1549 

BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230, NJW 1966, 1603, 1604.  
1550 

BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230, NJW 1966, 1603, 1604.  
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dass keine verfassungsrechtlich intendierte umfassende Informationsbereitstel-

lung stattfindet. Dem Bürger würden somit fremde Meinungen vorenthalten, die 

ihm zur Bildung einer eigenen Meinung hätten dienen können. Damit verbunden 

würde sich der Weblog-Inhaber bei einer bestehenden proaktiven Prüfungs-

pflicht einer Selbstzensur unterwerfen, um Haftungsansprüche auszuschließen. 

Dies ist nicht mit den Wertungen des in Art. 5 Abs. 1, S. 3 GG verankerten Zen-

surverbots zu vereinbaren. Gleichfalls wird vollständig außer Acht gelassen, 

dass die Presse auch „einen möglichst umfassenden und offenen Kommunikati-

onsprozess“ gewährleistet soll.
1551

 Gerade Weblogs mit ihrer Kommentarfunkti-

on garantieren in besonders prägnanter Weise einen offenen, von staatlichem 

Einfluss unberührten Kommunikationsprozess. Der Erstbeitrag des Weblog-

Inhabers eröffnet eine Diskussion, an der sich unbegrenzt viele Kommentatoren 

beteiligen und neue Wertungen einbringen können. Diese offene und fast in 

Echtzeit stattfindende Kommunikation wäre bei einer proaktiven Prüfungs-

pflicht für alle Kommentare unmöglich.  

 

Für eine proaktive Prüfungspflicht könnte jedoch sprechen, dass der Weblog-

Inhaber durch seinen Erstbeitrag selbst an der Kommunikation teilnimmt. Somit 

könnte von ihm zu verlangen sein, sich von allen Kommentaren Kenntnis zu 

verschaffen.
1552

 Auch dem kann nicht zugestimmt werden. Diese Auffassung 

blendet die stets zu beachtenden medialen Besonderheiten vollständig aus.
1553

 Es 

ist anerkannt, dass ein Diensteanbieter im Internet zur Verhinderung rechtswid-

riger Inhalte nicht jeden nur denkbaren Aufwand betreiben muss.
1554

 Abzustellen 

ist vielmehr auf einen wirtschaftlich zumutbaren Aufwand. Die hier interessie-

renden Weblog-Inhaber verfolgen keine ökonomischen Interessen und handeln 

als Einzelperson. Eine proaktive Prüfungspflicht ist ihnen wirtschaftlich folglich 

nicht zumutbar. Damit verbunden muss abermals die Presse und ihre öffentliche 

Aufgabe der Bereitstellung umfassender Informationen angeführt werden. Eben-

so wie Foren-Betreiber darf der Inhaber eines Weblogs rechtlich nicht dergestalt 

                                                
1551 

BVerfG „Werkszeitung“, Beschl. v. 8.10.1996, Az. 1 BvR 1183/90, BVerfGE 95, 28, NJW 1997, 

386, 388.  
1552 

In diese Richtung OLG München, Urt. v. 17.5.2002, Az. 21 U 5569/01, MMR 2002, 611, 612. 
1553 

BGH „Panorama“, Urt. v. 6.4.1976, Az. VI ZR 246/74, GRUR 1976, 651, 653.  
1554 

LG München, Urt. v. 19.4.2007, Az. 7 O 3950/07, http://www.kremer-legal.com/wp-content/

uploads/2007/04/lg_muenchen_i_7_o_3950_07.pdf.  
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mit Prüfungspflichten belastet werden, dass dieses Übermaß die konkrete Gefahr 

bewirkt, ein Weblog erst gar nicht zu eröffnen oder ein bereits bestehendes zu 

schließen.1555  

 

Eine proaktive Prüfungspflicht könnte sich jedoch aus einer Parallele zur ge-

druckten Presse ergeben, wonach eine weite Prüfungspflicht für Leserbriefe und 

eine eingeschränkte Prüfungspflicht für Anzeigen besteht, die für letztere auf 

grobe und unschwer erkennbare Rechtsverstöße begrenzt ist.1556  

Dem kann jedoch wegen der Grundkonzeption von Weblogs nicht gefolgt wer-

den. Anders als bei Leserbriefen und bei Anzeigen, für die eine kognitive Frei-

gabe verlangt ist,1557 werden Kommentare in Weblogs ungefiltert und ohne Ein-

fluss des Weblog-Inhabers veröffentlicht. Dies ist auch gerade vom Weblog-

Inhaber und den Kommentatoren gewünscht, damit sich eine Diskussion mög-

lichst in Echtzeit und somit eine freie sowie ungehemmte Diskussion entwickeln 

kann. Damit gewährleisten Weblogs mit aktivierter Kommentarfunktion genau 

jene weitere Aufgabe der Presse - die Gewährleistung „eines möglichst umfas-

senden und offenen Kommunikationsprozesses“.1558  

 

Hinsichtlich der proaktiven Prüfungspflicht ist an dieser Stelle nochmals die Ju-

dikatur des BGH in den Blick zu nehmen. Eine derartige Pflicht lehnt der BGH 

für Internetsachverhalte bei automatisierten Verfahren mit der Begründung ab, 

da ansonsten das gesamte Geschäftsmodell in Frage gestellt würde.1559 Dabei 

darf allerdings nicht die feine, aber wichtige Differenzierung des finanziellen 

Eigeninteresses übersehen werden. So unterscheidet der BGH, ob der Störer et-

wa aufgrund von Provisionen ein ökonomisches Interesse verfolgt oder ein rein 

ideelles. In der Entscheidung „ambiente.de“ stellte er die Vergabestelle Denic in 

einem weiten Maße von Prüfungspflichten frei, da sie die ideelle und im öffent-

                                                
1555 

So für Internetforen OLG Düsseldorf, Urt. v. 7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 2006, 618, 619 

mit Anm. Eichelberger. Ebenso die Lit., vgl. Feldmann, MMR 2006, 744, 747.  
1556 

BGH „Möbelklassiker“, Urt. v. 15.10.1998, Az. I ZR 120/96, http://www.jurpc.de/rechtspr/
19990127.htm, Abs. 24.  

1557 
OLG Hamburg, Urt. v. 22.8.2006, Az. 7 U 50/06, ZUM 2006, 754, 755 mit Anm. Schmelz. 

1558 
BVerfG „Werkszeitung“, Beschl. v. 8.10.1996, Az. 1 BvR 1183/90, BVerfGE 95, 28, NJW 1997, 

386, 388.  
1559 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 671 mit Anm. Hoeren. 
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lichen Interesse stehende Aufgabe der schnellen und kostengünstigen Vergabe 

von Internetadressen erfülle.
1560

 Onlineanbieter von Fremdversteigerungen stellt 

er zwar auch von einer proaktiven Prüfungspflicht frei. Er unterwirft sie aber bei 

Kenntnis von Rechtsverstößen einer sehr weiten postaktiven Prüfungspflicht, 

wonach sicherzustellen ist, dass es nicht mehr zu gleichartigen Rechtsverletzun-

gen kommt.1561  

 

Nimmt man diese Differenzierung zum Ausgangspunkt, so es ist bereits auf-

grund der Wahrnehmung der im öffentlichen Interesse stehenden Aufgabe der 

umfassenden Bereitstellung von Informationen durch Weblogs als Teil der  

elektronischen Presse gerechtfertigt, sie von einer proaktiven Überprüfungs-

pflicht auszunehmen. Das gleiche Ergebnis ergibt sich im Vergleich zu den On-

lineanbietern mit finanziellen Eigeninteressen. Sie unterliegen nur deshalb kei-

ner proaktiven Prüfungspflicht, weil aufgrund des automatisierten Einstellens 

fremder Informationen das gesamte Geschäftsmodell in Frage gestellt werden 

würde. Hier werden also lediglich ökonomische Aspekte ins Feld geführt. Eine 

Gleichbehandlung von derartigen Anbietern und Weblogs hat vorliegend bereits 

deshalb stattzufinden, weil sich Weblog-Inhaber auf die verfassungsrechtlich 

verbrieften Kommunikationsgrundrechte berufen können;1562 genannte kommer-

zielle Anbieter aber nicht.1563 

 

Gegen eine proaktive Prüfungspflicht spricht auch das Verhältnis der Anzahl der 

gesamten Weblogs im Verhältnis zu rechtswidrigen Kommentaren. In diesem 

Verhältnis stellen rechtswidrige Kommentare Ausnahmen dar. Es handelt sich 

juristisch betrachtet um „Ausreißer“.1564 Für derartige Ausreißer ist bei der in-

dustriellen Produktherstellung eine Haftungsbegrenzung dergestalt anerkannt, 

dass eine Haftung für einzelne „Ausreißer“ ausscheidet.1565 Warum dies bei 

rechtswidrigen Äußerungen in Weblogs anders sein soll, vermag nicht zu über-

                                                

1560 
BGH „ambiente.de“, Urt. v. 17.5.2001, Az. I ZR 251/99, http://www.jurpc.de/rechtspr/

20010220.htm, Abs. 23. 
1561 

BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 671/672 mit Anm. Hoeren. 
1562 

Vgl. für die gleiche Argumentation zu Internetforen Rössel, ITRB 2007, 174, 175.  
1563 

S. zur ähnlichen Begründung Feldmann, MMR 2006, 744, 748. 
1564 

Vgl. für Beiträge in Internetformen Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 221 in FN 20.  
1565 

Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 221 in FN 20. 
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zeugen. Es ist nicht in Abrede zu stellen, dass es zu unzulässigen Fremdäuße-

rungen kommt. Aber im Verhältnis zur Vielzahl der Äußerungen handelt es sich 

tatsächlich nur um „Ausreißer“. Als Beispiel seien die Foren bei „Heise-Online“ 

angeführt, die aufgrund ihrer Intention Kommentaren in Weblogs juristisch 

gleichgestellt werden können. Dort werden monatlich mehr als 200.000 Beiträge 

eingestellt.1566 Zu Rechtsverstößen ist es bisher äußerst selten gekommen.  

Auch die Parallele zu den „Ausreißer-Fällen“ rechtfertigt die Ablehnung einer 

proaktiven Prüfungspflicht für Weblogs.  

 

Letztens spricht auch die verfassungsrechtlich garantierte Informationsfreiheit 

für die Ablehnung einer proaktiven Prüfungspflicht.1567 Weblogs stellen im Ver-

hältnis zur traditionellen Presse eine alternative, neue und kostenlose Informati-

onsquelle dar und berücksichtigen aufgrund ihrer Gesamtheit auch Randgebiete 

und tragen somit zur Informationsvielfalt bei. Die Neuartigkeit der Informati-

onsquelle „Weblog“ manifestiert sich insbesondere in der Kommentarfunktion. 

Kommentatoren veröffentlichen aufgrund dieses neuen, offenen und freien 

Kommunikationskanals Informationen, die der traditionellen Presse aufgrund zu 

befürchtender Nachteile möglicherweise nicht mitgeteilt würden. Wollte man 

Weblog-Inhaber einer proaktiven Prüfungspflicht unterwerfen, würde sich der 

aufgezeigte Mehrwert für die Informationsfreiheit auflösen, weil das Haftungsri-

siko zu groß wäre. 

(2) Ergebnis zu III., 4., a.  

Eine proaktive Prüfungspflicht hinsichtlich der Rechtmäßigkeit aller eingestell-

ten Kommentare vor tatsächlicher Kenntnisnahme ist abzulehnen.1568 Auch 

wenn in § 7 Abs. 2, S. 1 TMG keine Überwachungs- und Nachforschungspflich-

ten normiert sind, könnte eine vorherige Prüfungspflicht aus dem allgemeinen 

Gedanken der Haftung für die Eröffnung einer Gefahrenquelle folgen. Dem 

                                                

1566 
Bleich, c´t 19/2006, 60.  

1567 
Für die folgende Argumentation vgl. Ausführung D., I., 1. der Arbeit.  

1568 
So i. E. auch die Rspr. für Internetforen und Meinungsplattformen, vgl. OLG Hamburg, Urt. v. 

22.8.2006, Az. 7 U 50/06, ZUM 2006, 754, 755 mit Anm. Schmelz; OLG Düsseldorf, Urt. v. 

7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 2006, 618, 619 mit Anm. Eichelberger; LG Berlin, Urt. v. 

31.5.2007, Az. 27 S 2/07, http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_2007_243.pdf. 
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kann jedoch nicht gefolgt werden, da dies der Funktion und der Aufgabe von 

Weblogs nicht gerecht wird. Die Weblogs als Teil der elektronischen Presse 

stellen auch die umfassende Bereitstellung von Informationen sicher, damit sich 

der Bürger aus verschiedensten Meinungen selbst eine eigene Meinung bilden 

kann. Eine proaktive Prüfungspflicht birgt die Gefahr, dass Weblog-Inhaber 

vorschnell fremde Kommentare löschen und damit die umfassende Bereitstel-

lung von Informationen nicht mehr sichergestellt ist. Die bestehenden, unüber-

schaubaren Haftungsrisiken bewirken nicht selten eine Selbstzensur des Web-

log-Inhabers. Dies ist nicht mit den Wertungen des Zensurverbots in Art. 5 Abs. 

1, S. 3 GG zu vereinbaren. Die voreilige Löschung bewirkt darüber hinaus, dass 

Weblogs nicht mehr „einen möglichst umfassenden und offenen Kommu-

nikationsprozess“ gewährleisten würden. Dies stellt jedoch auch eine wesentli-

che Aufgabe der Presse dar.  

Für eine proaktive Prüfungspflicht kann ferner nicht angeführt werden, dass der 

Weblog-Betreiber durch seinen Erstbeitrag selbst an der Diskussion teilnehme. 

Dies verkennt die medialen Besonderheiten von Weblogs, denen stets Rechnung 

zu tragen ist. Weblogs als Teil der elektronischen Presse tragen zur Meinungs-

bildung bei. Die ihnen aufzuerlegende Prüfungspflicht darf kein Übermaß und 

somit nicht die Gefahr bewirken, dass Weblogs nicht eröffnet oder geschlossen 

werden. Zu beachten ist, dass ein Weblog-Inhaber selbst dann nicht alle Kom-

mentare lesen kann, wenn er den Erstbeitrag geleistet hat. Eine proaktive Prü-

fungspflicht kann auch nicht mit einer Parallelwertung zu Leserbriefen oder An-

zeigen begründet werden, da die Kommentare ohne vorherige Filterung einge-

stellt werden. Somit mangelt es an einer kognitiven Freigabe seitens des Web-

log-Betreibers.  

Die Verneinung einer proaktiven Prüfungspflicht begründet sich des Weiteren 

auch aus dem Verhältnis zu automatisierten Verfahren, in denen finanzielle Ei-

geninteressen des Anbieters verfolgt werden und fremde Informationen ohne 

vorherige Prüfung eingestellt werden. Auch dort wird eine proaktive Prüfungs-

pflicht mit dem Argument abgelehnt, dass eine derartige Pflicht das gesamte Ge-

schäftsmodell in Frage stellen würde.  

Bei den hier interessierenden Weblogs fehlt es an einem ökonomischen Eigenin-

teresse. Sie verfolgen vielmehr ideelle Ziele. Da Weblogs sich auf die Kommu-
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nikationsgrundrechte berufen können, kommerzielle Anbieter jedoch nicht, ist es 

gerechtfertigt, auch Weblogs von einer proaktiven Überprüfungspflicht freizu-

stellen.  

Auch ist das Verhältnis der Gesamtzahl von Weblogs und in ihnen geäußerten 

Kommentaren ins Verhältnis zu der Zahl der Ehrverletzungen und Rufschädi-

gungen zu setzen. Dabei wird ersichtlich, dass es sich juristisch betrachtet um 

„Ausreißer“ handelt. Ebenso wie bei der Herstellung industrieller Produkte 

rechtfertigen „Ausreißer“ keine Begründung nahezu unerfüllbarer Prüfungs-

pflichten.  

Schließlich spricht die Informationsfreiheit für die Verneinung einer proaktiven 

Prüfungspflicht. Weblogs stellen neue, alternative und kostenlose Informations-

quellen für jedermann dar. Werden die Betreiber dieser neuen Informationsquel-

le mit der Statuierung einer proaktiven Prüfungspflicht unüberschaubaren Haf-

tungsrisiken ausgesetzt, besteht die dringende Gefahr, dass Weblogs nicht eröff-

net oder geschlossen werden. Die Errungenschaft für die Informationsfreiheit 

ginge dann verloren. 

b. Löschungspflicht 

Ausgangspunkt für die Löschungspflicht bildet § 7 Abs. 2, S. 2 TMG, wonach 

die Verpflichtung zur Entfernung oder Sperrung der Nutzung von Information 

nach den allgemeinen Gesetzen vom TMG unberührt bleibt. Die Terminologie 

der Entfernung oder Sperrung ist synonym mit der Löschung der Inhalte/

Informationen und ist für Weblogs mit der Löschung von Kommentaren gleich-

zusetzen. Fraglich könnte jedoch sein, ob bei Kenntnis um die Identität des 

Kommentators dieser vorrangig in Anspruch zunehmen ist. 

aa. Würdigung  

Wie bereits bezüglich des Subsidiaritätsgrundsatzes zur BGH-Entscheidung 

„Meinungsäußerung im Internet“ dargelegt wurde, darf der Betroffene nicht auf 

den Kommentator als alleinigen Anspruchsgegner verwiesen werden, wenn ihm 

dessen Identität bekannt ist. Schließlich entfaltet ein gegen den unmittelbaren 
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Rechtsverletzer erwirkter Vollstreckungstitel nur inter partes und nicht inter 

omnes. 

 

Letztens wird vom Weblog-Inhaber auch nichts Unzumutbares verlangt. Soweit 

er konkret auf einen Kommentar mit einer behaupteten Persönlichkeitsverlet-

zung oder Rufschädigung hingewiesen wird, muss er keine umfangreichen 

Nachforschungen unter Einsatz erhöhten Zeitaufwands oder zusätzlicher Tech-

nik leisten.
1569

 

bb. Zwischenergebnis 

Aus genanntem Gründen ist auch der Weblog-Inhaber trotz bekannter Identität 

des Kommentators vorrangig auf Löschung in Anspruch zu nehmen, da ein er-

wirkter Vollstreckungstitel gegen den die Rechtsverletzung begehenden Kom-

mentator keine Rechtskraft gegenüber dem Weblog-Inhaber entfaltet. Letztens 

wird von einem Weblog-Inhaber auch nichts Unzumutbares verlangt, da er keine 

weiteren Nachforschungen anstrengen muss.  

cc. Kenntnisverschaffungsobliegenheit durch den Verletzten 

Hinsichtlich des Hinweises auf einen Rechtsverstoß hat der BGH offen gelassen, 

in welcher Form der Störer in Kenntnis gesetzt werden muss. Hierbei sind  

abermals die medialen Besonderheiten des Internet im Generellen und die von 

Weblogs im Speziellen zu beachten. Da insbesondere bei einer Diskussion über 

ein kontroverses Thema in einem hochfrequentierten Weblog eine Vielzahl von 

Kommentaren eingehen, besteht seitens des Verletzten eine Kenntnisverschaf-

fungsobliegenheit.
1570

 Er muss dem Weblog-Inhaber genau mitteilen, welchen 

Kommentar er beanstandet. Dies folgt bereits aus dem Zumutbarkeitsgrundsatz. 

Wenn der Weblog-Inhaber schon für eine Rechtsverletzung eines Dritten als 

Störer in Anspruch genommen wird, so ist ihm ein Durchsuchen des gesamten 

Angebots unzumutbar. Von dem Verletzten wird hingegen nichts Unzumutbares 

                                                
1569 

LG Berlin, Urt. v. 31.5.2007, Az. 27 S 2/07, http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_

2007_243.pdf.  
1570 

Strömer/Grootz, K&R 2006, 553, 554. 
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verlangt. Da auch Kommentare regelmäßig eine eigenständige URL besitzen, 

muss der Verletzte nur die mit dem Kommentar, den er beanstandet, verbundene 

URL kopieren und sie dem Weblog-Inhaber mitteilen. Für die Kenntnisverschaf-

fungsobliegenheit reicht bereits eine E-Mail an den Weblog-Inhaber aus.
1571

 

dd. Ergebnis zu III., 4., b. 

Der Weblog-Inhaber ist zur Löschung rechtswidriger Kommentare verpflichtet. 

Der Subsidiaritätsgrundsatz findet keine Anwendung, da ansonsten aufgrund 

fehlender Erstreckung des Vollstreckungstitels auf den Weblog-Inhaber die 

Rechtsgutverletzung unzumutbar für den Betroffenen aufrechterhalten bliebe. 

Dem Betroffenen (dem Verletzten) obliegt eine Kenntnisverschaffungsobliegen-

heit. Er muss dem Weblog-Inhaber genau mitteilen, welchen Kommentar er be-

anstandet und wo dieser im Weblog abgelegt ist.  

c. Postaktive Prüfungspflichten 

Da für Weblog-Inhaber keine proaktive Prüfungspflicht besteht, stellt sich die 

Frage, welche Prüfungspflichten sie treffen könnten, wenn sie Kenntnis von ei-

ner rechtswidrigen Äußerung in einem Kommentar besitzen (postaktive Prü-

fungspflicht). Dass eine Löschungspflicht für den als rechtswidrig erkannten 

einen Kommentar besteht, wurde bereits dargelegt. 

 

Der BGH hat dazu in seiner Entscheidung „Meinungsäußerung im Internet-

forum“ keine Aussagen zu postaktiven Prüfungspflichten getroffen. In seiner 

Entscheidung „Internetversteigerung I“ hat der Erste Senat des BGH jedoch eine 

postaktive Prüfungspflicht für das Markenrecht dahin gehend statuiert, dass der 

Plattformbetreiber dafür Sorge zu tragen habe, „dass es möglichst nicht zu wei-

teren derartigen Markenverletzungen kommt“.1572 Die damit verbundene Prü-

fungspflicht könne der Betreiber eines Internetauktionshauses „möglicherweise“ 

                                                

1571 
Vgl. Strömer/Grootz, K&R 2006, 553, 556.  

1572 
BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 772 mit Anm. Hoeren. 
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durch die Installation einer entsprechenden Software erfüllen.
1573

 Es gilt zu ana-

lysieren, ob diese Vorgabe auch für Weblogs gelten kann und ob diesen über-

haupt postaktive Prüfungspflichten hinsichtlich rechtswidriger Kommentare auf-

erlegt werden dürfen.  

aa. Verhinderung gleichartiger Rechtsverletzungen 

Die vom BGH für das Markenrecht aufgestellte Pflicht zur Verhinderung 

gleichartiger Rechtsverletzungen könnte für ehr- und rufverletzende Kommenta-

re einerseits durch die Installation entsprechender Filtersoftware und anderer-

seits durch eine vorherige Registrierung der Kommentatoren erfüllt werden. 

(1) Installation von Filtersoftware 

Die vom BGH angeführte Softwarelösung ist für ehr- und rufverletzende Kom-

mentare nicht praktikabel. Es besteht durchaus ein gewisser Sinn darin, eine Fil-

tersoftware mit Markennamen zu speisen, die häufig als Plagiate angeboten 

werden. Für Weblogs, aber auch für Foren, ist die Benennung von Schlüsselbe-

griffen jedoch bei genannten Verletzungshandlungen wirkungslos, da die Ehr- 

oder Rufverletzung auch durch andere Formulierungen wiederholt werden 

kann.1574 

(2) Vorherige Registrierungspflicht  

Zur Verhinderung gleichartiger beziehungsweise kerngleicher Äußerungsdelikte 

bietet sich eine vorherige Registrierungspflicht aller Kommentatoren mit bürger-

lichem Namen und einer identifizierenden E-Mail-Adresse an. Soweit es zu 

Rechtsgutverletzungen kommt, wäre der Weblog-Betreiber in der Lage, die Da-

ten zu analysieren und einen rechtsverletzenden Kommentator von der weiteren 

Diskussion auszusperren. Dem kann aber unabhängig von den Aspekten des Da-

tenschutzes und Weblogs als Medium für einen möglichst umfassenden und of-

                                                

1573 
BGH „Internetversteigerung I“, Urt. v. 11.3.2004, Az. I ZR 304/01, BGHZ 158/236, MMR 2004, 

668, 772 mit Anm. Hoeren. 
1574 

Vgl. OLG Düsseldorf, Urt. v. 7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 2006, 618, 620 mit Anm. Eichel-

berger. 
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fenen Kommunikationsprozess bereits aus faktischen Missbrauchsgründen nicht 

gefolgt werden. Schließlich können sich Kommentatoren, die Rechtsgutverlet-

zungen begehen wollen, jederzeit und unproblematisch über so genannte Free-

mail-Adressen registrieren lassen. Da bei der Anmeldung von Freemail-

Adressen bei Anbietern wie Web.de, Yahoo oder GMX keine Verifikation der 

angegebenen personenbezogenen Daten erfolgt, kann ein Kommentator pro-

blemlos unter falscher Identität Kommentare versenden.  

(3) Zwischenergebnis 

Der Einsatz zur Verhinderung gleichartiger Äußerungsdelikte durch Filtersoft-

ware ist wegen der fehlenden Eingrenzung effizienter Suchworte wirkungslos. 

Gleiches gilt für eine vorherige Registrierungspflicht mit bürgerlichem Namen 

und einer identifizierenden E-Mailadresse, da Kommentatoren, die Rechtsguts-

verletzung begehen wollen, unproblematisch mit einer Freemail-Adresse über 

ihre Identität täuschen können.  

bb. Generelle postaktive Prüfungspflichten in Weblogs? 

Da die aufgezeigten Maßnahmen auch im Nachfeld, also nach einer bereits er-

folgten Rechtsgutverletzung nicht wirksam greifen, stellt sich die Frage, ob ei-

nem Weblog-Inhaber überhaupt eine generelle postaktive Prüfungspflicht zuge-

mutet werden kann, wenn er von einem rechtswidrigen Kommentar Kenntnis 

besitzt.  

(1) Würdigung 

Für die Würdigung können die bei der abgelehnten proaktiven Prüfungspflicht 

angeführten Argumente gleichfalls angeführt werden. Daraus folgt, dass auch 

eine postaktive Prüfungspflicht abzulehnen ist.1575 Auch bei postaktiven Prü-

fungspflichten bestehen für den Weblog-Inhaber unüberschaubare Haftungsrisi-

ken, die die Gefahr nahe legen, dass Weblogs erst gar nicht eröffnet oder beste-
                                                

1575 
So auch das OLG Düsseldorf, Urt. v. 7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 2006, 618, 620 mit Anm. 

Eichelberger. Für die zustimmende Lit. s. Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 222; Eichelberger, 

MMR 2006, 618, 621. 
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hende geschlossen werden. Dies ist nicht mit der im Allgemeininteresse stehen-

den öffentlichen Aufgabe der umfassenden Informationsbereitstellung durch die 

vorliegend interessierenden Weblogs als Teil der elektronischen Presse zu ver-

einbaren. Auch würde der von der Presse zu gewährleistende möglichst umfas-

sende und offene Kommunikationsprozess in nicht hinnehmbarer Weise be-

schnitten. Ebenso wie bei der abzulehnenden proaktiven Prüfungspflicht ist vor-

liegend gleichfalls der Vollstreckungstitel in den Blick zu nehmen. Der An-

spruch umfasst dabei nicht nur die genaue rechtswidrige Äußerung im Tenor, 

sondern auch alle anderen, im Kern gleichartigen Verletzungsformen (so ge-

nannte Kerntheorie).1576 Lautet der Tenor beispielsweise „Der Beklagte hat es zu 

unterlassen, dass der Kläger als „dumm“ bezeichnet wird“, sind damit im Kern 

auch Wendungen wie „doof“, „dämlich“ und „ohne Grips“ umfasst. Der Betrei-

ber eines Weblogs kann aber nicht permanent alle Kommentare auf ähnliche 

Worte, wie sie im Verbotstenor ausgesprochen wurden, überwachen.1577 Die 

Kerntheorie führt somit zu einer proaktiven Prüfungspflicht durch die Hinter-

tür.1578 Dies ist aber gerade abzulehnen. 

(2) Ergebnis zu III., 4., c., bb. 

Die Verhinderung gleichartiger Verletzungshandlungen ist vorliegend nicht 

möglich, da es sich um Äußerungsdelikte handelt. Ein wirkungsvoller Einsatz 

von Filtersoftware scheitert bereits an effektiven Schlüsselwörtern. Auch eine 

Registrierungspflicht aller Kommentatoren ist kein geeignetes Mittel zur Ver-

hinderung gleichartiger Verletzungshandlungen, da das Missbrauchspotenzial 

durch Verwendung von Freemail-Adressen zu hoch ist.  

 

Eine generelle postaktive Prüfungspflicht ist abzulehnen. Hierfür sind die bereits 

zur verneinten proaktiven Prüfungspflicht angeführten Argumente heranzuzie-

hen. Hinzu kommt die Problematik der Kerntheorie, da auch ähnliche Worte, 

wie die im Unterlassungstenor genannten, einen Unterlassungsanspruch begrün-

                                                

1576 
LG Berlin, Urt. v. 31.5.2007, Az. 27 S 2/07, http://medien-internet-und-recht.de/pdf/VT_MIR_

2007_243.pdf. 
1577 

Vgl. Spindler für Beiträge in Internetforen, Spindler, MMR 2007, 511, 513.  
1578 

Eichelberger, MMR 2006, 618, 621.  
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den, der Weblog-Betreiber aber nicht permanent alle Kommentare auf ähnliche 

Worte überwachen kann.  

cc. „Spezielle Überprüfungspflicht“ als Ausnahme? 

Nachdem sowohl die proaktive als auch die postaktive Prüfungspflicht abge-

lehnt wurde, stellt sich die Frage, ob nicht doch weitere Prüfungspflichten be-

stehen. Hintergrund dafür ist die Entscheidung des OLG Hamburg, wonach eine 

„spezielle Überprüfungspflicht“ bestehen solle. Auch wenn eine allgemeine  

Überwachungspflicht abzulehnen sei, bestehe dann eine „spezielle Überprü-

fungspflicht“ eines einzelnen Forums, wenn der Betreiber „entweder durch sein 

eigenes Verhalten vorhersehbar rechtswidrige Beiträge Dritter provoziert hat, 

oder wenn ihm mindestens eine Rechtsverletzung von einigem Gewicht im 

Rahmen des Forums benannt wurde und sich damit die Gefahr weiterer Rechts-

verletzungshandlungen durch einzelne Nutzer bereits konkretisiert hat“.1579 

Demnach stellt das OLG Hamburg auf bestimmte Anlässe ab, welche die „spe-

zielle Überprüfungspflicht“ auslösen soll. Teile der Literatur erkennen diese 

„spezielle Überprüfungspflicht“ als legitim an und fordern bei gegebenem An-

lass, dass der Forenbetreiber den einzelnen Thread dann „im Auge behalten“ 

müsse.1580 

 

Die Annahme einer „speziellen Überprüfungspflicht“ stellt eine Durchbrechung 

des aufgezeigten Grundsatzes fehlender Prüfungspflichten dar.  

Transformiert auf Weblogs würde dies bedeuten, dass der Weblog-Inhaber ein-

zelne Diskussionen überwachen müsste, wenn er selbst einen provokanten Erst-

beitrag veröffentlicht hat oder wenn er auf bereits erfolgte Rechtsverletzungen 

hingewiesen wurde. Letztere Konstellation des OLG Hamburg wird vorliegend 

dahin gehend verstanden, dass es sich bei dem Hinweisgeber um einen Dritten 

handelt und nicht um einen in seinen Rechtsgütern Verletzten.  

                                                

1579 
OLG Hamburg, Urt. v. 22.8.2006, Az. 7 U 50/06, ZUM 2006, 754, 756 mit Anm. Schmelz. 

1580 
Feldmann, MMR 2006, 744, 748.  
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(1) Provokantes Vorverhalten des Weblog-Inhabers 

Für eine „spezielle Überprüfungspflicht“ bei einem provokanten Vorverhalten 

des Weblog-Inhabers könnte das Argument streiten, dass für den Betroffenen 

ein rechtliches Vakuum entstehen würde, da er vom Weblog-Betreiber lediglich 

die Löschung eines angemahnten Rechtsverstoßes verlangen kann, nicht aber 

vor künftigen absehbaren Rechtsgutverletzung geschützt wäre. Dem kann je-

doch nicht gefolgt werden. Der Weblog-Inhaber, der nicht selbst die Rechtsgut-

verletzung begeht, ist zur Löschung des jeweiligen rechtswidrigen Kommentars 

verpflichtet. Damit ist dem Rechtsschutzbedürfnis des Betroffenen ausreichend 

Rechnung getragen.1581 In diesem Zusammenhang ist auch das Risiko des 

Weblog-Inhabers zu beachten, wenn er nicht rechtzeitig die Löschung vor-

nimmt. Des Weiteren ist die vom OLG Hamburg statuierte Rückausnahme zu 

den fehlenden Prüfungspflichten nicht auf die hier interessierenden Weblogs 

anwendbar. Die Inhaber der Weblogs verfolgen keinerlei finanzielles Eigeninte-

resse und verfügen auch nicht über Sach- oder Personalressourcen. Eine „spe-

zielle Überwachungspflicht“ entgegen des allgemeinen Grundsatzes ist ihnen 

somit nicht zumutbar. Dies steht auch im Einklang mit der Rechtsauffassung des 

OLG Hamburg, das richtigerweise darauf verweist, dass einem kommerziellen 

Forenbetreiber eine Überwachung „eher zuzumuten ist als einem privaten 

Betreiber“.1582 Letztens dürfen die bereits ausführlich aufgezeigten negativen 

Folgen einer pro- oder postaktiven Prüfungspflicht nicht außer Acht gelassen 

werden. Die Meinungsfreiheit ist ein hohes Gut in einem freiheitlich-

demokratischen Staat. Diejenigen, die die dafür notwendigen Informationen zur 

Verfügung stellen, dürfen nicht deshalb über Gebühr mit Pflichten belastet wer-

den, nur weil einzelne Mitglieder der Gemeinschaft sich nicht an die rechtlichen 

Vorgaben halten.  

(2) Hinweis durch Dritte 

Die soeben darlegten Gründe gelten auch dann, wenn der Weblog-Betreiber 

durch einen Dritten auf einen Rechtsverstoß hingewiesen wird. Hinzu kommt 

                                                

1581 Ähnlich OLG Düsseldorf, Urt. v. 7.6.2006, Az. I-15 U 21/06, MMR 2006, 618, 620 mit Anm. 
Eichelberger. 

1582 OLG Hamburg, Urt. v. 22.8.2006, Az. 7 U 50/06, ZUM 2006, 754, 756 mit Anm. Schmelz. 
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hier jedoch, dass es sich nur um einen Hinweis eines Dritten handelt und nicht 

um einen Hinweis des tatsächlich Verletzten. Die Prüfung, ob der Kommentar 

auch wirklich rechtswidrig ist, verbleibt in der Risikosphäre des Weblog-

Betreibers. Darüber hinaus vermag es nicht zu überzeugen, dass der Hinweis 

eines Dritten, dessen Rechtskreis in keiner Form nicht tangiert ist, eine Prü-

fungspflicht auslösen soll.  

(3) Ergebnis zu III., 4., c., cc. 

Der Annahme einer „speziellen Überprüfungspflicht“ kann nicht gefolgt wer-

den. 

Ein provokantes Vorverhalten des Weblog-Inhabers durch einen Erstbeitrag 

lässt für einen Betroffenen kein rechtliches Vakuum entstehen. Seinem Rechts-

schutzbedürfnis ist dann ausreichend Rechnung getragen, wenn der Weblog-

Inhaber die Löschung eines rechtswidrigen Kommentars vornimmt. Auch ver-

folgen Weblogs keine finanziellen Eigeninteressen und verfügen nicht, anders 

als kommerzielle Betreiber von Internetforen, über entsprechende Sach- oder 

Personalressourcen. Letztens dürfen diejenigen, die die Informationen für eine 

freie Meinungsbildung bereitstellen, nicht über Gebühr belastet werden, nur weil 

wenige Mitglieder der Gemeinschaft Rechtsgutverletzung begehen.  

Aus genannten Gründen besteht auch dann keine „spezielle Überprüfungs-

pflicht“, wenn der Weblog-Inhaber durch einen Dritten auf einen Rechtsverstoß 

hingewiesen wird. Hinzutritt, dass eine Überprüfungspflicht nicht deshalb ein-

treten darf, nur weil ein vom Verletzten unabhängiger Dritter einen Hinweis 

gibt, obwohl sein Rechtskreis in keiner Weise tangiert ist.  

d. Löschungsfrist und Abmahnkosten 

Beim Vorliegen von rechtswidrigen Kommentaren ist der Weblog-Betreiber zur 

Löschung verpflichtet. In welcher Frist er die Löschung vornehmen muss, ist § 7 

Abs. 2, S. 2 TMG nicht zu entnehmen. Dies ist der Anlass, Wertungen für die 

Frist zu eruieren. Des Weiteren wird die Fragestellung des Ersatzes von anwalt-

lichen Abmahnkosten erörtert.  
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aa. Löschungsfrist 

Mit der Löschungsfrist von Beleidigungen in einem Forum hat sich bisher nur 

das AG Winsen beschäftigt und eine Frist von 24 Stunden für eine unschwer 

erkennbare beleidigende Fotomontage für angemessen erachtet.1583 Die Ent-

scheidung besitzt jedoch keine Allgemeingültigkeit. Da die Betreiber der hier 

interessierenden Weblogs als Teil der elektronischen Presse die öffentliche Auf-

gabe der Bereitstellung von Informationen erfüllen, muss dies gleichfalls in 

Rechnung gestellt werden. Damit verbunden ist auch das Kriterium der Zumut-

barkeit zu beachten, wonach die Organisation und die Professionalität zu be-

rücksichtigen sind.1584 Auch der Umstand, dass vorliegend ausschließlich Äuße-

rungsdelikte in den Kommentaren erfüllt werden, darf bei der Fristberechnung 

nicht außer Acht gelassen werden. Schließlich ist es auch für den Rechtskundi-

gen in vielen Fällen schwer zu ermitteln, ob der Boden der Meinungsfreiheit  

überhaupt verlassen ist. Für die Fristbemessung folgt daraus, dass sie je nach 

konkretem Einzelfall dergestalt bemessen sein muss, dass dem Weblog-Inhaber 

zumindest die Einholung rechtlichen Rats möglich ist.  

bb. Anwaltliche Abmahnkosten 

Gerade in der Praxis stellt sich die Frage, ob der Weblog-Inhaber die Kosten für 

eine anwaltliche Abmahnung zu tragen hat. Entscheidend ist dafür die Einhal-

tung der Löschungsfrist. Sobald der Weblog-Inhaber vom Verletzten in Kennt-

nis von einem rechtswidrigen Kommentar gesetzt wird, beginnt die Löschungs-

frist zu laufen. Je nach Einzelfall kann diese unterschiedlich ausfallen. Nimmt 

der Weblog-Inhaber die Löschung innerhalb der Frist vor, entfällt seine Störer-

eigenschaft, weil er gerade genau die Handlung vorgenommen hat, die ihn nicht 

zum Störer werden lässt. Bis zum Ablauf der Frist ist er juristisch so zu behan-

deln als wenn er keine Kenntnis besitzt. Erreicht ihn vor Ablauf der Löschungs-

frist eine anwaltliche Abmahnung, so hat er deren Kosten nicht zu tragen.1585  

                                                
1583 

AG Winsen, Beschl. v. 6.6.2005, Az. 23 C 155/05, http://www.jurpc.de/rechtspr/20050123.pdf, 

S. 3.  
1584 

Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 222 in FN 25.  
1585 

I. E. auch Jürgens/Köster, AfP 2006, 219, 222. 
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cc. Ergebnis zu III., 4. d.  

Die Lösungsfrist bemisst sich nach dem konkreten Einzelfall. Da hier Äuße-

rungsdelikte im Raum stehen und deren Rechtswidrigkeit selbst für den Rechts-

kundigen häufig schwer festzustellen ist, muss die Frist so bemessen sein, dass 

der Weblog-Inhaber rechtlichen Rat einholen kann.  

Soweit der Weblog-Inhaber innerhalb der Löschungsfrist die Löschung tatsäch-

lich vorgenommen hat und ihm vor Fristablauf eine anwaltliche Abmahnung 

zugestellt wird, hat er deren Kosten nicht zu tragen. 

5. Gesamtergebnis zu III.  

Die Ergebnisse zur Problematik der Haftung für fremde rechtswidrige Kommen-

tare lassen sich wie folgt zusammenfassen:  

 

Hinsichtlich fremder Kommentare sind Weblogs als Hostprovider zu qualifizie-

ren. 

 

Für einen geltend gemachten Unterlassungsanspruch besteht keine Privilegie-

rung nach dem TMG, sondern es gelten gem. § 7 Abs. 2, S. 2 TMG die allge-

meinen Gesetze. Somit kommt eine Inanspruchnahme als Störer in Betracht. 

 

Der Nichtanwendung des Haftungsprivilegs für Live-Sendungen im Fernsehen 

durch den BGH in seiner Entscheidung „Meinungsforum im Internet“ ist zuzu-

stimmen, da keine vergleichbare Sachlage vorliegt. Anders als bei Live-

Sendungen bleibt der Inhaber eines Weblogs „Herr des Angebotes“ und kann 

nachträglich auf den Inhalt zugreifen. 

 

Auch findet wegen der Vollstreckungsproblematik der Subsidiaritätsgrundsatz 

keine Anwendung, wonach vorrangig der Rechtsverletzer in Anspruch zu neh-

men ist. Auch hier bleibt der Weblog-Inhaber „Herr des Angebotes“. Gleichfalls 

besteht wiederum die Vollstreckungsproblematik, wonach ein Titel gegen den 

Verletzer keine Wirkung gegenüber dem Weblog-Inhaber entfaltet.  
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Eine proaktive Prüfungspflicht für Weblog-Inhaber, wonach diese alle Kom-

mentare auf deren Rechtmäßigkeit hin überprüfen müssten, besteht nicht. Dage-

gen spricht die öffentliche Aufgabe von den hier interessierenden Weblogs, die 

Teil der elektronischen Presse sind, und somit die für die Meinungsbildung er-

forderlichen Informationen sowie fremde und eigene Meinungen bereitstellen. 

Des Weiteren besteht die Gefahr, dass wegen der unüberschaubaren Haftungsri-

siken Weblogs erst gar nicht eröffnet oder bestehende geschlossen werden. 

Auch eine Parallele zur Pressehaftung und ihren Prüfpflichten bei Leserbriefen 

oder Anzeigen ist abzulehnen, da in Weblogs aufgrund der ungefilterten Kom-

mentare keine kognitive Freigabe erfolgt. Ferner ist die Ablehnung von proakti-

ven Prüfungspflichten auch im Vergleich zu kommerziellen Anbietern im Inter-

net gerechtfertigt, da auch sie regelmäßig keiner proaktiven Prüfungspflicht un-

terliegen. Letztens besteht aufgrund der Haftung das hohe Risiko, dass Weblogs 

als Errungenschaft für die Informationsfreiheit verloren gehen.  

 

Soweit rechtswidrige Kommentare vorliegen, müssen sie vom Weblog-Inhaber 

gelöscht werden. Eine vorrangige Inanspruchnahme des tatsächlichen Rechts-

verletzers scheidet aus, da der Weblog-Inhaber „Herr des Angebotes“ ist und er 

de facto die Rechtsgutverletzung beseitigen kann.  

 

Dem Verletzten (dem Betroffenen) trifft eine Kenntnisverschaffungsobliegen-

heit. Er muss dem Weblog-Inhaber den genauen Kommentar und seine Fund-

stelle im Weblog benennen.  

 

Die Verhinderung gleichartiger Rechtsgutverletzungen durch Einsatz von Filter-

software oder einer vorherigen Registrierungspflicht ist in Weblogs nicht mög-

lich, da hier Äußerungsdelikte im Raum stehen.  

 

Eine generelle postaktive Prüfungspflicht ist abzulehnen. Dafür kann auf die 

Argumente zur verneinten proaktiven Prüfungspflicht verwiesen werden. Zur 

weiteren Begründung der Ablehnung ist auf die Kerntheorie zu verwiesen, wo-

nach auch ähnliche Worte vom Unterlassungstenor umfasst sind. Eine Überprü-

fung ähnlicher Worte kann dem Weblog-Inhaber aber nicht zugemutet werden. 
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Dies würde in letzter Konsequenz zur Einführung einer proaktiven Prüfungs-

pflicht durch die Hintertür führen.  

 

Auch eine „spezielle Überprüfungspflicht“ ist abzulehnen. Dabei ist es unbe-

achtlich, ob ein provokanter Erstbeitrag vorliegt oder der Weblog-Inhaber durch 

einen Dritten, der nicht selbst Verletzter ist, auf mögliche rechtswidrige Kom-

mentare hingewiesen wird. Auch hier sind die Argumente, die gegen eine proak-

tive Prüfungspflicht sprechen, heranzuziehen.  

 

Die Löschungsfrist eines rechtswidrigen Kommentars aufgrund der Kenntnis-

verschaffung durch den Verletzten muss so bemessen sein, dass der Weblog-

Inhaber zumindest rechtlichen Rat einholen kann. 

 

Nimmt der Weblog-Inhaber innerhalb der Löschungsfrist tatsächlich die Lö-

schung vor und wird ihm vor Fristablauf eine kostenpflichtige anwaltliche Ab-

mahnung zugestellt, so hat er deren Kosten nicht zu tragen.  

IV. Der Gegendarstellungsanspruch in Weblogs 

Den Gegendarstellungsanspruch hinsichtlich publizierter Tatsachenbehauptun-

gen enthalten für die gedruckte Presse in leicht variierenden Ausgestaltungen 

alle Presse- und Mediengesetze der Länder. Soweit ein Telemediendienst mit 

einem journalistisch-redaktionell gestalteten Angebot eine Tatsachenbehauptung 

im Internet aufstellt, steht dem Betroffenen oder einer betroffenen Stelle gem. 

§ 56 RStV gleichfalls ein Anspruch auf eine Gegendarstellung zu. Da Weblogs, 

soweit sie die vorliegend erarbeitete Definition eines journalistisch-redaktionell 

gestalteten Angebots erfüllen, der elektronischen Presse unterfallen, könnte auch 

für sie die Pflicht zur Veröffentlichung einer Gegendarstellung bestehen. Be-

rücksichtigung finden dabei aber nur Beiträge oder Artikel, die der Weblog-

Inhaber selbst verfasst hat.  

Ebenso wie bei der Problematik der namensidentifizierenden Berichterstattung 

müssen aber auch beim Gegendarstellungsanspruch die signifikanten Merkmale 

von Weblogs berücksichtigt werden. Zuvor gilt es jedoch den verfassungsrecht-

lichen Hintergrund des Gegendarstellungsanspruchs zu beleuchten. Ferner er-
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folgt eine Darlegung der inhaltlichen Ausgestaltung des Gegendarstellungsan-

spruchs im Presserecht, um sodann die konkrete Ausformung in § 56 RStV zu 

erörtern.  

1. Verfassungsrechtlicher Hintergrund des Gegendarstellungsanspruchs 

Die Pflicht zum Abdruck einer Gegendarstellung greift unweigerlich in das von 

Art. 5 Abs. 1, S. 2, 1. Alt. GG geschützte inhaltliche Gestaltungsrecht der Presse 

ein.1586 Gleichwohl ist auf verfassungsrechtlicher Ebene das allgemeine Persön-

lichkeitsrecht zu beachten. Es gewährleistet als Ausfluss des sozialen Geltungs-

anspruchs eines jeden Einzelnen unter anderem das Selbstbestimmungsrecht, 

selbst darüber entscheiden zu dürfen, wie sich der Einzelne in der Öffentlichkeit 

darstellen möchte.1587 Soweit sich die Berichterstattung mit einer Person befasst, 

greift sie in das Selbstbestimmungsrecht ein. Damit der Betroffene nicht zum 

bloßen Objekt einer medialen Erörterung herabgestuft wird, steht der Gesetzge-

ber in der Pflicht, dem Betroffenen ein rechtliches Mittel zu garantieren, um den 

Darstellungen zu seiner Person entgegentreten zu können.1588 Die verfassungs-

rechtlich gebotene Vorgabe erfüllt der Gesetzgeber durch den Gegendarstel-

lungsanspruch.1589 Er stellt das Instrumentarium dar, mit dem sich der in die Öf-

fentlichkeit Gezwungene gegen den Eintritt in seine Individualsphäre zur Wehr 

setzen kann.1590 Oftmals wird der Gegendarstellungsanspruch auch als Erfüllung 

des Gedanken „audiatur et altera pars“ - „man höre auch die andere Seite“ be-

zeichnet.1591 

Gleichwohl stehen dem von einer medialen Berichterstattung Betroffenem auch 

andere zivil- und strafrechtliche Mittel zur Verfügung. In zivilrechtlicher Hin-

sicht gehören dazu das Recht auf Richtigstellung, Widerruf, Unterlassung und 

                                                
1586 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382.   
1587 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
1588 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382; BVerfG, Beschl. v. 25.8.1998, Az. 1 BvR 1435/98, NJW 1999, 483, 484.  
1589 

BVerfG, „Focus“, Beschl. v. 25.8.1998, Az. 1 BvR 1435/98, NJW 1999, 483, 484.  
1590 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318.  
1591 

Barton, MMR 1998, 294.  
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Schadensersatz.
1592

 Doch genannte Rechtsmittel tragen dem Persönlichkeitsrecht 

aufgrund der Eigenheit von Medien nicht ausreichend Rechnung, da ihr Erfolg 

an ein zu meist langwieriges gerichtliches Verfahren gebunden ist und die damit 

einhergehende Zeitspanne die Überschreitung der Aktualitätsgrenze zur Folge 

hätte, da der Hörer, Fernsehzuschauer und/oder Leser den Bezug zu der vorheri-

gen Berichterstattung verliert.1593 Diesem Zeitelement, wonach die Wirkungs-

kraft eines erstrittenen, zugunsten des Betroffenen ausfallenden Urteils, erheb-

lich an Bedeutung verliert, beugt der Gegendarstellungsanspruch vor.1594 Er er-

öffnet dem Betroffenen die Möglichkeit, zeitnah auf Behauptungen der Medien 

reagieren und seine eigene Sichtweise des Sachverhaltes darlegen zu können. 

Damit verhindert der Gegendarstellungsanspruch, dass die in den Medien aufge-

stellten Behauptungen im Gedächtnis der Öffentlichkeit haften bleiben und die 

vom Betroffenen wesentlich später gerichtlich erwirkte Klarstellung des Sach-

verhaltes ins Vergessen gerät.1595  

Der Gegendarstellungsanspruch enthält jedoch nicht nur einen individuell-

rechtlichen Anspruch, sondern fördert auch das Wesen eines demokratischen 

Staates. Essenzielle Grundlage einer freiheitlich-demokratischen Grundordnung 

ist die Meinungsfreiheit.1596 Zur Bildung einer individuellen und von Einflüssen 

Dritter unabhängigen eigenen Meinung gehört gleichfalls die Bereitstellung aller 

Fakten und Meinungen. Dazu zählen auch Behauptungen und Standpunkte des 

von einer medialen Berichterstattung Betroffenen, da auch sie dem Rezipienten 

als Fundament für die eigene Meinung dienen können.1597 

2. Schranken der Pressefreiheit 

Die Pressefreiheit ist nicht schrankenlos gewährleistet. Sie findet gem. Art. 5 

Abs. 2 GG ihre Grenzen im Recht der persönlichen Ehre. Dazu zählt auch das 

                                                

1592 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382.  
1593 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
1594 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382.  
1595 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
1596 

BVerfG „Lüth“, Urt. v. 10.1.1958, Az. 1 BvR 400/51, BVerfGE 7, 198; GRUR 1958, 254, 255.  
1597 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125,  NJW 1998, 1381, 

1382. BVerfG, Beschl. v. 25.8.1998, Az. 1 BvR 1435/98, NJW 1999, 483, 484.  
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Gegendarstellungsrecht. Es dient eben der Absicherung der Ehre und ist auf-

grund des „Gebots der Sicherstellung gleicher publizistischer Wirkung“ verfas-

sungskonform.
1598

 Soweit es zu einer Kollision zwischen dem allgemeinen Per-

sönlichkeitsrecht eines Betroffenen auf der einen und der Pressefreiheit auf der 

anderen Seite kommt, ist zu beachten, dass keines der beiden Grundrechte 

grundsätzlichen Vorrang genießt.
1599

 Bei derartigen Kollisionen gilt vielmehr 

der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. Danach muss die Beeinträchtigung eines 

der beiden Grundrechte geeignet und erforderlich sein, um den mit dem anderen 

Grundrecht verfolgten Zweck erreichen zu können. Dabei darf der Träger des 

anderen Grundrechts nicht über Gebühr belastet werden.
1600

 

3. Inhaltliche Ausgestaltung des Gegendarstellungsanspruchs 

Die inhaltliche Ausgestaltung des Gegendarstellungsanspruchs bereitet in der 

Praxis oftmals Schwierigkeiten, da der Betroffene nicht selten eine weitergehen-

de Gegendarstellung verlangt als es die erfolgte Berichterstattung gebietet. Des-

halb ist der inhaltlichen Ausgestaltung des Gegendarstellungsrechts nachzuge-

hen.  

 

Ausgangspunkt sind dabei Sinn und Zweck des Gegendarstellungsanspruchs. 

Dieser stellt das juristische Mittel des Betroffenen gegenüber den Medien dar, 

um „an gleicher Stelle, mit derselben Publizität und vor demselben Forum mit 

einer eigenen Darstellung zu Wort“ kommen zu können.
1601

 Berücksichtigt wer-

den vorliegend nur die verbreitete Tatsachenbehauptung der Presse (im Folgen-

den bezeichnet als Erstmitteilung), das Kriterium der Wahrheit und der Sonder-

fall, dass eine Gegendarstellung auf der Titelseite einer Zeitschrift verlangt 

wird.
1602

 

                                                

1598 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382. So auch Soehring, Rndr. 29.2a.  
1599 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 319. 
1600 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 319. 
1601 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
1602 

Für die weiteren Formalien einer Gegendarstellung s. Prinz, NJW 1995, 817 ff. 
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a. Die Erstmitteilung als Grundlage des inhaltlichen Gegendarstellungsan-

spruchs 

Der Gegendarstellungsanspruch besteht nur für Tatsachenbehauptungen und 

nicht für Werturteile, die in der Presse aufgestellt wurden.
1603

 Die Reichweite 

und somit die inhaltliche Ausgestaltung des begehrten Abdrucks einer Gegen-

darstellung hat sich an der Erstmitteilung seitens der Presse zu orientieren, die 

zugleich die Grenze des Anspruchs bildet.
1604

 Konkret kann der Betroffene des-

halb nur den Abdruck eines Textes verlangen, der den damaligen Umfang des 

beanstandeten publizierten Textes nicht übersteigt.
1605

 Für die gedruckte Presse 

sehen die Presse- und Mediengesetze der Länder vor, dass die Gegendarstellung 

nach deren Empfang in der nächsten, „für den Druck nicht abgeschlossenen 

Nummer in dem gleichen Teil des Druckwerks mit gleicher Schrift wie der be-

anstandete Text ohne Einschaltungen und Weglassungen“ abgedruckt werden 

muss.
1606

 Damit wird sichergestellt, dass die Gegendarstellung von dem gleichen 

Leserkreis mit der gleichen Aufmerksamkeit wahrgenommen werden kann, wie 

die Erstmitteilung.
1607

 

b. Kein Erfordernis des Beweises der Unwahrheit 

Der nur im Wege der einstweiligen Verfügung geltend zu machende Anspruch 

auf Gegendarstellung verlangt nicht, dass der Antragsteller die Unwahrheit der 

aufgestellten Tatsachenbehauptungen beweist.
1608

 Nach den Presse- und Me-

diengesetzen der Länder ist auch nicht verlangt, dass er zur Glaubhaftmachung 

der Unwahrheit verpflichtet ist.
1609

 Dieser prozessuale Vorteil ist aus dem Un-

gleichgewicht zwischen der Presse einerseits und dem Betroffenen 

                                                

1603 
Ständige Rspr. Vgl. zuletzt nur BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 

97, 125; NJW 1998, 1381, 1383.  
1604 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1383.  
1605 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1383.  
1606 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 
1382.  

1607 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125;  NJW 1998, 1381, 

1384.  
1608 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1383. 
1609 

Vgl. Prinz, an dessen Ausführungen sich auch heute nichts geändert hat, Prinz, NJW 1995, 817.  
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andererseits gerechtfertigt. Denn nur durch ein schnelles Reaktionsmittel kann 

der Betroffene seine Sicht der Dinge darstellen und ist somit in der Lage, dem 

Vergessen der Hörer, Zuschauer und/oder Leser vorzubeugen.
1610

  

c. Gegendarstellungspflicht auf der Titelseite 

Im Hinblick auf die Gegendarstellung und ihrer konkreten Platzierung ist die 

Besonderheit von gedruckten Zeitschriften in den Blick zu nehmen. Auch wenn 

sie vielfach in einem Abonnement vertrieben werden, erfolgt der Absatz von 

Zeitschriften zu einem nicht unerheblichen Teil auch an Kiosken.
1611

 Aufgrund 

der beschränkten Platzkapazität werden Zeitschriften am Kiosk aufgefächert an-

geboten, so dass von der einzelnen Zeitschrift nur der linke Teil zu sehen ist.
1612

 

Um die Aufmerksamkeit des Lesers zu erregen, kommt der Titelseite somit be-

sondere Beachtung bei der Produktion zu.
1613

 Ihre Gestaltung muss äußerst at-

traktiv ausfallen, um die Gunst des potenziellen Käufers zu erhalten. Deshalb 

werden auf der Titelseite die interessantesten Themen des Innenteils plakativ 

und schlagwortartig „angerissen“. Davon umfasst sind gleichfalls Tatsachenbe-

hauptungen, die in die Individualsphäre und somit in das allgemeine Persönlich-

keitsrecht einzelner Personen eingreifen. Exemplarisch sei nur die Boulevard-

presse genannt, die über das Leben von Prominenten und Politikern berichtet. 

Vor diesem marktwirtschaftlichen Hintergrund stellt ein geltend gemachter Ge-

gendarstellungsanspruch auf der Titelseite einer Zeitschrift einen tiefer gehen-

den Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der Presse dar als das Begehr einer Ge-

gendarstellung im Innenteil. 

Der Anspruch der Veröffentlichung einer Gegendarstellung auf der Titelseite ist 

jedoch dann gerechtfertigt, wenn die in Streit stehende Tatsachenbehauptung 

gleichfalls auf der Titelseite erfolgte.
1614

 Dies folgt bereits aus dem Gebot der 

                                                

1610 
BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 

1611 
Vgl. Pürer/Raabe, S. 194.  

1612 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125;  NJW 1998, 1381, 

1384.  
1613 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382.  
1614 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1384.  
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Waffengleichheit, wonach die Gegendarstellung von dem gleichen Leserkreis 

mit der gleichen Aufmerksamkeit wahrgenommen werden muss.
1615

  

d. Hinzufügung einer eigenen Stellungnahme durch den „Redaktions-

schwanz“ und seine Zulässigkeit 

Soweit die materiellen und formellen Voraussetzungen für einen Gegendarstel-

lungsanspruch vorliegen und die Gegendarstellung abgedruckt wird, stellt sich 

die Frage, ob dem zum Abdruck verpflichteten Presseorgan die Hinzufügung 

einer eigenen Stellungnahme gestattet ist. Eine derartige Stellungnahme wird als 

„Redaktionsschwanz“ bezeichnet und folgt üblicherweise nach dem Text der 

Gegendarstellung und hat regelmäßig den Wortlaut „Nach dem Landespressege-

setz sind wir verpflichtet, diese Gegendarstellung, unabhängig von ihrem Wahr-

heitsgehalt, abzudrucken. Die Redaktion bleibt bei ihrer Darstellung“.
1616

  

 

Der Redaktionsschwanz in der geschilderten Formulierung ist zulässig.
1617

  

Dafür streitet erst einmal das Gebot der Fairness. Soweit die Presse unabhängig 

vom Wahrheitsgehalt der von ihr aufgestellten Tatsachenbehauptungen zum 

Abdruck einer Gegendarstellung verpflichtet ist, muss ihr auch die Möglichkeit 

eingeräumt werden, den Leser auf die gesetzlich normierte Pflicht zum Abdruck 

der Gegendarstellung hinzuweisen. Schließlich kann nicht davon ausgegangen 

werden, dass der Mehrzahl der Leser diese gesetzliche Pflicht bekannt ist. Ohne 

den Hinweis auf die gesetzliche Pflicht wird unverhältnismäßig in die inhaltliche 

Gestaltungsfreiheit der Presse eingegriffen. Darüber hinaus gebietet auch die 

Meinungsfreiheit die Zulässigkeit eines neutralen Redaktionsschwanzes. Nur 

wenn der Bürger umfassend mit Informationen versorgt wird, kann er sich indi-

viduell eine Meinung bilden. Dazu gehört auch die Information, dass ein Presse-

organ eine Gegendarstellung nicht freiwillig druckt. Anhand dieser Information 

wird dem Leser gleichfalls eine wichtige Information an die Hand gegeben.  

                                                

1615 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1384.  
1616 

Prinz, NJW 1995, 817, 819.  
1617 

Seitz/Schmidt/Schoener, Rdnr. 435; Soehring, Rdnr. 29.62. 
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e. Glossierungsverbot und Ausnahme in Bayern 

Fast alle Presse- und Mediengesetze der Länder enthalten das so genannte Glos-

sierungsverbot, wonach die Gegendarstellung seitens der Redaktion in der glei-

chen Ausgabe nicht mit einer Kommentierung oder Glossierung versehen wer-

den darf.
1618

 

Eine Ausnahme vom Glossierungsverbot existiert in Bayern, da der dortige Art. 

10 BayPrG diesbezüglich keine Regelung enthält.
1619

 Gleichwohl muss sich eine 

Kommentierung oder Glossierung der Presse im Redaktionsschwanz auch dort 

an den Maßstäben von Treu und Glauben gem. § 242 BGB orientieren, so dass 

nicht jede Hinzufügung statthaft ist.
1620

 

4. Der Gegendarstellungsanspruch in § 56 RStV und seine Geltung für 

Weblogs 

Auch wenn Weblogs Anbieter von Telemedien mit einem journalistisch-

redaktionell gestalteten Angebot sind, stellt sich aufgrund ihrer signifikanten 

Unterschiede zur traditionellen Presse die Frage, ob auch gegenüber einem 

Weblog-Inhaber ein Anspruch auf eine Gegendarstellung besteht. 

In den Blick zu nehmen sind hier nochmals die Ergebnisse aus der Gegenüber-

stellung des Wortlautes des nicht mehr geltenden § 14 MDStV zum jetzt gelten-

den § 56 RStV. Demnach ist erstens nicht nur die traditionelle Presse zur Ge-

gendarstellung verpflichtet, sondern jeder Anbieter von Telemedien, solange nur 

ein journalistisch-redaktionell gestaltetes Angebot vorliegt.
1621

 Zum Zweiten ist 

auch das Kriterium der Periodizität entfallen, so dass die Gegendarstellungs-

pflicht auch für nichtperiodisch erscheinende Telemedien mit einem journalis-

tisch-redaktionell gestalteten Angebot gilt.
1622

  

 

                                                

1618 
Seitz/Schmidt/Schoener, Rdnr. 435.  

1619 
Zum Volltext des BayPrG s. http://www.presserecht.de/index.php?option=com_content&task=

view&id=14&Itemid=26.  
1620 

Soehring, Rdnr. 29.59. 
1621 

Vgl. F., III., a., aa., (3) der Arbeit. 
1622 

Vgl. F., III., a., aa., (3) der Arbeit. 
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Für die inhaltliche Ausgestaltung und sich ergebenden Problemen ist letztens 

festzuhalten, dass § 14 MDStV und somit auch § 56 RStV dem Vorbild der 

Landespressegesetze folgt.
1623

 

a. Würdigung 

Gegen einen Gegendarstellungsanspruch in Weblogs könnte das Argument der 

Waffengleichheit streiten.
1624

 Mit dem Gegendarstellungsanspruch kommt der 

Gesetzgeber seiner Pflicht nach, dass der Betroffene nicht zum bloßen Objekt in 

den Medien herabgestuft werden darf, sondern seinerseits mit einem rechtlich 

gesicherten Mittel seine eigene Sichtweise des Sachverhaltes darstellen kann.
1625

 

Aufgrund des fehlenden Erfordernisses des Beweises der Unwahrheit der in den 

Medien aufgestellten Tatsachenbehauptungen kann der Betroffene zeitnah rea-

gieren, so dass der Bezug zwischen Erstmitteilung und Stellungnahme des Be-

troffenen erhalten bleibt. Dies beugt der Gefahr vor, dass dem Hörer, Zuschauer 

und/oder Leser nur die von den Medien aufgestellten Tatsachenbehauptungen 

im Gedächtnis bleiben.
1626

 Inhaltlich muss die Bereitstellung der Gegendarstel-

lung dergestalt erfolgen, dass sie an gleicher Stelle, mit derselben Publizität und 

vor demselben Forum platziert wird.
1627

 Dem trägt § 56 Abs. 1, S. 2 RStV Rech-

nung, wonach die Gegendarstellung ohne Einschaltungen und Weglassungen in 

gleicher Aufmachung wie die Erstmitteilung angeboten werden muss. Die dem 

Gegendarstellungsanspruch inne wohnende Waffengleichheit könnte jedoch bei 

Weblogs aufgrund der Kommentarfunktion vorliegen und einen Gegendarstel-

lungsanspruch entfallen lassen. Die Kommentarfunktion ermöglicht es auch 

technischen Laien, sofort auf eine Tatsachenbehauptung reagieren zu können. 

Damit kann der Betroffene seine Sicht der Dinge unproblematisch darstellen. 

Anders als bei der gedruckten Presse bestehen auch keine Zugangsbarrieren, 

wonach der Betroffene mit großem Aufwand an die Verantwortlichen des tradi-

                                                

1623 
Ory, AfP 1998, 465, 466.  

1624 
Vgl. zum Wesen des Gegendarstellungsanspruchs als Mittel der Waffengleichheit Bullinger: Löff-
ler, § 11 LPG, Rdnr. 277 ff.  

1625 
BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318; 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382; BVerfG, Beschl. v. 25.8.1998, Az. 1 BvR 1435/98, NJW 1999, 483, 484.  
1626 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
1627 

BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
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tionellen Presseerzeugnisses herantreten muss. Seine Sichtweise kann er im 

Weblog auch an gleicher Stelle vortragen, da seine Stellungnahme direkt oder 

zumindest in enger Folge mit der Erstmitteilung des Weblog-Inhabers korres-

pondiert. Letztens kommt er in dem gleichen Forum zu Wort, da seine Ausfüh-

rungen die Antwort auf die Erstmitteilung darstellen und von dem gleichen Pu-

blikum gelesen werden können, das auch die Erstmitteilung erreicht hat. Dem-

nach könnte die Kommentarfunktion die verfassungsrechtliche Vorgabe erfül-

len, dass der Betroffene an „gleicher Stelle, mit derselben Publizität und vor 

demselben Forum“ zu Wort kommt.
1628

 Aufgrund dessen könnte ein Anspruch 

auf eine Gegendarstellung in Weblogs abzulehnen sein.  

 

Dem kann jedoch nicht gefolgt werden. Hinsichtlich der Reaktionsmöglichkeit 

ist bereits zu konstatieren, dass der Betroffene aufgrund zahlreicher Gründe erst 

wesentlich später von der in einem Weblog aufgestellten Tatsachenbehauptung 

(Erstmitteilung) Kenntnis erlangen kann. Eine derartige Gefahr der späten 

Kenntnisnahme bergen zwar auch Tatsachenbehauptungen in der gedruckten 

Presse. Gleichwohl sind aber auch die signifikanten Merkmale von Weblogs zu 

berücksichtigen. Insbesondere ist der mögliche Schneeballeffekt zu beachten, 

wonach eine Nachricht, die nur in einem einzigen Weblog veröffentlicht wurde, 

eine Millionenleserschaft erreichen kann. Die Weiterverarbeitung der ursprüng-

lichen Tatsachenbehauptung erfolgt dabei regelmäßig nicht „Eins-zu-Eins“, 

sondern zumeist in Teilen oder in abgeänderter Form. Auch wird die ursprüngli-

che Tatsachenbehauptung um weitere Informationen ergänzt. Somit besteht das 

hohe Risiko, dass die einmal aufgestellte Tatsachenbehauptung in einem voll-

ständig anderen Kontext erscheint oder ihren originären Sinngehalt verliert. Für 

den Betroffenen kann dies eine Verzerrung der ursprünglichen Tatsachenbe-

hauptung und somit einen noch tiefer gehenden Eingriff in sein allgemeines Per-

sönlichkeitsrecht darstellen als die Erstmitteilung. Das Instrument der Gegen-

darstellung kann dies aber verhindern. Es ermöglicht dem Betroffenen die Dar-

stellung seiner Sichtweise des Sachverhaltes an der gleichen Stelle wie die im 

Weblog publizierte Erstmitteilung.  

 

                                                

1628 
BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. 1 BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 318. 
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Die Geltung eines Gegendarstellungsanspruchs auch in Weblogs dient ferner der 

Meinungsfreiheit. Aufgabe der Presse ist die umfassende Bereitstellung von In-

formationen, damit sich der Bürger eine eigene Meinung bilden kann.
1629

 Dazu 

gehört aber nicht nur die Darstellung von Tatsachenbehauptung durch die Pres-

se, sondern auch die Publikation von Stellungnahmen eines von einer medialen 

Berichterstattung Betroffenen, da diese eine andere Sichtweise des Sachverhal-

tes enthalten,
1630

 die gleichfalls dem Leser als Grundlage zur Bildung seiner ei-

genen Meinung dienen kann. 

 

Letztens kann der Verzicht auf ein Gegendarstellungsrecht in Weblogs auch we-

gen des Verstoßes gegen den Gleichheitsgrundsatz aus Art. 3 Abs. 1 GG nicht 

hingenommen werden. Eine Ungleichbehandlung gleicher Sachverhalte ist nur 

beim Vorliegen eines gewichtigen Grundes zulässig.
1631

 Ein derart gewichtiger 

Grund für die Freistellung von Weblogs von der Pflicht des Vorhaltens einer 

Gegendarstellung ist aber nicht ersichtlich.  

b. Ergebnis zu IV., 4.  

Trotz der Kommentarfunktion in Weblogs, die einem Betroffenen eine unmittel-

bare, zeitnahe und gleichwirksame Reaktion auf eine aufgestellte Tatsachenbe-

hauptung ermöglicht, besteht auch für Tatsachenbehauptungen in Weblogs ein 

Gegendarstellungsanspruch gem. § 56 RStV.  

Das Argument der Waffengleichheit durch die Kommentarfunktion in Weblogs 

vermag wegen der Eigenheit der Informationsverbreitung in Weblogs nicht zu 

überzeugen. Es besteht die hohe Gefahr, dass eine in einem einzigen Weblog 

aufgestellte Tatsachenbehauptung von vielen anderen Weblogs aufgenommen 

wird und durch Weglassungen, Ergänzungen und Hinzufügungen weiterer In-

formationen ein verzerrtes Bild der früheren Tatsachenbehauptung entstehen 

kann. Könnte der Betroffene dies nicht richtig stellen, würde ein noch tiefer ge-

                                                

1629 
BVerfG „Spiegel“, Teilurteil v. 5.8.1966, Az. 1 BvR 586/62, 610/63, 512/64, BVerfGE 20, 162-

230; NJW 1966, 1603, 1604. 
1630 

BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1382; BVerfG, Beschl. v. 25.8.1998, Az. 1 BvR 1435/98, NJW 1999, 483, 484. 
1631 

Jarass: Jarass/Pieroth, Art. 3, Rdnr. 14.  



 

 

- 450 - 

hender Eingriff in sein allgemeines Persönlichkeitsrecht vorliegen als durch die 

Erstmitteilung.  

Die Bejahung eines Gegendarstellungsanspruchs dient ferner der Meinungsfrei-

heit, weil der Leser die Sichtweise des Betroffenen kennen lernen und diese als 

weiteren Ausgangspunkt nutzen kann, um sich eine eigene Meinung zu bilden.  

Letztens erfordert auch Art. 3 Abs. 1 GG ein Gegendarstellungsrecht in 

Weblogs, da der insoweit erforderliche gewichtige Grund für eine Ungleichbe-

handlung zu anderen Vertretern der elektronischen Presse nicht ersichtlich ist.  

5. Inhaltliche Ausgestaltung und Platzierung der Gegendarstellung in 

Weblogs sowie Dauer der Vorhaltung 

§ 56 Abs. 1 RStV regelt die inhaltliche Ausgestaltung der Gegendarstellung  

ebenso wie ihre Platzierung und wie lange sie im Angebot vorzuhalten ist. Be-

reits aus der zum größten Teil erfolgten wortwörtlichen Übernahme aus den 

Presse- und Mediengesetzen der Länder, die Weblogs überhaupt nicht kennen, 

wird deutlich, dass sich hier juristische Probleme ergeben. Diesen gilt es nach-

zugehen.  

a. Inhaltliche Ausgestaltung der Gegendarstellung 

Nach § 56 Abs. 1, S. 2 RStV ist die Gegendarstellung ohne Einschaltungen und 

Weglassungen in der gleichen „Aufmachung wie die Tatsachenbehauptung“ an-

zubieten. Fraglich ist, wie die konkrete Ausgestaltung auszusehen hat.  

aa. Konkrete Ausgestaltung in Weblogs 

Aus der Wendung „Aufmachung“ folgt, dass die Gegendarstellung gestaltungs-

identisch mit der Erstmitteilung sein muss.1632 Sie muss das gleiche Layout wie 

die Erstmitteilung aufweisen, so dass die gleiche Schriftart, die gleiche Schrift-

größe und sonstige, in der Erstmitteilung benutzte gestalterische Elemente, zu 

verwenden sind. Schließlich kann nur so den verfassungsrechtlich gebotenen 

Vorgaben Rechnung getragen werden, dass die Gegendarstellung von dem glei-

                                                

1632 
Barton, MMR 1998, 294, 296.  
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chen Leserkreis mit der gleichen Aufmerksamkeit wahrgenommen werden 

kann.1633 Aufgrund der benutzerfreundlichen Ausgestaltung von Weblogs liegt 

darin für den Weblog-Inhaber auch keine Unzumutbarkeit. Hinzu tritt, dass das 

Layout zumeist in den Grundeinstellungen vordefiniert ist, so dass gar keine 

Mühen für den Weblog-Inhaber entstehen. Letztens muss die Gegendarstellung 

als solche gekennzeichnet werden, damit der Leser auf den ersten Blick erken-

nen kann, dass sich der Betroffene zu Wort meldet. Gefordert, aber auch ausrei-

chend, ist die Überschrift „Gegendarstellung“ über dem einzustellenden Text der 

Gegendarstellung.1634  

bb. Ergebnis zu IV., 5., a. 

Die inhaltliche Ausgestaltung muss gestaltungsidentisch mit der Erstmitteilung 

sein. Sie muss folglich das gleiche Layout aufweisen. Bei der Bereitstellung der 

Gegendarstellung muss diese mit der Überschrift „Gegendarstellung“ versehen 

werden. 

b. Platzierung der Gegendarstellung und Dauer der Vorhaltung 

Die Landesgesetzgeber differenzieren bei der Platzierung und bei der Dauer der 

Gegendarstellung, ob die Erstmitteilung nach dem Begehr einer Gegendarstel-

lung noch im Angebot vorhanden ist oder nicht. Soweit die Erstmitteilung noch 

vorhanden ist, normiert § 56 Abs. 1, S. 3 RStV, dass die Gegendarstellung so-

lange wie die Erstmitteilung in unmittelbarer Verknüpfung mit ihr anzubieten 

ist. Wird die Erstmitteilung nicht mehr angeboten, weil etwa das Angebot ge-

löscht wurde, so muss die Gegendarstellung gem. § 56 Abs. 1, S. 4 RStV an 

vergleichbarer Stelle so lange wie die nicht mehr vorhandene Erstmitteilung be-

reitgehalten werden. 

Fraglich ist, wie die konkrete Platzierung und die Dauer der Vorhaltung der Ge-

gendarstellung in Weblogs zu erfolgen hat. Unter Berücksichtigung der gesetzli-

                                                

1633 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125;  NJW 1998, 1381, 

1384.  
1634 

Barton, MMR 1998, 294, 296.  
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chen Differenzierung wird dabei unterschieden, ob die Erstmitteilung noch im 

Archiv des Weblogs vorhanden ist oder nicht.  

aa. Platzierung und Dauer der Gegendarstellung bei Vorhandensein der 

Erstmitteilung im Archiv 

Ausgangspunkt bildet die nach § 56 Abs. 1, S. 3 RStV verlangte Verknüpfung 

von Erstmitteilung und Gegendarstellung. Dabei gilt es die Besonderheiten von 

Weblogs zu berücksichtigen.  

(1) Verknüpfung und Beachtung der Besonderheiten von Weblogs 

Hinsichtlich der Verknüpfung wurde in der Literatur für die elektronischen Aus-

gaben der traditionellen Presse schon früh der Vorschlag der Verlinkung unter-

breitet.1635 Danach reiche es aus, wenn die Erstmitteilung und der Hinweis auf 

die Gegendarstellung zusammen auf dem Bildschirm erscheinen.1636 Die Erst-

mitteilung muss mit dem Zusatz „Zu dieser Darstellung liegt eine Gegendarstel-

lung vor“ als Überschrift versehen und der Leser mittels eines Links zu einer 

tiefer gelegenen Seite geführt werden, wo der gesamte Text der Gegendarstel-

lung eingesehen werden kann.1637 

 

Für Weblogs hat allerdings eine Modifikation zu erfolgen, da die Erstmitteilung 

ihrerseits als aktuellster Beitrag an erster Stelle des gesamten Weblog publiziert 

wurde. Die Veröffentlichung entspricht somit einer Tatsachenbehauptung auf 

der Titelseite einer gedruckten Zeitung beziehungsweise Zeitschrift. Somit muss 

dem Grundsatz Rechnung getragen werden, dass der Betroffene mit der Gegen-

darstellung den gleichen Leserkreis mit der gleichen Aufmerksamkeit erreichen 

kann,1638 wie die Erstmitteilung. Daraus ergibt sich für die Platzierung Folgen-

des: Als neuen, aktuellsten Beitrag muss der Weblog-Inhaber auf die Gegendar-

stellung hinweisen. Dies kann mit der Überschrift „Zu meinem Beitrag vom 

                                                

1635 
Ory, AfP 1998, 465, 468. 

1636 
Seitz: Hoeren/Sieber, 8.2, Rdnr. 125. 

1637 
Ory, AfP 1998, 465, 468. 

1638 
BVerfG, Beschl. v. 14.1.1998, Az. 1 BvR 1861/93 u. a., BVerfGE 97, 125; NJW 1998, 1381, 

1384.  
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XX.XX.XX liegt eine Gegendarstellung vor“ geschehen. Die Meldung muss 

sodann einen Link auf den ursprünglichen, vom Verletzten beanstandeten Bei-

trag enthalten und dort mit der Überschrift „Gegendarstellung“ versehen wer-

den. Die Überschrift muss des Weiteren mit einem Link unterlegt werden, der 

anschließend zu einer tiefer gelegenen Unterseite führt, auf der die vollständige 

Gegendarstellung bereitgestellt wird.  

Der darin liegende Eingriff in die Gestaltungsfreiheit der Presse, die insbesonde-

re für die Titelseite und auch für die Eingangsseite eines Weblogs gilt, ist hinzu-

nehmen. Die die Tatsachenbehauptung enthaltende Erstmitteilung erfolgte de 

facto an erster Stelle des Weblogs, so dass aufgrund der Waffengleichheit auch 

eine Gegendarstellung an genau jener Stelle zu erfolgen hat.  

Dabei muss allerdings abermals eine Besonderheit von Weblogs berücksichtigt 

werden. Diese liegt darin, dass die einst aktuellste Meldung im weiteren Verlauf 

an Aktualität abnimmt, in der Anzeige der weiteren Beiträge nach unten und 

schließlich in das Archiv verschoben wird. Dies muss auch für die Meldung mit 

dem Hinweis auf die Gegendarstellung gelten. Schließlich erfolgte dieser Vor-

gang auch mit der beanstandeten Erstmitteilung. Zu beachten ist dabei aber, dass 

der Weblog-Inhaber die Meldung mit dem Hinweis auf die Gegendarstellung 

nicht dadurch entwerten darf, dass er diese zwar an erster Stelle publiziert, dann 

aber in rascher Zeitfolge weitere Beiträge/Artikel publiziert, obwohl dies nicht 

der sonstigen Aktualitätsfrequenz entspricht.  

 

Hinsichtlich der Dauer der Vorhaltung der Gegendarstellung bestehen keine 

Probleme. Sie ist solange bereitzuhalten, wie die Erstmitteilung im Archiv ein-

sehbar ist. 

(2) Ergebnis zu IV., 5., b., aa. 

Aufgrund der Waffengleichheit muss der Weblog-Inhaber an erster Stelle des 

Weblogs darauf hinweisen, dass zu einem früheren Beitrag/Artikel eine Gegen-

darstellung vorliegt. Dieser - nunmehr aktuellste Eintrag - muss zu jenem Bei-

trag im Archiv führen, den die Gegendarstellung betrifft. An diesem archivierten 

Beitrag muss der Weblog-Inhaber die Überschrift „Gegendarstellung“ anbringen 
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und selbigen mit einem Link versehen, der zu einer tiefer gelegenen Seite führt, 

auf der die vollständige Gegendarstellung bereitgestellt wird.  

 

Hinsichtlich der Dauer muss die Gegendarstellung solange vorgehalten werden, 

wie die Erstmitteilung im Archiv des Weblogs einzusehen ist.  

bb. Platzierung und Dauer der Gegendarstellung bei fehlendem Vorhan-

densein der Erstmitteilung 

Auch für den Fall, dass die Erstmitteilung nicht mehr im journalistisch-

redaktionell gestalteten Angebot zur Verfügung gestellt wird, enthält der RStV 

eine gesonderte Regelung. Vorliegend wird die Konstellation behandelt, dass 

nur die Erstmitteilung gelöscht wurde und nicht das gesamte Weblog. 

(1) Platzierung der Gegendarstellung 

Die angesprochene Regelung enthält § 56 Abs. 1, S. 4 RStV, wonach beim 

Nichtmehrvorhandensein der Erstmitteilung die Gegendarstellung an „ver-

gleichbarer Stelle“ vorzuhalten ist. Dies soll sicherstellen, dass der Leser die 

Gegendarstellung an jenem Ort wahrnehmen kann, an dem auch die Erstmittei-

lung platziert war.
1639

 Welche vergleichbare Stelle in einem Weblog in Betracht 

kommt, soll im Folgenden untersucht werden. 

(a) Vergleichbare Stelle und Auswirkung der Löschung der Erstmittei-

lung 

Ausgangspunkt für die vergleichbare Stelle in Weblogs bildet der Gesetzes-

zweck, wonach die Waffengleichheit von Publizierendem und Betroffenem her-

gestellt werden soll.
1640

  

Bei Weblogs stellt sich jedoch das Problem, dass die Erstmitteilung zum Zeit-

punkt ihrer erstmaligen Einstellung auf der Eingangsseite des Weblogs präsen-

tiert wurde, mit zunehmender Dauer in der Beitragsanzeige immer weiter nach 

unten und schließlich in das Archiv verschoben wurde. Dort angelangt, wurde 

                                                
1639 

Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, MDStV § 10, Rdnr. 38.  
1640 

Bullinger: Löffler, § 11 LPG, Rdnr. 277 ff. 
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sie gelöscht. Somit fehlt die Erstmitteilung als Bezugspunkt für die Gegendar-

stellung. Würde nunmehr eine Gegendarstellungspflicht, gleichgültig an welcher 

Stelle des Weblogs, bestehen, würde sie mangels Bezugspunkt ihren Sinn verlie-

ren. Schließlich kann der Leser der Gegendarstellung deren Sinngehalt nicht er-

mitteln, weil er die Erstmitteilung nicht lesen kann. Dieser Umstand könnte da-

für sprechen, dass in der vorliegenden Konstellation kein Gegendarstellungsan-

spruch besteht. Dafür könnte auch das Argument streiten, dass der Weblog-

Inhaber gar nicht mehr über die Erstmitteilung verfügt und ihm eine Wiederher-

stellung aufgrund der Löschung faktisch nicht möglich ist. Gleichwohl darf aber 

nicht der Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen über-

sehen werden. Selbiger ist durch die Erstmitteilung eingetreten. Darüber hinaus 

liegt dann eine Perpetuierung des Eingriffs vor, wenn andere Weblogs die Erst-

mitteilung aufgenommen und/oder redaktionell verwertet haben. Gegen das Ent-

fallen des Gegendarstellungsanspruchs spricht letztens, dass sich der Weblog-

Inhaber der gesetzlich normierten Pflicht schlicht dadurch entziehen könnte, in-

dem er einfach die Erstmitteilung löscht.
1641

 

(b) Zwischenergebnis 

Die Löschung der Erstmitteilung bewirkt kein Entfallen des Gegendarstellungs-

anspruchs. Der Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht des Betroffenen 

liegt schließlich durch die Erstmitteilung de facto vor. Ferner kommt es bei einer 

Aufnahme und/oder redaktionellen Bearbeitung in anderen Weblogs zu einer 

Perpetuierung des Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht. Letztens darf 

dem Weblog-Inhaber nicht die Möglichkeit eröffnet werden, sich durch schlich-

tes Löschen der Erstmitteilung seiner Pflicht zur Gegendarstellung entziehen zu 

können. 

                                                

1641 
Vgl. Seitz für den Gegendarstellungsanspruch bei Angeboten der traditionellen Presse im Internet, 

Seitz: Hoeren/Sieber, 8.2, Rdnr. 125.  
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(c) Lösungsvorschlag und Begründung 

Da die Gegendarstellungspflicht bei Löschung der Erstmitteilung nicht entfällt, 

kann folgender Lösungsvorschlag unterbreitet werden, der im Anschluss be-

gründet wird. 

(aa) Lösungsvorschlag 

Soweit die Erstmitteilung noch im Cache einer Suchmaschine vorhanden ist  

oder in einem Internetarchiv wie der „Wayback-Maschine“ vorgehalten wird, ist 

dem Weblog-Inhaber die Wiederherstellung möglich. Dann muss er in der be-

schriebenen Form in dem aktuellsten Beitrag auf die Gegendarstellungspflicht 

hinweisen und die beschriebene Platzierung sicherstellen.  

 

Soweit die Erstmitteilung in keiner Form zu rekonstruieren ist, hat der Weblog-

Inhaber auf der Eingangsseite eine eigene Rubrik mit der Überschrift „Gegen-

darstellung“ zu implementieren. Die Stelle muss dabei gut wahrnehmbar sein, 

was von der konkreten Ausgestaltung des jeweiligen Weblogs abhängt. Jeden-

falls darf die Darstellung nicht an versteckter Stelle erfolgen. Die Rubrik ist mit 

einem Link zu versehen, der auf eine tiefer liegende Seite führt, auf der der ge-

samte Text der Gegendarstellung einzustellen ist. Hinsichtlich des zulässigen 

Redaktionsschwanzes ist dem Weblog-Inhaber dabei gestattet, dass er darauf 

hinweisen darf, dass er über die Erstmitteilung nicht mehr verfügt. 

(bb) Begründung 

Der dargelegte Lösungsvorschlag berücksichtigt die Interessen des Betroffenen, 

dem ein Recht auf eine Gegendarstellung qua Gesetz zusteht, das ihm vom 

Weblog-Inhaber durch schlichtes Löschen der Erstmitteilung nicht genommen 

werden darf. Eine andere Sichtweise würde dem Normzweck des § 56 RStV 

zuwiderlaufen, der im Sinne der Waffengleichheit den Schutz des allgemeinen 

Persönlichkeitsrechts eines von einer medialen Berichterstattung Betroffenen 

gewährleistet.1642 Auf Seiten des Weblog-Inhabers trägt der Lösungsvorschlag 

                                                

1642 
Seitz: Hoeren/Sieber, 8.2, Rdnr. 87. 
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dem verfassungsrechtlichen Gebot Rechnung, dass der Träger des Grundrechts 

bei einer Kollision mit einem anderen Grundrecht nicht über Gebühr belastet 

werden darf.
1643

 Soweit die Erstmitteilung durch eine entsprechende Recherche 

im Internet rekonstruierbar ist, ist der Verhältnismäßigkeitsgrundsatz gewahrt, 

wenn der Weblog-Inhaber die Nachforschung vornimmt und die Erstmitteilung 

zusammen mit der Gegendarstellung in sein Archiv einstellt. Aber auch im Hin-

blick für den Lösungsvorschlag bei einer nicht mehr möglichen Rekonstruier-

barkeit der Erstmitteilung wird von dem Weblog-Inhaber nichts Unzumutbares 

verlangt. Dem steht auch nicht entgegen, dass die Rubrik auf der Eingangsseite 

platziert werden muss. Zwar besteht hier ein tiefer gehender Eingriff in die ver-

fassungsrechtlich garantierte Gestaltungsfreiheit der Presse im Hinblick auf die 

Titelseite und vorliegend bezüglich der Eingangsseite. Jedoch ist die Gegendar-

stellung aus technischen Gründen nicht anders zu realisieren. Eine andere Opti-

on zur Einhaltung des Gebots der Waffengleichheit in Form desselben Leser-

kreises und des gleichen Publizitätsgrads besteht nicht. Der Eingriff in die Ge-

staltungsfreiheit auf der Eingangsseite ist letztlich auch deshalb hinzunehmen, 

weil der Lösungsvorschlag dem Weblog-Inhaber das Recht zuspricht, im Redak-

tionsschwanz darauf hinzuweisen, dass die Erstmitteilung nicht mehr existiert. 

cc. Ergebnis zu IV., 5., b., bb. 

Soweit die Erstmitteilung durch entsprechende und zumutbare Recherchen re-

konstruierbar ist, hat die Platzierung in der gleichen Form zu erfolgen wie bei 

einer noch vorhandenen Erstmitteilung. 

 

Ist eine Rekonstruierbarkeit nicht realisierbar, muss der Weblog-Inhaber auf der 

Eingangsseite eine eigene Rubrik mit der Überschrift „Gegendarstellung“ im-

plementieren. Diese Rubrik hat er mit einem Link zu einer tiefer liegenden Seite 

zu versehen, auf der die gesamte Gegendarstellung bereitgehalten wird. Er darf 

dabei aber auch auf den Umstand hinweisen, dass er nicht mehr im Besitz der 

Erstmitteilung ist. Für diesen tiefgreifenden Eingriff in die Gestaltungsfreiheit 

der Presse spricht der technische Umstand, dass auf anderem Wege dem Recht 

                                                

1643 
BVerfG „Gegendarstellung I“, Beschl. v. 8.2.1983, Az. BvL 20/81, GRUR 1983, 316, 319.  
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auf Achtung des allgemeinen Persönlichkeitsrechts des Betroffenen keine Rech-

nung getragen werden kann.  

(1) Dauer der Vorhaltung der Gegendarstellung 

Für die Dauer der Vorhaltung der Gegendarstellung nach Entfernung der Erst-

mitteilung normiert § 56 Abs. 1, S. 4 RStV, dass die Gegendarstellung solange 

vorzuhalten ist, wie die Erstmitteilung bereitgestellt wurde. Der Vergleich der 

Wortlaute für den Gegendarstellungsanspruch aus § 10 MDStV 1997 und § 14 

MDStV zum jetzigen § 56 Abs. 1, S. 4 RStV ergibt, dass die damalige Begren-

zung der Dauer von höchstens einem Monat in § 56 Abs. 1, S. 4 RStV fehlt.
1644

 

Dies bedarf einer Würdigung. 

(a) Würdigung 

Die jetzige Regelung ohne eine Höchstdauer unterliegt aufgrund ihrer Unbe-

stimmtheit verfassungsrechtlichen Bedenken. Die Bedenken sind jedoch dann 

ausgeräumt, wenn ein Redaktionsversehen vorliegt. Bei einem Redaktionsverse-

hen handelt es sich um einen „Erklärungsirrtum“, wonach der Wortlaut des Ge-

setzes etwas anderes aussagt als der Gesetzgeber tatsächlich wollte.
1645

 Ein der-

artiger Irrtum ist entsprechend des tatsächlichen Willens des Gesetzgebers zu 

berichtigen.
1646

 Im Wege der historischen Auslegung, die nach der Absicht des 

Gesetzgebers fragt, können alle Materialien verwertet werden, die Rückschluss 

auf die Vorstellung und Wertung des Gesetzgebers zulassen.
1647

 Da die Begrün-

dungen zu Gesetzen und Staatsverträgen gleichfalls zu diesen Materialien gehö-

ren, kann auf die Begründung zu § 56 RStV zurückgegriffen werden. Sie enthält 

neben zwei klarstellenden Sätzen zum generellen Anwendungsbereich für den 

Gegendarstellungsanspruch nur die wörtliche Aussage: „§ 56 übernimmt die 

Regelungen des § 14 Mediendienste-Staatsvertrag“.
1648

 Daraus wird deutlich, 

dass die Landesgesetzgeber die sonstigen Regelungen des nicht mehr geltenden 
                                                

1644 
S. für den Wortlaut von § 10 MDStV 1997 unter anderem bei Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, 

S. 557. 
1645 

Bydlinski, S. 393.  
1646 

Bydlinski, S. 393.  
1647 

Bydlinski, S. 449.  
1648 

Begründung zum 9. RStV, LT-Drucks. BW 14/558, S. 39.  
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§ 14 MDStV beibehalten wollten, was somit auch für die Höchstfrist des Vor-

haltens von einem Monat gilt. Der Normtext enthält folglich eine andere Aussa-

ge als die von den Landesgesetzgebern tatsächlich gewollte. Das vorliegende 

Redaktionsversehen ist hinsichtlich des tatsächlichen Willens zu korrigieren, so 

dass die Höchstfrist von einem Monat auch für den jetzigen § 56 Abs. 1, S. 4 

RStV Anwendung findet.  

(b) Ergebnis zu IV., 5., b., bb., (2) 

In § 56 Abs. 1, S. 4 RStV liegt ein Redaktionsversehen hinsichtlich der fehlen-

den Höchstfrist vor. Entsprechend des tatsächlichen Willens der Landesgesetz-

geber ist § 56 Abs. 1, S. 4 RStV wie folgt zu ergänzen:  

 

„Wird die Tatsachenbehauptung nicht mehr angeboten oder endet das Angebot 

vor Aufnahme der Tatsachenbehauptung, so ist die Gegendarstellung an ver-

gleichbarer Stelle solange anzubieten, wie die Tatsachenbehauptung, höchstens 

jedoch einen Monat“. 

6. Glossierungsverbot bei Gegendarstellungen gem. § 56 RStV 

Der Wortlaut von § 56 Abs. 1, S. 5 RStV normiert, dass sich eine Erwiderung 

auf die Gegendarstellung nur auf tatsächliche Angaben beschränken darf. Da das 

bayerische Pressegesetz ein daraus folgendes Glossierungsverbot nicht explizit 

kennt, muss diesem Umstand für Gegendarstellungen im Internet nachgegangen 

werden. 

a. Würdigung 

Soweit Art. 10 BayPrG kein Glossierungsverbot kennt, ist der eindeutige Wort-

laut von § 56 Abs. 1, S. 5 RStV in den Blick zu nehmen. Er verbietet Anmer-

kungen des zur Gegendarstellung verpflichteten Presseerzeugnisses. Da Bayern 

den RStV hinsichtlich des Gegendarstellungsanspruchs in dessen vollständigem 

Wortlaut durch die Ratifizierung des RStV in seiner derzeit geltenden Fassung 
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anerkannt hat, gilt das Glossierungsverbot auch für das Gebiet des Freistaates 

Bayern.  

b. Ergebnis zu IV., 6.  

Das Glossierungsverbot gem. § 56 Abs. 1, S. 5 RStV verpflichtet alle Teleme-

dien mit einem journalistisch-redaktionell gestalteten Angebot. Die für die ge-

druckte Presse normierte Ausnahme in Art. 10 BayPrG findet aufgrund des ein-

deutigen Wortlautes und der Ratifizierung durch den Freistaat Bayern keine 

Anwendung auf Telemedien mit journalistisch-redaktionellen Angeboten.  

7. Die Platzierung des Redaktionsschwanzes in Weblogs 

Der Abdruck eines Redaktionsschwanzes in der dargelegten Form des Hinwei-

ses auf die rechtliche Pflicht zur Veröffentlichung der Gegendarstellung ist für 

die gedruckte Presse zulässig.
1649

 Da zwischen elektronischer und gedruckter 

Presse kein Unterschied besteht und auch weder dem Wortlaut des § 56 RStV 

noch der diesbezüglichen Begründung der Landesgesetzgeber etwas Gegenteili-

ges zu entnehmen ist, begegnet die Einstellung des Redaktionsschwanzes auch 

bei der elektronischen Presse und somit in Weblogs keinen Bedenken. Fraglich 

ist aber, ob der Redaktionsschwanz auch in Weblogs direkt unter der Gegendar-

stellung platziert werden darf. 

a. Würdigung 

§ 56 Abs. 1, S. 5 RStV normiert, dass sich die Erwiderung auf eine Gegendar-

stellung auf tatsächliche Angaben beschränken muss und dass sie nicht unmit-

telbar mit der Gegendarstellung verknüpft werden muss. Ebenso wie in den 

Presse- und Mediengesetzen sollen damit Wertungen seitens des Anbieters ver-

hindert werden, die die Gegendarstellung abwerten oder abschwächen kön-

nen.
1650

 Der Redaktionsschwanz in der dargelegten Form weist den Leser jedoch 

                                                

1649 
Seitz/Schmidt/Schoener, Rdnr. 435; Soehring, Rdnr. 29.62.  

1650 
Beucher/Leyendecker/v. Rosenberg, MDStV § 10, Rdnr. 40. 
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nur auf die bestehende Pflicht zur Vorhaltung der Gegendarstellung hin und 

stellt keine Erwiderung dar.
1651

  

b. Ergebnis zu 7.  

Da der Redaktionsschwanz keine Erwiderung iSv § 56 Abs. 1, S. 5 RStV dar-

stellt, darf er in Weblogs direkt unter den Text der Gegendarstellung platziert 

werden.  

8. Gesamtergebnis zu IV. 

Für das Gegendarstellungsrecht konnten folgende Ergebnisse eruiert werden:  

 

Trotz der Kommentarfunktion, mittels der Betroffene zeitnah, „an gleicher Stel-

le, mit derselben Publizität und vor demselben Forum“ zu Wort kommen kann, 

besteht auch für Tatsachenbehauptungen (Erstmitteilung) in Weblogs ein Ge-

gendarstellungsanspruch, denn nur so kann der Betroffene vor dem gleichen 

Publikum mit der gleichen publizistischen Wirkung zu Wort kommen. Ferner 

dient der Gegendarstellungsanspruch der Meinungsfreiheit, da der Leser die 

Sichtweise des Betroffenen kennen lernen und für seine Meinungsbildung be-

rücksichtigen kann. 

 

Die inhaltliche Ausgestaltung der Gegendarstellung muss in der gleichen Form 

wie die Erstmitteilung erfolgen. Dies bedeutet eine Gestaltungsidentität von Ge-

gendarstellung und Erstmitteilung. Über dem einzustellenden Text hat die Über-

schrift „Gegendarstellung“ zu erscheinen.  

 

Soweit die Erstmitteilung noch im Archiv vorhanden ist, muss der Weblog-

Inhaber einen neuen aktuellsten Beitrag im Weblog publizieren und darin auf 

das Vorliegen einer Gegendarstellung für den angemahnten Beitrag hinweisen. 

Der - nunmehr aktuellste Beitrag - ist mit einem Link zu dem angemahnten Bei-

trag auszustatten. Dieser „alte“ Beitrag ist nachträglich mit der Überschrift „Ge-

gendarstellung“ zu versehen, die wiederum einen Link enthalten muss, der auf 
                                                

1651 
Seitz/Schmidt/Schoener, Rdnr. 436; Ory, AfP 1998, 465, 468.  
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eine tiefer gelegene Seite führt, auf der die vollständige Gegendarstellung be-

reitgehalten wird.  

 

Bei Vorhandensein der Erstmitteilung ist die Gegendarstellung solange einzu-

stellen, wie die Erstmitteilung im Archiv einsehbar ist.  

 

Ist die Erstmitteilung aufgrund ihrer Löschung nicht mehr im Archiv des 

Weblogs vorhanden, bewirkt dies nicht das Entfallen des Gegendarstellungsan-

spruchs. Schließlich ist der Eingriff in das allgemeine Persönlichkeitsrecht ein-

getreten. Sobald andere Weblogs die Erstmitteilung aufgenommen und/oder re-

daktionell verarbeitet haben, besteht darüber hinaus die Gefahr der Perpetuie-

rung des Eingriffs in das allgemeine Persönlichkeitsrecht und letztens könnte 

sich der Weblog-Inhaber durch schlichtes Löschen der Erstmitteilung der Pflicht 

zur Bereitstellung einer Gegendarstellung entziehen.  

 

Als Lösung wird deshalb Folgendes vorgeschlagen:  

 

Soweit die Erstmitteilung durch eine Recherche im Internet rekonstruierbar ist, 

ist der Weblog-Inhaber zur Vornahme selbiger verpflichtet und muss das Ver-

fahren der Bereitstellung wählen, wie es für einen noch vorhandenen Beitrag 

dargelegt wurde. 

 

Ist die Erstmitteilung definitiv nicht mehr rekonstruierbar, ist der Weblog-

Inhaber verpflichtet, auf der Eingangsseite eine neue Rubrik zu implementieren, 

die den Wortlaut „Gegendarstellung“ enthalten muss. Die Rubrik ist sodann mit 

einem Link zu versehen, der auf eine tiefer gehende Seite führt, auf der die Ge-

gendarstellung bereitgehalten wird. Gestattet ist dem Weblog-Inhaber dabei, 

dass er im Redaktionsschwanz darauf hinweist, dass er nicht mehr im Besitz der 

Erstmitteilung ist. Nur so kann die geforderte Waffengleichheit gewährleistet 

werden. Dass dabei die Gestaltungsfreiheit der Presse beeinträchtigt ist, ist auf-

grund technisch fehlender anderer Möglichkeiten hinzunehmen. 

 

Die weiteren Ergebnisse lauten wie folgt: 
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Soweit die Erstmitteilung gelöscht wurde, enthält § 56 Abs. 1, S. 4 RStV nicht 

wie § 14 MDStV eine Höchstfrist von einem Monat. Dabei handelt es sich je-

doch um ein Redaktionsversehen. § 56 Abs. 1, S. 4 RStV ist zum Schluss um 

den Halbsatz „höchstens jedoch ein Monat“ zu ergänzen. 

 

Das in § 56 Abs. 1, S. 5 RStV normierte Glossierungsverbot gilt auch für Bay-

ern.  

 

Der Redaktionsschwanz ist in der Form, dass nur auf die gesetzliche Pflicht zur 

Bereitstellung einer Gegendarstellung hingewiesen wird, für die elektronische 

Presse und somit auch für Weblogs zulässig. Der Redaktionsschwanz darf direkt 

unter den Text der Gegendarstellung platziert werden. 
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